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Vorwort. 



Das Eisenbahnwesen der meisten europäischen und 
verschiedener überseeischer Staaten hat eine systematische 
Bearbeitung gefunden. Der Schweiz aber fehlt es an einem 
Werke, welches die gesamte schweizerische Eisenbahn- 
geschichte, das schweizerische Eisenbahnrecht und die 
schweizerische Eisenbahnökonomik darstellt. Der Verfasser 
hat sich diese Arbeit zum Ziele gesetzt, obschon er sich 
bewusst ist, dass dies gerade bei den verwickelten schwei- 
zerischen Verhältnissen keine Kleinigkeit ist. Das Nach- 
stehende ist als ein Ausschnitt aus dieser grössern Arbeit 
zu betrachten. Derselbe behandelt in eingehender Weise 
die erste Tätigkeit der Bundesbehörden in Eisenbahnsachen 
imd die Entstehung des ersten schweizerischen Eisenbahn- 
gesetzes. Daran schliesst sich die Schilderung des durch 
dieses Gesetz geschaffenen Rechtszustandes. Die ganze Ar- 
beit wurde aus den Originalquellen und Akten geschöpft, 
so dass naturgemäss nur wenig Literaturnachweise ange- 
bracht werden konnten. Die bestehende Literatur ist über- 
dies spärlich und bewegt sich nur im Rahmen von kurzen 
Abrissen. 

Herrn Professor Dr. A. Oncken in Bern, der meiner 
Arbeit immer grosses Interesse entgegenbrachte, bin ich zu 
grossem Dank verpflichtet, den ich hiermit gerne ausspreche. 
Ebenso statte ich Herrn Bundesarchivar Dr. Kaiser für die 
Freundlichkeit, mit der er mir das im Bundesarchiv liegende 
Material zur Verfügung stellte, meinen Dank ab. 

Bern, den 15. April 1903. 

Der Verfasser. 
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I. Kapitel. 

Einleitung. 



!• Die politischen Zustände in der Schweiz hatten sich 
in den Jahren 1830 — 1847 soweit zugespitzt, dass es zinn 
Bruderkriege kommen musste. Der Sonderbund wurde auf- 
gelöst und der alte beengende Bundesvertrag, der auf dem 
Prinzipe der Kantonalsouveränität beruhte und jede gesunde 
politische und wirtschaftliche Entwicklung total hemmte, 
aufgehoben. Am 27. Juni 1848 erklärte sich die Mehrheit 
der Stände für das neue Bundesprojekt und am 12. Sep- 
tember 1848 wurde die neue Bundesverfassung angenommen. 
Damit war der Uebergang vom Staatenbunde zum Bundes- 
staate eingeleitet. 

Die neue Bundesverfassung beschäftigt sich direkt 
nirgends mit den Eisenbahnen. Doch enthielt sie einen 
Artikel, nämlich den Artikel 21, welcher in der Folge die 
Grundlage einer eidgenössischen Eisenbahngesetzgebung 
wurde und das Zustandekommen von Eisenbahnen über- 
haupt ermöglichte. 

2. Im Jahre 1849 kamen auf Anregung des Herrn 
U, Zellweger von Trogen in Basel und Zürich eine Reihe 
von Eisenbahnfreunden zusammen und beschlossen, eine 
Petition an den h. Bundesrat, das Eisenbahnwesen betreffend, 
zu richten. Diese gab den Anstoss dazu, dass sich die ober- 
sten Bundesbehörden mit dem Eisenbahnwesen befassten, 
was dann hinwiederum zum prinzipiellen Entscheide über 
Annahme des Staats- oder Privatbahnsystemes führte. Wir 
teilen dieses für das schweizerische Eisenbahnwesen so wich- 
tige und folgenreiche Aktenstück wörtlich mit. Es lautet : 



« Tit. Während einer Reihe von Jahren sind die ersten 
Staaten von Europa mit der Anlegung von Eisenbahnen 
eifrig beschäftigt gewesen; und dieses Streben haben sie 
auch in der letzten Zeit, ungeachtet der politischen Wirren 
und finanziellen Verlegenheiten, mit beharrlicher Anstren- 
gung fortgesetzt. Die Schweiz allein hat kaum die Hand 
ans Werk gelegt, obschon hier nicht weniger als an andern 
Orten das aufgeklärte Urteil und die öffentliche Meinung 
überhaupt von der hohen Wichtigkeit der Eisenbahnen für 
den Verkehr und für den allgemeinen Wohlstand durch- 
drungen sind und obschon das Beispiel der Nachbarn und 
die eigentümliche industrielle und kommerzielle Lage immer 
ernster und drängender zur Tätigkeit auffordern. 

« Durch diese Betrachtungen bewogen, haben sich die 
Unterzeichneten in der Absicht vereinigt, die Herstellung 
eines Eisenbahnsystems in der Schweiz anzuregen und zu 
befördern. Dasselbe umfasst die Verbindungen zwischen 
dem Boden- und Genfersee und zwischen dem Norden und 
Süden des Landes. Aber dieses grossartige Werk kann nicht 
auf einmal ausgeführt werden. Es wird sich wohl, der Natur 
der Sache gemäss, zunächst um Eisenbahnen zwischen den 
Städten Zürich, Aarau, Solothurn, Bern, Luzern und Basel 
handeln ; und auch in diesem Netze werden wieder einzelne 
Linien vor den andern zu beginnen und zu vollenden sein. 

« Es ist der Gegenstand einer wichtigen Untersuchung, 
der wir nicht vorgreifen wollen, ob der Bau durch eine 
Aktiengesellschaft oder, wie in Baden, Belgien und andern 
Ländern, durch den Staat selbst ausgeführt werden soll. 
Ueber das erste Mittel glauben wir aber schon jetzt be- 
merken zu müssen, dass wir neben einer billigen Konzession 
die Garantie des Zinses von etwa SY-, Vo ^Is eine unerläss- 
liche Bedingung für die Herbeischaffung des Baukapitals 
ansehen. Aus den Prüfungen und Berechnungen dürfte sich 
jedoch mit ziemlicher Sicherheit ergeben, dass durch diese 
Zinsgarantie das Budget der Schweiz wenig Gefahr läuft, 
belastet zu werden. Dagegen ist unverkennbar, dass da- 
durch die Kapitalien des In- und Auslandes dem Unter- 



nehmen um so schneller und sicherer zufliessen würden, 
als die Schweiz durch ihre Ruhe, durch ihre geordneten 
Zustände und hauptsächlich wegen ihren geringen Staats- 
schulden mehr Vertrauen einflösst als manche andere Staaten. 
Durch die Zinsgarantie würde endlich auch die ganze An- 
gelegenheit zu einer wahrhaft nationalen gestempelt, bei 
welcher der Bundesbehörde der gebührende Einfluss nicht 
fehlen kann. 

«Die bisherigen Versuche, unserm Vaterlande das mäch- 
tige Verbindungsmittel der Eisenbahnen zu verschaffen, 
sind vorzüglich an der schroffen Abweichung der Ansichten 
und an der gänzlichen Zersplitterung der Kräfte gescheitert. 
Diese Erfahrungen bedürfen keiner Auseinandersetzung. 
Es ist bekannt genug, dass schon diejenige Linie, welche 
von Basel aus die Fortsetzung der fremden Bahnen bilden 
soll, eine lähmende Spaltung hervorgerufen hat. Wenn 
diese Hindemisse nicht beseitigt werden, so scheint uns 
ein erfolgreiches Handeln unmöglich. 

« In dieser Ueberzeugung treten wir vor den h. Bundesrat 
mit der Bitte, eine unbefangene und gründliche Prüfung 
der ganzen Eisenbahnfrage in nationalökonomischer und 
technischer Beziehung und namentlich auch eine Prüfung 
der beiden widerstreitenden Entwürfe der Nordbahn und 
der Centralbahn zu veranstalten. 

«Um derselben das volle moralische Gewicht zu ver- 
schaffen, erlauben wir uns die Herbeiziehung fremder un- 
befangener Ingenieurs von bewährter Einsicht und Erfah- 
rung zu empfehlen und zugleich auch auf die Benützung 
der vorhandenen Vorarbeiten und Lokalkenntnisse aufmerk- 
sam zu machen. Wir hoffen, dass eine solche Prüfung ein- 
leuchtend darlegen werde, welche Linien nach den Ver- 
hältnissen des Bodens, des Betriebs und des Verkehrs und 
im Einklänge mit den allgemeinen vaterländischen Inte- 
ressen zu wählen und zuerst in Angriff zu nehmen seien; 
wir hoffen von den Ergebnissen der Prüfung mit einem 
Worte die Verständigung und Einigung, welche bisher ge- 
fehlt hat. Und wenn die Meinungen durch die Prüfung 
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vereinbart und die Kapitalien auf die eine oder andere 
Weise durch den Staat gesichert sind, so wird der Bau der 
Eisenbahnen in der Schweiz rasch begonnen und kräftig 
fortgeführt werden können. 

« Mit dem Bewusstsein, frei von vorgefassten Meinungen 
und rein von persönUchen oder lokalen Interessen nur den 
Nutzen des ganzen Vaterlandes im Auge zu haben, em- 
pfehlen wir unsere Bitte zur wohlwollenden Aufnahme und 
schliessen mit der Versicherung der vollkommenen Hoch- 
achtung und treuen Ergebenheit.* 

(Folgen die Unterschriften.) 

Ein grosser Teil der schweizerischen Presse, z. B. das 
<?: Wochenblatt des schweizerischen Industrievereines >, wel- 
ches sich die Lösung der Zoll-, Münz-, Eisenbahn- und an- 
derer wirtschaftlicher Fragen zum Ziele gesetzt hatte, war 
über diesen Schritt «Vorwärts» in der Eisenbahnfrage 
höchst erfreut. In einem bezüglichen Artikel*) wurde u. a. 
ausgeführt, dass die Bestrebungen für die Eisenbahnen in 
der Schweiz einen gemeinschaftlichen Stützpunkt in der 
öffentlichen Meinung finden, dass sie aber nebeneinsinder 
und gegeneinander gehen; es fehle ein Zusammenwirken, 
es fehle ein gemeinsames Ziel. Man könne nicht mit zwanzig 
Linien zumal beginnen. Man müsse mit einer Linie und 
zwar mit der Linie des grössten Verkehrs und des grössten 
Ertrages anfangen. In der Ausführung der besten Linie 
liege der stärkste Beweggrund, um die zweite und dritte 
und später die folgenden in Angriff zu nehmen. 

Eine Eisenbahn sei immer die Mutter einer andern. 
Die Prüfung dieser Frage könne nicht von der Haustüre 
des einzelnen, sondern nur von dem allgemeinen, vater- 
ländischen Standpunkte aus geschehen. Sie liege also ihrem 
ganzen Wesen nach in dem Bereiche der Bundesbehörde. 
Wenn die Prüfung durch die Bundesbehörde veranstaltet 
werde, so erhalte man eine Gewährleistung, dass nicht lokale 



*) Wochenblatt des schweizerischen Industrievereines vom 10. No- 
vember 1849, Nr. 45. 
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Interessen vorwalten und dass der Blick auf das Ganze 
gerichtet bleibe. Im weitern war die Zeitung der Meinung, 
Eisenbahnen könnten in der Schweiz nur auf dem Wege 
des Staatsbaues oder der staatlichen Zinsengarantie möglich 
gemacht werden. Unter allen Umständen sei in der Schweiz 
der Grundsatz festzuhalten, nur solche Linien durch die 
Vermittlung des Staates zu bauen, welche nach einer gründ- 
lichen, wahrheitsliebenden Prüfung einen ordentlichen Er- 
trag zu gewähren versprechen. Fragen dieser Art seien ein 
Prüfstein für den neuen Bund. Es werde sich zeigen, ob 
die nationale Einigung eine Wahrheit oder ob die kanto- 
nale Engherzigkeit nur mit den eidgenössischen Farben 
verziert sei. 

3. Im Nationalrate stellten dann die Herren A. Escher, 
Peyer im Hof, Dufour, Kern, Pioda, Blanchenay, Brunner, 
Erpf, Siegfried, Ach. Bischoff, Planta, Stämpfli, Robert Steiger 
und Favre folgende Anträge, welche am 14. Dezember vom 
Nationalrate und später auch vom Ständerate mit Weg- 
lassung der Worte «zur Vornahme der technischen Vor- 
arbeiten» zum Beschluss erhoben wurden. 

1. Der Bundesrat ist beauftragt, mit möglichster Beför- 
derung der Bundesversammlung 

a. den Plan zu einem allgemeinen schweizerischen 
Eisenbahnnetze, unter Zuziehung unbeteiligter Ex- 
perterij zur Vornahme der technischen Vorarbeiten ; 

b. den Entwurf zu einem Bundesgesetze betreffend 
die Expropriation für schweizerische Eisenbahn- 
bauten ; 

c. Gutachten und Anträge, die Beteiligung des Bundes^ 
bei der Ausführung des schweizerischen Eisenbahn- 
netzes, die Konzessionsbedingungeji für den Fall 
der Erstellung von Eisenbahnen durch Privatge- 
sellschaften u. s. w. betreffend, 

vorzulegen. 

2. Zu diesem Ende ist dem Bundesrate der erforderliche 
Kredit eröffnet. 



ö 
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3. Der Nationalrat ernennt schon jetzt eine Kommission 
von 1 1 Mitgliedern, welcher die Vorlagen des Bundes- 
rates unmittelbar nach ihrer Vollendung zur Prüfung, 
Begutachtung und Antragstellung an den Nationalrat 
zu übermitteln sind. 

4. Diese Beschlussnahme wurde von den schweizeri- 
schen industriellen Kreisen mit grosser Genugtuung auf- 
genommen. Das schon zitierte «Wochenblatt des schweize- 
rischen Industrievereines » *) freute sich darüber, dass dieser 
Beschluss Männer aller politischen Parteien vereinigte und 
dass die Sache am guten Ende angegriffen worden sei. Mit 
der Forderung eines Planes zu einem allgemeinen schwei- 
zerischen Eisenbahnnetze werde die ganze Frage aus dem 
beengenden Kreise der lokale?! Auffassung auf die breite 
und feste Grundlage eines vaterländischen Unternehmens 
versetzt. Bei Prüfung der Bahnrichtungen etc. bedürfe es 
aber vor allem eines Blickes, der über die Mauern der Vater- 
stadt und über die Grenzmarken des Heimatkantons, sowie 
über die nächsten Jahre hinaussehe, und dass in der ersten 
vollendeten Eisenbahn der Schweiz der Anfang der zweiten, 
dritten und aller folgenden Linien keime. Der Geist, in 
dem der erste Beschluss angeregt und gefasst worden sei, 
müsse auch für die Zukunft leitend bleiben. 

5. Der Bundesrat konnte all diesen Aufträgen nicht 
gleichzeitig nachkommen. Vorerst legte er einen Bundes- 
gesetzentwurf über die Abtretung von Eigentum zur Er- 
richtung öffentlicher Werke vor. Da es nicht unser Zweck 
ist, das schweizerische Expropriationsrecht speziell darzu- 
stellen, beschränken wir uns auf die* Angabe der wich- 
tigsten Punkte. **) Der Entwurf bestund aus 26 fortlaufen- 
den Artikeln, ohne innere Gliederung. Die Aufzählung der 



*) Wochenblatt des schweizerischen Industrievereines, Nr. 49, 
vom 8. Dezember 1849. 

**) Wir verweisen für das Nähere auf Dr. J. Sieber, Das Recht 
der Expropriation, Brugg 1889. Wir benutzen dessen Darstellung zu 
unsern Ausführungen. 



pralle, bei denen das Expropriationsrecht Anwendung findet, 
wurde vermieden. Der Bundesrat bemerkt dazu, man habe 
die Erfahrung gemacht, dass sich diejenigen Expropriations- 
gesetze am besten bewähren, die nur in mögUchst allge- 
meinen Sätzen die Pflicht zur Abtretung von Eigentum 
aussprechen.*) Der Entwurf enthielt einige wesentliche 
Mängel, die von Dr. J. Sieber, pag. 92 a. a. O., näher kriti- 
siert und hervorgehoben werden. Die nationalrätliche Kom- 
mission arbeitete den Entwurf des Bundesrates vollständig 
um, so dass die beiden Entw^ürfe nur Grundlagen und 
Hauptprinzipien gemeinsam aufweisen. Die Kommission 
gliederte das Gesetz in folgende Teile: 

I. Verbindlichkeit zur Abtretung vmd zur Entschädigung. 
IL Verfahren behufs der Abtretung imd Ausmittlung der 
Entschädigung. 

a. Ordentliches Verfahren. 

b. Ausserordentliches Verfahren. 

c. Gemeinsame Bestimmungen. 

III. Bezahlung der Entschädigung und ihre Wirkung. 

IV. Von den Kosten. 

Ausser diesen formellen Aenderungen nahm die Kom- 
mission noch mehrere wesentliche Aenderungen und Ver- 
besserungen materieller Natur vor. 

Die Bundesversammlung nahm das Gesetz, welches mit 
21. Mai 1850 in Kraft trat, unter fernerer Abänderung ein- 
zelner Punkte an. Es schliesst sich in der Hauptsache der 
französisch - belgischen Exyropriationsgesetzgebung an, 
weist jedoch daneben auch selbständige Momente auf. Es 
gilt, mit Ausnahme des Art. 37, der am 18. Juli 1857 einer 
Abänderung unterworfen wurde, noch heute ; dazu kommen 
noch einige spätere Reglemente etc. Dr. Sieber fasst die 
Hauptgrundsätze des Gesetzes zusammen wie folgt: 

« Die Anwendung des Expropriationsgesetzes von 1850 
kann nur auf Grund eines Beschlusses der Bundesversamm- 
lung erfolgen (Art. 1, 8). Nicht nur der Bund, sondern jeder. 



*) Bundesblatt 1850, I, 164. 
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der ein öffentliches Werk errichtet, kann das Expropriatioiis- 
recht ausüben, wenn die Bundesversammlung auf das von 
ihm projektierte Werk die Anwendung des Bundesgesetzes 
beschliesst (Art. 1). Der Bauunternehmer wird dem Eigen- 
tümer zum vollen Ersatz aller Vermögensnachteile ver- 
pflichtet, welche diesem aus der Abtretung erwachsen 
(Art. 3). 

«Die Abtretung beschränkt sich nicht immer auf das 
zum Werk absolut Erforderliche, sondern es kann dieselbe 
oft sowohl im Interesse der Expropriaten (Art. 4) als auch 
des Exproprianten (Art. 5) ausgedehnt werden. Die admi- 
nistrative Leitung des Unternehmens (d. h. der Expropriation, 
d. V.) kommt dem Bundesrate zu. Er trifft Anordnungen 
über die Aufnahme von Plänen und gestattet die Vornahme 
von Aussteckungen (Art. 8), er entscheidet jeweilen im 
voraus, ob das ordentliche oder das ausserordentliche Ver- 
fahren in Anwendung zu bringen sei (Art. 22) und er ent- 
scheidet Streitigkeiten über die Frage, ob die Abtretung 
begründet sei oder nicht (Art. 25). Dagegen steht die ge- 
richtliche Leitung beim Entschädigungsverfahren dem Bun- 
desgerichte zu (Art. 28 — 40). Abänderung des Art. 37 von 
1857. 

« Die Funktionen der lokalen Behörden (Gemeinderäte) 
beschränken sich auf Empfang der Pläne, die öffentliche 
Ankündigung, dass letztere zur Einsicht der Interessenten 
aufliegen und die Entgegennahme von Einsprachen und 
Entschädigungsforderungen (Art. 10, 11, 12, 15), oder sie be- 
stehen in der Vermittlung der Bezahlung der Entschädi- 
gungssumme an die Berechtigten.» 

Dadurch, dass alle Anstände, die sich bei dem Bau 
von Eisenbahnen ergeben können, nach gleichmässigen, für 
die ganze Schweiz geltenden Vorschriften beurteilt und 
auch durch das Bundesgericht in letzter Instanz entschie- 
den werden sollen, war, wie der Bundesrat in der Botschaft 
vom 7. April 1851 sehr richtigerweise bemerkt, der erste 
wesentliche Schritt geschehen, um die Ausführung eines 
schweizerischen Eisenbahnnetzes nach einem billigen, die 
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Interessen der Privaten, wie diejenigen der Bauunternehmer 
sichernden Verfahren zu ermöglichen. 

6. Im übrigen machte sich der Bundesrat*) eifrig an 
die Vorarbeiten behufs gründlicher Begutachtung der unter 
a und c gestellten Fragen.**) Die Ergebnisse dieser Vor- 
arbeiten, die durch ein besonderes Eisenbahnbureau, unter 
der Leitung des Ingenieurs Koller^ betrieben wurden, be- 
stunden in der Sammlung eines erheblichen technischen 
und statistischen Materials, sowie in der Ausführung der 
notwendigen Berechnungen. 

Gestützt auf dieses Material berief der Bundesrat be- 
hufs Begutachtung der technischen Fragen den englischen 
Ingenieur Robert Stephensoriy der die Schweiz bereisen und 
sein Gutachten über das zweckmässigste Eisenbahnnetz der 
Schweiz abgeben sollte. Stephenson wurde durch den eng- 
lischen Ingenieur 6W;iÄ?/r/Z6? unterstützt (Bericht des Bundes- 
rates vom 7. April 1851)1 

Der Bundesrat richtete an diese Experten eine In- 
struktion vom 7. Juni 1850, abgefasst in sieben Artikeln 
(Bericht der Experten, pag. 1 ff.). Wir heben daraus fol- 
gendes hervor : Die Experten sollen die Bahnlinien bereisen 
und namentlich da, wo Konkurrenzlinien in Betracht kommen 
oder wo besondere Schwierigkeiten zu überwinden sind, 
die Pläne mit den Oertlichkeiten vergleichen. Zu diesem 
Zwecke wird den Experten wenigstens ein schweizerischer 
Ingenieur als Begleiter mitgegeben. 

Hauptaufgabe der Herren Experten ist es, diejenigen 
Hauptrichtungen zu bezeichnen, in welchen auf die für 
die Interessen der Schweiz vorteilhafteste Weise Eisen- 
bahnen errichtet werden sollen. Hierbei sind in Betracht 
zu ziehen : Ertragsfähigkeit, Beförderung sowohl des inneren 
Verkehrs als des Transits, Landesverteidigung. 



*) Am 6. März 1850 erteilte der Bundesrat dem Post- und Bau- 
departement zur Beschleunigung der Eisenbahnvorarbeiten die Voll- 
macht zur Anstellung von Personen, Vornahme von Zählungen etc. 
(Eisenbahnakten 1849 — 1855, Bundesarchiv.) 
**) Vide pag. 6 hiervor. 
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Im Gutachten soll besonders hervorgehoben werden, 
welche Hauptlmien zuerst und zu gleicher Zeit erstellt und 
welche erst in künftiger Zeit angereiht werden sollen. 

Besondere Sorgfalt wird bei der Begutachtung der 
Frage empfohlen, welcher zwischen zwei Konkurrenzlinien 
der Vorzug gegeben werden soll. Solche Fragen entstehen 
bei folgenden Verbindungen: 

1. Verbindung von Basel mit der Aarelinie über den Jura 
oder den Rhein entlang. 

2. Verbindung der Aarelinie mit Luzern durch das 
Wiggerntal, Seetal oder Reusstal. 

3. Für die Verbindung von Ölten mit Solothurn auf linkem 
oder rechtem Aarufer. 

4. Für die Verbindung von Solothurn mit Yverdon über 
Biel, Neuenburg oder Aarberg, Murten und Payerne 
bezw. Aarberg, Cudrefin. 

5. Für die Verbindung der Zürich- Winterthurerlinie mit 
der Lukmanierbahn in Rorschach über Weinfelden 
oder über St. Gallen. 

Die Experten sollen auch die Frage eines Alpenüber- 
(janges prüfen und zu diesem Zwecke das Lukmanier- 
projekt*) näherer Prüfung unterstellen und mit Benutzung 
der vorhandenen Materialien untersuchen, ob nicht ein 
anderer Uebergang mit mehr Vorteil bewerkstelligt werden 
könnte. Zu gleicher Zeit beauftragte der Bundesrat den 
Herrn Ratsherr Geigy von Basel und Ingenieur Ziegler von 
Winterthur mit der Abfassung eines finanziellen Gutachtens 
über die Eisenbahnfrage. Diesen war Herr W, Schmidlin 
von Basel beigegeben, der auch das Gutachten der eng- 
lischen Ingenieure ins Deutsche übersetzte.**) 

Den finanziellen Experten stellte der Bundesrat folgende 
Fragen zur Begutachtung (Beilage 1 des Berichtes von Geigy 
und Ziegler): 



*) Lieblingsidee des Bundesrat NäffI Der Verf. 
**) W. Speiser, Mitteilungen über die Anfänge des schweize- 
rischen Eisenbahnwesens etc., Basel 1887, pag. 2. 



— 12 — 

1. Sind die Eisenbahnen für die Schweiz in dem Masse 
Bedürfnis geworden, dass der Bund bei deren Aus- 
führung sich ökonomisch beteiUgen soll, oder soll deren 
Erstellung der freien Konkurrenz überlassen werden ? 

2. Welches sind die Vorteile und Nachteile der ver- 
schiedenen Systeme, nach welchen der Bund sich bei 
dem Bau von Eisenbahnen beteiligen kann, und welches 
verdient den Vorzug für die schweizerischen Verhält- 
nisse? 

3. Auf welche Weise und unter welchen Bedingungen 
sind die Geldmittel für den Bau von Eisenbahnen am 
vorteilhaftesten beizubringen? Zinsfuss? Anteil am 
Gewinn ? Sicherheit ? Auslösung ? Zeitdauer ? 

4. Welche Summen sind, je nach den aufzustellenden 
Bedingungen, mutmasslicher Weise aufzubringen und 
in welcher Ausdehnung darf ein schweizerisches Eisen- 
bahnnetz erstellt werden? Abteilungen? Reihenfolge? 

5. Welche Rentabilität ist im allgemeinen und im be- 
sondern von den verschiedenen, im Projekte liegenden 
Bahnen zu erwarten und welcher Ausfall wird mut- 
masslicher Weise zu decken sein? 

(1 Welchen Anteil darf der Bund an Deckung dieses 
Ausfalles tragen vmd was darf den Kantonen zuge- 
mutet werden? 
7. Wie kann- der Bund die ihm zufallende Last bestreiten? 
Diese Instruktion datiert vom 4. September 1850 und 
ist vom Chef des Post- und Baudepartementes, von Bundes- 
rat Näff unterzeichnet. Diesen Experten war es erlaubt, 
noch weitere Experten beizuziehen.*) 

Auf den besonderen Wunsch der nationalrätlichen Eisen- 
bahnkommission wurde W. Schmidlin aus Basel vom Post- 
imd Baudepartement (Bundesrat Näff) später noch beauf- 

*) Da Steffenson erst nach Ablauf der Parlamentssession aus 
England kommen konnte (Ende August 1850), wurde z. B. zur Be- 
förderung der Eisenbahnangelegenheit vorläufig der englische Inge- 
nieur Good auf Juni 1850 einberufen (Bundesblatt 1850, II, pag. 22). 
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tragt, ein besonderes Gutachten «über den Einfluss der 
Eisenbahnen mit besonderer Berücksichtigung der nicht 
industriellen Teile der Schweiz » abzufassen. Mit Brief vom 
21. April 1851 erhielt der bekannte Nationalökonom Jon 
Coindet in Genf von Bundesrat Näff einen ähnlichen Auf- 
trag, indem ihm die Aufgabe zu teil wurde, einen Bericht 
abzustatten über den wahrscheinlichen Einfluss, den die 
Erstellung von Eisenbahnen auf die Landwirtschaft (haupt- 
sächUch den Wein- und Kornbau), den kleinen Handel und 
die Handwerke der französischen Schweiz^ hauptsächlich 
den Kanton Waadt und Genf, aber auch Freiburg und 
Wallis haben werde. (Gutachten Coindet ^ pag. 1.) 

7. All dieses Material und die Expertenberichte nebst 
einer Botschaft des Bundesrates wurden dann später der 
am 19. Christmonat 1849 durch den Nationalrat gewählten 
llgliedrigen Eisenbahnkommission unterbreitet. Inderseiben 
Sassen die Herren Escher ^ Dufour, Pioda^ Bischoff y Kern^ 
Peyer^ Stämpfli, Blanchenay, Steiger^ Siegfried^ Erpf. 
Die Kommission spaltete sich dann in eine Mehrheit zu 
Gunsten des Staatsbahnsystems (dieselbe bestimd aus den 
Herren Pioda^ Bischoff ^ Siämpflij, Peyer im Hof, Siegfried^ 
Steiger) und in eine Minderheit zu Gunsten des Privat- 
bahnsystems, gebildet aus den Herren Escher , Kern, Blan- 
chenayy Bainer, Hunger bilhler, der an die Stelle Dufours 
getreten. Sowohl die Mehrheit als die Minderheit fasste 
einen besondern Bericht ab; Berichterstatter der Mehrheit 
war Peyer im Hof, derjenige der Minderheit Hungerbühler. 

8. So besteht das einschlägige offizielle Aktenmaterial 
aus den Beschlüssen der Bundesversammlung y den ver- 
schiedenen Instruktionen des Bundesrates, dem Bericht der 
Experten Steffenson und SwinsburnCy nebst einem nach- 
träglichen technischen Berichte des Chefs des Eisenbahn- 
bureaus, Herrn Ingenieur Koller y dem gemeinsamen Berichte 
Geigys und ZieglerSy einem besondern Berichte ZieglerSy 
beide begleitet von Gesetzesentwürfen, den Expertenbe- 
richten Coindets und SchmidlinSy der Botschaft des Bundes- 
rates nebst Gesetzesentwurf, den Berichten der National- 
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rafskommission nebst Gesetzesentwürfen, Dazu kommen 
noch ungedruckte Materialien im Bundesarchiv und eine 
Anzahl beachtenswerter Privatarbeiten. Die offiziellen" Be- 
richte sind reichlich mit Plänen und Tabellen und Beilagen 
aller Art versehen und machen zusammen einen im Bundes- 
archiv aufbewahrten umfangreichen Band aus. 



IL Kapitel. 

Die volkswirtschaftlichen Grundlagen 
des Eisenbahngesetzes von 1852. 



1. Zunächst beschäftigen wir uns mit den Experten- 
gutachten volkswirtschaftlicher, finanzieller und technischer 
Natur. Dieselben spiegeln die im Schweizerlande damals 
geltenden Meinungen pro und contra Eisenbahnen über- 
haupt, sowie die Aussichten über den Einfluss derselben 
auf die mannigfachen Berufe und Gewerbe wieder. Ausser 
diesen Gutachten werden noch einige wichtigere Privat- 
arbeiten berücksichtigt. Die Erörterungen der Experten und 
Schriftsteller verbreiten sich im wesentlichen über folgende 
Punkte : 

a, Nutzen der Bahnen überhaupt. 

Ä. Nutzen der Bahnen für die Schweiz. 

A. Im allgemeinen. 

B. Im besondern. 

c, Bezeichnung der in der Schweiz anzulegenden Bahnen 

und der zu befolgenden Grundsätze, 
rf. Technische Erörterungen. 
e. Finanzielle Erörterungen. 
/. Staats- oder Privatbahnen, 
g. Alpenbahnen. 
Durchgehen wir nun die verschiedenen Positionen. 

1. Nutzen der Bahnen überhaupt. 

a. Schon vom Jahre 1836 an wurde in vielen schwei- 
zerischen Zeitungen und einigen Broschüren der Nutzen 
der Eisenbahnen im allgemeinen dargetan. Dennoch hatte 
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sicli die Ueberzeugung der Wahrheit dieser Ansicht noch 
nicht überall Bahn gebrochen. Die Erörterung dieser Kar- 
dinalfrage in der Periode von 1848 bis 1852 darf deshalb 
nicht befremden. 

b. Die Experten Steffenson, Swinburne und Coindef 
setzten diese allgemeine Frage als bejaht voraus. Geiyy 
und Ziegler dagegen traten kurz darauf ein und argumen- 
tierten in folgender Weise : Fast alles, was der Mensch be- 
sitze und geniesse, sei ein Ergebnis der Arbeit ; die Arbeit 
werde aber ergiebiger oder der Besitz und Genuss reicher, 
wenn der Aufwand an Zeit, Mühe oder Kosten in irgend 
einem Zweige der Tätigkeit vermindert werde, denn je 
schneller und leichter die Produktion, um so grösser und 
verbreiteter sei der Gebrauch. Deshalb seien die Eisen- 
bahnen, die den Transport von Personen und Waren auf 
eine schnellere und wohlfeilere Weise vermitteln, zu be- 
grüssen. Man könne den Einfluss der Eisenbahnen nicht 
gering . schätzen, wenn man bedenke, dass der Verkehr im 
weitesten Sinne des Wortes die Grundbedingung geistiger 
Entwicklung und äusserer Wohlfahrt sei, dass jede Er- 
leichterung und Ausdehnung dieses Verkehrs belebend auf 
das Gesamt wohl zurückwirke und dass nichts den Verkehr 
so erleichtere und vermehre, als das Dasein guter Verbin- 
dungsmittel (pag. 4 und 5 des Berichtes). «Wir haben da- 
her, » heisst es am Schlüsse der diesfäUigen Erörterungen, 
«die Ansicht, dass die Eisenbahnen Vorteil bringen für 
jedes Land, und zwar in einem um so höheren Masse, je 
grösser der Verkehr, welchen sie vermitteln, und je unvoll- 
kommener die Verbindungsmittel, welche sie ersetzen. > 

Der Experte Wilhelm Schmidlin von Basel sprach 
sich über diese allgemeine Frage ebenfalls aus (pag. 5 — 22 
des Berichtes). Er stellt vorerst fest, dass den Eisenbahnen, 
wie allen neuen Erscheinungen, überall mit grundlosem 
Misstrauen entgegengetreten werde. Allein alle Länder, die 
Eisenbahnen besitzen, seien froh darüber und wünschen 
deren noch inehr. Die Eisenbahnen erleichtern den Trans- 
port in doppelter Weise, indem sie eine bessere Strasse 
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bilden und zugleich auch die Anwendung einer besseren 
Zugkraft gestatten. Sie verbilligen den Transport und führen 
Zeitersparnis herbei, sie rücken also die Orte zusammen. 
Die Qüterproduktion stehe im umgekehrten Verhältnis mit 
der Zeit und Kraft, welche die verschiedenen Geschäfte in 
Anspruch nehmen. Je leichter und schneller transportiert 
wörde, um so mehr könne transportiert werden oder um so 
mehr Zeit und Kraft bleibe für andere nützliche Geschäfte 
übrig, um so grösser sei also der Ertrag im allgemeinen. 
Es sei nicht wahr, dass die Zahl der Pferde infolge der 
Eisenbahnen abnehme. Auf den Strassen paralell den Bahnen 
nehme sie ab, auf den zu den Bahnen senkrechten Strassen 
dagegen zu. Ebensowenig nehmen infolge der Eisenbahnen 
die Gasthäuser ab, sie werden sich eher vermehren. Die 
Reisenden werden zwar weniger lang an einem Orte ver- 
weilen, dafür werden aber deren mehr kommen. Die Reisenden 
gehen dahin, wo man billiger reisen kann. Wenn die Schweiz 
keine Bahnen baut, so werden die transitierenden Fremden, 
deren Zahl nicht gering ist, an unsern Grenzen vorbei reisen, 
zwar auf längeren, aber billigeren und schnelleren Wegen. 
Die Eisenbahnen nützen nicht nur den Hauptstädten, son- 
dern auch den dazwischen liegenden kleinen Orten. Sie 
werden eine Arbeitsteilung ermöglichen. Schmidlin meint 
damit nicht, wie der unten zu erwähnende Morell, die 
Arbeitsteilung in Hinsicht auf die Herstellung ein und des- 
selben Produktes. Er nennt vielmehr die ganze Herstellung 
eines Produktes und die Lieferung desselben an einen an- 
dern Ort gegen den Bezug anderer Produkte eine Arbeits- 
teilung, also eine Arbeitsteilung hervorgerufen durch den 
Austausch fertiger Produkte. Ferner führt er aus, dass die 
Verbindung der verschiedensten Orte miteinander vielen, 
bisher fast wertlosen Produkten Wert verleihen und brach 
daliegende Arbeitskräfte beschäftigen werde. Die Erörte- 
rungen Schmidlins sind mehr praktischer und polemischer, 
als theoretischer Natur. 

c. Der Bundesrat und die Minderheit der nationalrät- 
Hchen Kommission bejahen diese Grundfrage ohne weiteres. 

2 
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Die Kommissionsniehrheit da^e<?en bespricht sie eingehend 
(pag. 6 — 13). Sie steHt den Satz auf, dass der Gang der 
Entwicklung der menschlichen Gesellschaft zur jetzigen 
immensen Produktionsfähigkeit führte und dass diese gesell- 
schaftliche Entwicklung auf dem Tausche der geistigen 
und materiellen Güter beruht. Steigerung der Produktion, 
das sei die grosse Idee, welche durch die ganze Kultlir- 
geschichte gehe und mit absoluter Notwendigkeit die ganze 
gesellschaftliche Entwicklung beherrsche. Unter den Mitteln 
zur Beförderung dieser Idee nehmen die Eisenbahnen eine 
der ersten Stellen ein; sie potenzieren Arbeitskraft und 
Kapital, und zwar der Masse des Volkes in ungeahnter 
Weise. Die Eisenbahnen haben zur Förderung der höchsten 
gesellschaftlichen Zwecke deshalb besonders Bedeutung, 
weil sie die Entfernung zwischen Konsumations- und Pro- 
duktionsort vermindern und eine Arbeitsteilung ermöglichen, 
die die sicherste Grundlage für die Steigerung der Pro- 
duktion ist. 

d. Von den Privatarbeiten ist wohl die bedeutendste 
die von C, Morell^ «Das schweizerische Eisenbahnnetz >.*) 
Seinem Abschnitte über « Transportmittel im allgemeinen » 
stellt er den Satz voraus : < Eine Grundbedingung der mate- 
riellen Entwicklung eines Volkes besteht in der Anlage guter 
Kommunikationsmittel;» ferner sagt er: < Der Mangel guter 
Kommunikationsmittel bewirkt aber trotz des reichsten 
Bodens Armut und Elend > (pag. 2). Er zeigt nun, dass die 
Transportkosten auf der Eisenbahn geringere sind als auf 
der Strasse, und dass dadurch die Transporte erleichtert 
werden, was eine heilsame Arbeitsteilung zur Folge hat. 
Sie befördern den Austausch der Produkte eines Landes- 
teiles mit denjenigen eines andern, sie erleichtern die Aus- 
fuhr und den Transit (aber auch die Einfuhr, d. Verf.) Sie 
sind ferner von den Witterungsverhältnissen unabhängig. 
Eine der ersten Aufgaben des Staates ist es, dahin zu 



*) C. Morell, Das schweizerische Eisenbahnnetz und seine national- 
ökonomische, politische und soziale Bedeutung. Bern 1851. 
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wirken, dass alle Hindernisse beseitigt werden, welche die 
Bürger an der freien Entfaltung ihrer Fähigkeiten und 
Kräfte hemmen. Die Eisenbahnen sind dazu angetan, diese 
Aufgabe lösen zu helfen. Die stehenden Dampfmaschinen 
befreien den Menschen von der drückenden Last niedrigster 
Arbeit und verschaffen eine leichte Produktion der Bedürf- 
nisgegenstände. Die sich fortbewegende Dampfkraft bewirkt 
die leichteste und ausgedehnteste Zirkulation aller Güter, 
sie gruppiert tätige Volksmassen und produzierende Mittel- 
punkte. Man muss nicht nur eine Bahnlinie, sondern ein 
Bahnnetz erstellen. Eine blosse Bahnlinie zerstört das Gleich- 
gewicht der Industrie, indem sie nur einer Strecke grosse 
Vorteile bietet, wodurch die übrigen Landesteile notwen- 
digerweise weit zurückbleiben müssen. In Notjahren können 
die Eisenbahnen Teuerungen vorbeugen. Die Eisenbahnen 
führen natürliche Verhältnisse zwischen den Produzenten 
und den Konsumenten herbei und bahnen den geistigen 
und materiellen Kräften den ersten freien Spielraum an 
und dadurch die Möglichkeit, zu einer selbständigen mate- 
riellen Existenz zu gelangen, ohne welche alle politischen 
Rechte nur grausame Täuschungen sind. 

Morell zeigt nun die Einwirkung der Eisenbahnen auf 
die einzelnen Berufshauptzweige. Er verlässt auch hier 
nicht den allgemeinen Standpunkt, lässt sich also nicht auf 
die Besprechung speziell schweizerischer Verhältnisse ein. 

Der Einfluss der Eisenbahnen auf die Landwirtschaft 
aei bisher unterschätzt worden, man habe sie nur als ein 
Heil für die Industrie betrachtet. Das treffe aber auch für 
die Landwirtschaft zu. Die Erzeugnisse derselben werden 
durch die grossen Transportkosten oft zu teuer, so dass 
der Bauer selbst konsumieren müsse und seine Produkte 
nicht auf den Markt bringen könne. So werde er für seine 
Arbeit nicht genügend belohnt. Andererseits aber werde 
durch die Entfernung auch der Marktpreis zu hoch, was 
für die Konsumenten nachteilig sei und viele fast zum 
Hungern zwinge. Das schwäche aber die nationale Arbeits- 
kraft. Die Eisenbahnen werden nun die Bauern in stand 
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setzen, alle, selbst leicht in Fäulnis übergehende Produkte 
nach vielen, auch entfernten Konsumationszentren zu bringen. 
Der Landwirt wird andererseits von Städten und Fabrik- 
orten leichter Düngmittel beziehen, er wird die Ausstellungen 
aller Art, wo er sich belehren kann, leichter besuchen 
können etc. 

Der Einfluss der Eisenbahnen auf Fabrikation und 
Gewerbe wurde von Morell schon in seinen allgemeinen 
Betrachtungen dargetan; in dem besondern Abschnitte 
darüber fügt er noch hinzu, dass, wenn irgendwo eine Krise 
über ein Gewerbe ausbreche und die Arbeiter dadurch 
brotlos werden, dieselben vermittelst der Eisenbahn schnell 
an Orte gelangen können, wo Arbeit vorhanden sei (so 
schnell geht das doch nicht, gerade die Eisenbahnen be- 
wirken, dass solche Krisen allgemein und weit ausgreifend 
werden, d. Verf.). Berufsleute aller Art (Juristen, Pfarrer, 
Industrielle) können leichter Versammlungen abhalten und 
durch gemeinsames Zusammenwirken grössere Leistungen 
erzielen. 

Auch auf das geistige, gesellige und nationale Leben 
eines Volkes werden die Eisenbahnen Einfluss haben. Sie 
werden Vorurteile brechen, bedeutenden Personen einen 
grossem Wirkungskreis verschaffen, allen Bürgern den Be- 
such vaterländischer Feste ermöglichen und so das nationale 
Bewusstsein heben, sie werden Kunst und Wissenschaft 
fördern und popularisieren. Dadurch, dass die Bahnen das 
materielle Wohl heben, werden auch dem Staate Vorteile 
erwachsen; die Steuerkraft wird wachsen, der Steuerfuss 
aber eventuell herabgesetzt werden können, was der Ge- 
samtheit zu gute kommt. Post und Militärwesen werden 
durch die Bahnen ungeheuer gewinnen. Das Gesetzgebungs- 
wesen wird dadurch, dass die Räte leichter zusammenberufen 
und vertagt werden können, ebenfalls gewinnen. 

Man sieht, Morell erwartete von den Eisenbahnen sehr 
viel, vielleicht nur zu viel; er vergass, die Nachteile der- 
selben anzuführen, die gerade dazu angetan sind, die her- 
vorgehobenen Vorteile wieder etwas herabzumindern. 
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2. Nutzen der Bahnen für die Schweiz. 
/. Im allgemeinen. 

a. Der Nutzen und die Notwendigkeit von Eisenbahnen 
für die Schweiz im allgemeinen wurde auch schon von 
1856 an in Zeitungen und gelegentlich auch in Broschüren 
berührt. Es wurde jeweilen auf das uns mit Eisenbahnen 
umgebende Ausland verwiesen und die Befürchtung aus- 
gesprochen, die Schweiz könnte umgangen und ihre Industrie 
ruiniert werden. All diese Fragen wurden 1845 — 1852 ein- 
lässlich geprüft, ja noch später fanden solche Erörterungen, 
die sich auf den Einfluss des Eisenbahnenwesens auf das 
volkswirtschaftliche Leben der Schweiz bezogen, statt. Wir 
berücksichtigen dieselben des Zusammenhanges halber auch 
hier, während wir Erörterungen, die sich an einzelne Linien 
oder Bahnen knüpften, entsprechenden Ortes beleuchten 
werden. 

K Die Experten Steffenson und Swinburne meinen, 
w^enn man das vollkommene Strassensystera der Schweiz 
betrachte, so möchte man sagen, Eisenbahnen seiien. über- 
flüssig ; allein angesichts der Tatsache, dass in den um- 
liegenden Staaten Eisenbahnen bis an die Schweizergrenze 
erstellt werden, müsste die Anlage von solchen in der 
Schweiz sogar als Notwendigkeit erscheinen. 

Ziegler und Geigy erörtern die Frage pag. 5 — 25 ihres 
Berichtes. Sie stellen fest, dass die Schweiz viele Lebens- 
mittel, Waren und Rohstoffe einführe, dass sie dagegen 
auch eine Masse Naturprodukte und Waren ausführe und 
dass sie nebst einem grossen Fremdenverkehr einen regen 
einheimischen Verkehr habe. Dieser Verkehr bewege sich 
übrigens über einige wenige grosse Linien. Das allein 
empfehle schon die Einführung von Eisenbahnen. Noch 
stärker spreche dafür das Verhältnis der Schweiz zu andern 
Ländern. Die Schweiz sei arm an Naturprodukten, ihr Er- 
werb und Wohlstand beruhe hauptsächlich auf dem Handel 
und auf der Industrie, sie müsse auf dem Weltmarkt mit 
andern, durch Lage und Einrichtungen mehr begünstigten 
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Völkern einen schweren Wettstreit führen ; der Erfolg, der 
bisweilen nur von einem ganz kleinen Unterschiede der 
Produktions- oder Transportkosten, der Entfernung: oder 
Geschwindigkeit abhänge, entscheide über den ökonomi- 
schen Port- oder Rückschritt und damit auch über das 
Wohlsein der arbeitenden Klassen. So müsse die Sch^-eiz 
hauptsächlich wegen ihrer Beziehungen zum Auslande das 
neue Verkehrsmittel nachahmen. 

Die Experten betrachten den Transit der Schweiz von 
durchaus untergeordneter Natur, die Schweiz sei kein Trau- 
sitland wie etwa Belgien; was in die Schweiz eingeführt 
werde, sei für ihren Bedarf und bleibe mit geringen Aus- 
nahmen in dem Lande. Diese Einfuhr bezahle die Schweiz 
mit der Ausfuhr von eigenen Produkten (?). Wichtiger sei 
der grössere Zufluss von Fremden infolge der Eisenbahnen. 
Für die Schweiz sei festzuhalten, dass der Hauptnutzen 
der Eisenbahnen in der Erleichterung und Belebung des 
Verkehrs der Einheimischen unter sich und mit dem Aus- 
lande bestehe. 

c. Der Bundesrat*) und die Nationalratskommissions- 
minderheit**) halten die Einführung von Eisenbahnen auch 
für nützlich und notwendig, hauptsächlich im Hinblick auf 
die schweizerische Industrie. Den Transit sieht der Bundesrat, 
wie Ziegler und Geigy, nur als Nebensache an. 

Die Nationalratskommissionsmehrheit behandelt diesen 
Punkt weitläufiger (pag. 12 — 34 des Berichtes). Sie stützt 
sich im ganzen auf die Gründe, welche die Experten geltend 
gemacht hatten. Jedoch legt sie mehr Gewicht auf den 
Transitverkehr, namentlich den Personentransitverkehr, als 
dies bisher geschehen. Am Schlüsse ihrer Erörterungen 
stellt sie folgende Sätze auf: 

a, Eisenbahnen sind, wie im allgemeinen, so auch für 
die Schweiz im besondern, kein Nationalunglück, ebenso- 
wenig ein notwendiges Uebel ; vielmehr sind sie ein Mittel, 



*) Bericht des Bundesrates, pag. 6 — 8. 
**) Bericht der Nationalratskommissionsminderheit, pag. 
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und zwar eines der wirksamten, um den stets wachsenden 
Bedürfnissen der Völker und Staaten durch eine gesteigerte 
Produktion entgegenzukommen, ein Mittel, um namentlich 
der Masse der Bevölkerung bedeutende Ersparnisse an Zeit, 
Arbeitskraft und Kapitalzinsen, sowie die Vorteile eines 
schnellen, wohlfeilen und regelmässigen Verkehrs und eines 
bedeutend erweiterten Verkehrskreises zuzuwenden. 

ß. Nachdem die Schweiz dazu berufen ist, mit den 
Erzeugnissen aller Länder zu rivalisieren, dies aber auf die 
Dauer nur dann kann, wenn ihr die gleichen Konkurrenz- 
mittel zu Gebot stehen, so sind für sie die Erstellung von 
Eisenbahnen zur gebieterischen Notwendigkeit geworden, 
da die mit ihr wetteifernden Staaten im Besitz dieses Ver- 
kehrsmittels sich befinden. 

y. Auch mit Rücksicht auf die Beziehungen nach aussen, 
namentlich auf Erhaltung und Vermehrung der internatio- 
nalen Personen- und Warenbewegung, wird die Ausführung 
von schweizerischen Eisenbahnen gefordert. 

d. Die Schweiz darf sich um so eher zu dieser neuen 
Schöpfung entschliessen, als die befürchteten Nachteile des 
Eisenbahnwesens, wie wir nachgewiesen, das Gewicht durcli- 
aus nicht haben, das ihnen beigelegt werden will. 

Die Kommission verlangt ein nationales, volkswirtschaft- 
lich richtig ineinander greifendes schweizerisches Eisen- 
bahnnetz. 

d. Hier haben wir nur den Schriftsteller Moy^ell zu 
erwähnen. Er sagt in seiner Broschüre über den Nutzen 
der Eisenbahnen für die Schweiz speziell nichts, sondern 
geht von seinen Betrachtungen über die Eisenbahnen im 
allgemeinen gleich auf die Besprechung der einzelnen Linien 
über, nur die einzige Frage allgemeiner Natur berührend, 
nämlich diejenige des Transites. Ihr widmet er einen eigenen 
Abschnitt (pag. 35 — 48). Er hält den Transit für die Schweiz 
als höchst wichtig, scharf gegen die Expertenberichte polemi- 
sierend, die den Transit nichts achten. Er beweist in einem 
Expose, das einen weiten und scharfen Blick bekundet, 
dass der Transitverkehr einer der allerwichtigsten Paktoren 
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des schweizerischen Verkehrswesens bilde. Die ReaHsierung 
einer Alpenbahn müsse man fest im Auge behalten. Das 
Sichgehenlassen in dieser Angelegenheit bezeichnet er als 
einen Verrat an unserer nationalen Zukunft. 

//. Im besondern, 

a. Ueber den Einfluss der Eisenbahnen auf die nicht 
industriellen (also landwirtschaftlichen) Teile der Schweiz 
gab Herr Schmidlin in Basel ein besonderes Gutachten ab. 
Er führt in dieser Beziehung (pag. 23 — 44 seines Berichtes) 
aus:*) «Die Bewegung von Personen und Waren in nicht 
industriellen Landesteilen steht derjenigen in industriellen 
Landesteilen gar nicht weit nach (wir möchten das doch 
bezweifeln, der Verf.). Die schnelle Spedition bringt dem 
Landwirt Nutzen ; auch für ihn ist Zeitgewinn Geldgewinn. 
Bei Betrachtung der Natur des Güterverkehrs sehen wir, 
dass jede Ware, was immer der Wert und die Masse der- 
selben sei, einen gewissen Kreis des Absatzes hat. Dieser 
Kreis erweitert sich bei Verkürzung der räumlichen Ent- 
fernung oder bei Verminderung des Produktionspreises, in 
welchem die Transportkosten eben auch enthalten sind. 
Kann eine Ware um dasselbe Geld doppelt so weit geführt 
werden, so verdoppelt sich auch der Radius des Absatzes 
und das Absatzfeld ist viermal grösser; kann eine Ware 
wegen der Verminderung der Transportkosten wohlfeiler 
dargeboten werden, so sind mehr Leute im stände, dieselbe 
zu kaufen; das Absatzfeld wird also auch innerhalb der 
alten Grenzen ergiebiger. Es erstreckt sich ferner der Vorteil 
der Absatzvermehrung nach beiden Seiten hin, denn er 
erhöht sowohl den Erwerb des Produzenten als den Genuss 
des Konsumenten. Bei dieser Verbesserung werden sich doch 
L^nzufriedene hören lassen, diejenigen, die in dem neuen oder 
wohlfeileren Angebot eine störende Konkurrenz erblicken. 
Allein die Mehrheit steht über der Minderheit ; dieser Satz 
ist im Gebiete der Nationalökonomie noch wahrer und all- 



*) Wir geben einen ganz kurzen Auszug. 



— 25 — 

gemeiner als im Gebiete der Politik. Unter diesen Gesichts- 
punkten müssen auch die Besorgnisse beurteilt werden, 
dass die schweizerischen Eisenbahnen die Zufuhr von frem- 
dem Getreide unraässig erleichtern und dadurch den müh- 
seligen Erwerb des Landmannes schmälern oder aufheben 
werden. 

« Es gibt mehr Leute, die Brot essen, als Korn bauen, 
und gegenüber der wachsenden Armennot kann der Furcht 
vor wohlfeilem Brot kaum eine Berechtigung zugesprochen 
werden. Stellt man sich nun auf den Standpunkt des Korn- 
bauern, so ist zu erwähnen, dass auch bei dem niedrigsten 
Tarif und unter den günstigsten Verhältnissen der Preis 
des Malters Getreide durch die schweizerischen Bahnen 
kaum um 1 Fr. a. W. reduziert wird. Unter solchen Ver- 
hältnissen ist die Konkurrenz des schweizerischen Land- 
mannes nicht von vornherein aussichtslos. Der Preis von 
fremdem Getreide bei uns ist bedingt durch die Kosten 
der Produktion, des Handels und des Transportes. Transport 
und Handel fremden Getreides sind billiger geworden. Der 
Kornhandel mit fremdem Korn wurde zu einem kaufmän- 
nischen Geschäft und hat dadurch alle Vorteile einer Teilung 
der Arbeit und des Betriebes im grossen erworben. Bleibt 
der Handel mit schweizerischem Getreide noch auf der alten 
Stufe stehen und ist also die Vermittlung zwischen dem 
Produzenten und dem Konsumenten eine teurere, so ist 
das ein Nachteil, der bei der fremden Konkurrenz ganz 
dem einheimischen Kornbauer zur Last fällt. Zur Organi- 
sierung und Hebung des schweizerischen Kornhandels fehlen 
eben gerade die Kommunikationsmittel. Der Kornhandel muss 
gehoben werden, denn mit den Kornhändlern fehlen die 
wohltätigen Regulatoren, die, besser als wandelbare Ein- 
gangszölle, ebensowohl ein allzu tiefes Sinken, als ein zu 
hohes Steigen der Kornpreise hindern. Und wenn endUch 
hie und da der Kornbau nicht mehr mit Vorteil betrieben 
werden kann, so mag darin ein Beweis liegen, dass der 
Kornbau für diese Gegenden weniger passt, aber es ist noch 
kein Grund, um an dem Gedeihen des Ackerbaues und an 
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einem genügenden Erwerbe des Landmannes zu zweifeln. 
Der Boden bringt ja nicht nur Getreide hervor und die 
beste Bebauung ist gewiss diejenige, zu welcher derselbe, 
den natürlichen Verhältnissen nach, am besten geeignet ist. > 

Der Verfasser rät nun, an Stelle des Kornbaues den 
Kunstwiesenbau einzuführen. Er meint, das werde aller- 
dings Kosten verursachen, allein gerade der Eisenbahnbau 
bringe Geld und Verdienst, der gröstenteils dem Landmanne 
zu gute komme und ihm diesen Uebergang finanziell er- 
mögliche. Auch der Betrieb der Eisenbahn nütze dem Land- 
wirt. Die Leichtigkeit der Verbindung erleichtere die Auf- 
findung von Kapital, weil sich der Darleiher leichter vom 
Werte des LTnterpfandes überzeugen könne. Der Landwirt 
könne billiger Düngmittel aller Art beziehen, der Vieh- 
transport werde verbessert. Die Eisenbahn erhöhe durch 
die Vermehrung des Absatzes oder der Nachfrage den Preis 
der Erzeugnisse. So werde der auf dem Lande herrschende 
ITeberfluss an Gemüse, Obst, Eier, Geflügel etc. auch von 
weit her in die Städte transportiert und gut verwertet 
werden können. Auch die mineralischen Rohprodukte 
werden leichtere und bessere Verwertung finden, ganz be- 
sonders aber das Holz, an dem die Schweiz reich sei und das 
mangels an guten Verbindungen vielerorts gar keinen Wert 
habe. Das Holz sei aber leicht und deshalb auch billig trans- 
portierbar. Der Aufschwung des Holzhandels würde auch 
den Wert des Waldbodens heben. 

6. Der Bericht der Nationalratskommissionsminderheit 
beschäftigt sich ebenfalls speziell mit dem Einfluss der 
Eisenbahnen auf die Landwirtschaft. Die daherigen Aus- 
führungen stimmen mit denjenigen Schmidlins nicht ganz 
überein. Zunächst wird konstatiert, dass die Schweiz (schon 
damals, 1852) sich nicht selbst erhalten könnte und dass 
die Getreideeinfuhr, und zwar diejenige möglichst billigen 
Getreides, von jeher eine Sorge der schweizerischen Volks- 
wirtschaft gebildet habe. Wenn man behaupte, dass speziell 
durch die schw^eizerischen Eisenbahnen der schweizerische 
Getreidebau vernichtet werde, sei das falsch. Die fremden 
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Bahnen gehen schon bis an die Landesgrenzen und bringen 
billiges Getreide bis dorthin; der kleine Preisunterschied 
zwischen dem Transport zu Wagen und per Eisenbahn ins 
Innere der Schweiz vermöge das fremde Getreide nicht mehr 
abzuhalten. Wenn also der schweizerische Getreidebau durch 
Eisenbahnen ruiniert werde, so geschehe das schon durch 
die fremden Bahnen. Dafür werden aber andere Produkte^ 
die bisher wenig oder keinen Wert hatten, im Preise steigen. 
Da gelte dann der Satz : « dass, je schwerer, roher und wert- 
loser ein Artikel, je massenhafter seine Verwendung, um 
so grösser der Vorteil eines wohlfeilen Transportes ist, wozu 
dann namentlich bei Lebensmitteln noch die Schnelligkeit 
in Betracht kommt >. — Der Bericht sieht den Ruin des 
Getreidebaues richtig voraus, während Schmidlin denselben 
nicht zugeben wollte. 

c. Der Experte, Johji Coindet aus Genf, stattete dem 
Bundesrat ein Gutachten über den Einfluss der Eisenbahnen 
auf die Westschweiz ab. Er bespricht in einlässlicher Weise 
die künftige Gestaltung des Wein- und Getreidebaues im 
Kanton Waadt (pag. 33 — 60). Der Weinbau wird als der 
wichtigste landwirtschaftliche Kulturzweig des Kantons 
bezeichnet und Coindet beweist, dass die Eisenbahnen un- 
gemein zur Hebung desselben beitragen werden, dass sie 
namentlich eine wirksame Konkurrenz des Waadtländer- 
weines gegenüber süddeutschen Weinen in der Ostschweiz 
herbeiführen. Dagegen glaubt auch er, dass es mit den 
schönen Zeiten des Getreidebaues im Kanton Waadt vorbei 
sei. Er schreibt diese Wandlung jedoch nicht dem Baue 
schweizerischer Eisenbahnen, sondern der Verschiebung der 
Produktionsverhältnisse in der ganzen Welt, besonders aber 
dem Auftreten Amerikas zu. So zeigt er, dass der Ruin 
des Getreidebaues in der Waadt einfach ein Produkt des 
wirtschaftlichen Entwicklungsprozesses ist, an welchem die 
Erstellung oder Nichterstellung schweizerischer Eisenbahnen 
wenig ändern werde. Coindet beweist seine Ansichten durch 
interessante Beispiele. Im weitern sieht er aber gerade in 
den Eisenbahnen das Mittel, dieser Krise, die sich sowieso 
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vollzogen hätte, wirksam entgegenzutreten. Er rät die Ein- 
führung des Kunstwiesenbaues an und will an Stelle der 
Kornproduktion die Käse- und Butterproduktion und die 
Viehzucht, speziell auch zum Zwecke des Exportes, setzen. 
Durch eine richtige, gute Produktion in Verbindung mit 
einem wohlorganisierten Handel hofft er, die Westschweiz 
werde dazu gelangen, Lyon mit Milch und Paris und London 
mit Eiern, Milchprodukten, kleinen Früchten, wie Erdbeeren, 
Stachelbeeren, Himbeeren etc., zu versorgen. Das ganze 
Gebiet dem Jura entlang sei geeignet zur Produktion von 
Flachs, und die Hügel, vor der Jurakette gelegen, brächten 
helle und feine, von der Strohindustrie sehr gesuchte Stroh- 
sorten hervor. 

Im weitern verweist er auf die Vorteile, welche die 
Schweiz aus der Produktion der Färberröte (de la garance) 
ziehen könnte, indem der Boden der Hervorbringung der- 
selben ausgezeichnet günstig sei. Er empfiehlt auch die 
Zucht von Seidenwürmern und die Verarbeitung der Tier- 
häute zu Handschuhen. — Für den Kanton Freiburg sei 
eine Linie von Genf nach Lyon sehr wichtig; der Export 
Freiburgs gehe in südlicher Richtung, seine Bauhölzer 
würden bis nach Algier spediert und die Käse in südlicher 
Richtung, gegen Lyon hin, verkauft. Genf hange ebenfalls 
mehr an der Linie Lyon-Genf, um so eine Succursale von 
Marseille zu werden. Am Schlüsse seines Berichtes, der 
hauptsächlich das von Steffenson und Swinburne projek- 
tierte Netz berücksichtigt, resümiert Coindet wie folgt 
(pag. 67— 69): 

Die Erstellung der projektierten Eisenbahnen ist für 
die Schweiz durchaus notwendig; ohne dieselben würde 
sie wirtschaftlich um zwei Jahrhunderte zurückgehen. Die 
Eisenbahnen werden eine Umwandlung der schon danieder- 
liegenden Landwirtschaft bewirken. Freiburg und Wallis 
sind bei der Erstellung der projektierten Bahnen nur indirekt 
beteiligt, dennoch ziehen sie grosse Vorteile daraus. Für 
Genf ersteht durch die Erstellung der Linie Bodensee-Genf 
grosse -Hoffnung, dass auch das Stück Lyon-Genf gebaut 
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werde. Für den Kanton Waadt sind die Eisenbahnen das 
einzige Mittel, um seinen Wein konkurrenzßthig zu machen. 
d. Die Direktion des schweizerischen Gewerbevereines 
stellte für die Verhandlungen des Vereines pro 1857 das 
Thema auf: « Welchen Einfluss wird das vollendete schwei- 
zerische Eisenbahnnetz auf die Gewerbe, die Industrie und 
den Handel ausüben ? Welches werden die Nach- und welches 
die Vorteile sein ? Wie kann den erstem vorgebeugt werden ? 
Wie können die letztern uns möglichst gross zugesichert 
werden? > Der bekannte BernerVolkswirt, Nationalrat Gonzen- 
bach, behandelte diese Fragen auf Grund der Verhältnisse 
des Kantons Bern und, wie er sagt, vom nationalökonomischen 
Standpunkte aus. Er berücksichtigt die Landwirtschaft 
ganz besonders und macht alles andere von deren Wohl- 
gedeihen abhängig. Diesem Standpunkt entsprechend, stellt 
er den Grundsatz auf, eine Eisenbahn sei nur dann mög- 
lich, wenn der Nutzen, den sie der Bevölkerung bringt, 
die Summe übersteigt, die diese zur Benutzung der Eisen- 
bahn ausgibt. Dabei hält er aber wohlverstanden immer 
die landwirtschaftliche Bevölkerung im Auge. Darum kommt 
er auch zu dem weitern Satze: «634,000 Jucharten des 
bernisohen Bodens sind Getreideland ; wenn die Grund- 
rente dieses Landes durch Eisenbahnen gehoben wird, so 
nützen solche dem Lande, sonst nicht. > Nun rechnet er 
aus, dass die Konkurrenz des ausländischen Getreides nach 
Erstellung der Bahnen einen jährlichen Verlust von Fr. 900,000 
für die Landwirtschaft des Kantons Bern bedeute; dieser 
könne von dem bernischen Landwirte nur durch Vermin- 
derung seiner Ausgaben eingebracht werden; gebe er 
aber weniger aus, so haben auch Handwerker etc. weniger 
zu tun. Also werde das ganze Land Schaden tragen. 
Sinke die Grundrente, so werde damit auch der Wert 
der Grundstücke sinken und nicht etwa steigen, wie viele 
behaupten. (Gonzenbach steht hier auf einem entschieden 
falschen Standpunkte, weil er die Grundrente lediglich vom 
Getreidebau abhängig macht.) Die guten Strassen, fährt er 
weiter, gewähren dem Landwirte schon jetzt einen grossen 
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Absatz ; er wird trotz der Bahn sein Gespann haben müssen 
und nur noch die Unbequemlichkeit des Umladens auf der 
Station in Kauf nehmen müssen ; andererseits wird ihm sein 
Gespann durch die Bahn oft überflüssig, dann bleibt es 
unbenutzt im Stalle stehen. Der kleine Bauer, der bisher 
den Weg zum Markte zu Fuss zurücklegte, wird der Ver- 
suchung nicht widerstehen können, die Eisenbahn zu be- 
nützen und so einen Teil seines Verdienstes der Bahn Ver- 
waltung abzutreten. 

Als Vorteile der Eisenbahnen für die Landwirtschaft 
nennt Gonzenbach die Hebung der Obstkultur, des Exportes 
von Fleisch, Käse, Butter, Verbesserung der Alpen und 
damit auch Hebung des Wertes derselben, Vervollkommnung 
der Viehzucht, Verbesserung der Forstkultur und rationelle 
Ausbeutung der Torfmöser. 

Er glaubt die Ersetzung des Getreidebaues durch die 
Viehzucht im Kanton Bern werde zur Folge haben, dass 
10,000 Menschen keine Beschäftigung finden. Man müsse 
deshalb neue Industrien gründen oder eine wohlgeordnete 
Emigration einleiten. 

Alle Experten und Berichte gehen dahin einig, dass 
die Eisenbahnen der Industrie notwendig seien. Jedoch 
wünschen sie lieber das Erstehen einer Hausindustrie als 
einer Fabrikindustrie ^ so namentlich Coindet und Gonzen- 
bach. Schmidlin insbesondere hofft von den Eisenbahnen 
ein mächtiges Emporblühen der Industrie. Er zeigt, dass 
die landwirtschaftlichen Zustände nicht gesund seien und 
dass es infolge der bestehenden Erbrechte eine ganze Menge 
armer, besitzloser Leute gebe. Wo — ruft er aus — klagt 
man wegen Uebervölkerung? Wo hat der fremde Kriegs- 
dienst die ergiebigsten Werbungen? Wo ist die Armennot 
am brennendsten? Wo muss man zu dem ebenso teuren 
als unsichern Mittel einer massenhaften Auswanderung 
greifen ? Wo findet die Lehre des Kommunismus das zahl- 
reichste und bereitwilligste Proletariat? (Das ist interessant, 
d. Verf.) — Wo anders als in den Gegenden, in denen die 
Landwirtschaft fast die einzige Erwerbsquelle bildet (a. a. 0., 
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pag. 48 — 49). Schmidlin meint, die Interessen der Land- 
wirtschaft und Industrie seien einander nie entgegensetzt, 
sie würden sich vielmehr ergänzen. Die Eisenbahnen seien 
dazu da, die künstUchen Gegensätze zu versöhnen. Wenn 
es der Industrie gut gehe, so gehe es auch der Landwirt- 
schaft und den Handwerken gut. 

Speziell über die Einwirkung der Eisenbahnen auf die 
Industrie sprachen sich die Berichte am spärlichsten aus, 
weil man allgemein überzeugt war, dass die Industrie niu* 
gewinnen werde. Der Verfasser einer anonymen Broschüre 
aus dem Jahre 1858 redet einer Ausnützung der Wasser- 
kräfte in engen Tälern kräftig das Wort und empfiehlt 
die Anlage von Industrien und Eisenbahnen in solchen 
Tälern. 

€. DerEinfluss derBahnen auf Kleinhändler und Hand- 
werker wird besonders erörtert von Schmidlin und Gonzen- 
bach. Schmidlin ist der Ansicht, der Kleinhändler (Krämer) 
brauche nach Einführung der Eisenbahnen ein geringeres 
Kapital, indem er sein schnell und leicht ergänzbares Waren- 
lager reduzieren könne. Die Furcht der Konkurrenz grösserer 
Orte sei unbegründet, denn der Portschritt geschehe auf 
Seite der Bequemlichkeit und nicht umgekehrt. Es sei aber 
bequemer, den Bedarf am eigenen Wohnorte einzukaufen 
als anderswo. Gonzenbach ist da ganz anderer Ansicht; 
nach ihm geht der Kleinhandel durch die Einführung der 
Eisenbahnen dem Ruin entgegen. Schmidlin glaubt, dass 
durch die Eisenbahnen auch die Handwerke gehoben 
werden, indem der Absatzkreis des Handwerkers erweitert 
werde und derselbe zugleich Rohstoffe, Werkzeuge etc.- 
billiger erwerben könne. Gonzenbach meint, der Einfluss 
der Bahnen auf die Handwerke werde dadurch, dass sie 
sich in den Städten konzentrieren, ein monopolisierender 
sein. Das Fuhrgewerbe werde den armen Leuten entzogen 
und die Eisenbahn zum Monopol von Millionären. 

/. Einfluss der Eisenbahnen auf das Transport- und 
Wirtschaftsgewerbe. Die Experten, offiziellen Berichte und 
auch die Schriftsteller sind so ziemlich einig, dass das Fuhr- 
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manns- und Gastwirtgewerbe unter dem Einfluss der Eisen- 
bahnen nicht leiden werde. Der Verkehr zu Wagen werde 
nur eine andere Richtung einschlagen, die Reisenden werden 
sich in grösserer Zahl einfinden. Nur Gonzenbach prophezeit 
für ausgedehnte Strassenzüge eine völlige Verödung. 

g, Coindet, auch SchmidHn erwarten von den Eisen- 
bahnen eine Hebung der Bergwerke (im Wallis, Graubünden 
und Berner Jura) und der Stein- und Schieferbrüche. 

Gonzenbach endlich widmet dem Einfluss der Eisen- 
bahnen auf das Niederlassungswesen einen besondern Ab- 
schnitt, Die Eisenbahnen werden ein Zusammendrängen der 
Bevölkerung in den Städten zur Folge haben. Das sei aber 
in einer Republik nicht zu wünschen, da einer solchen die 
nötige Polizei zur Ueberwachung einer so grossen Menge 
fehle. Dieses Zusammendrängen werde auch für die Orts- 
armenpflege bedenkliche Polgen haben. Im weitem werden 
die Eisenbahnen zu massenhaften Auswanderungen Anlass 
geben. — Wir schliessen hier noch einige andere Aeusse- 
rungen Gonzenbachs über den Einfluss der Eisenbahnen an. 
Er fürchtet, dass sie infolge der häufig angewendeten Ex- 
propriationsgesetze den Eigentumsbegriff* des Volkes er- 
schüttern, zur Grossstaaterei führen und den Nationalitäts- 
gedanken schädigen werden. Sie werden zur Abschaffung 
lästiger Zollschranken führen, Zukunftskriege erschweren 
und speziell in der Schweiz eine weitgehende Zentrali- 
sation veranlassen. 

3. Die in der Schweiz anzulegenden Bahneh und die bei 
deren Anlage zu befolgenden Grundsätze. 

a. Die bisherigen Bestrebungen galten mehr einzelnen 
Linien, wie z. B. : Basel-Zürich, Zürich-Bodensee, Zürich- 
Chur, Bodensee-Chur, Basel-Olten, Olten-Luzern, Bern-Biel- 
Aarau, Yverdon-Morges, Rorschach-St. Gallen etc. Daneben 
lief das Projekt einer Stammbahn, Genf-Romanshorn. Vor- 
schläge zu schweizerischen Netzen wurden bisher nicht 
genauer studiert. 
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b. Die durch den Bundesrat eingeleiteten Unter- 
suchungen gaben zum Studium eines vollständigen Eisen- 
bahnnetzes Anlass. Die Zusammensetzung desselben variiert 
in den verschiedenen Berichten und Vorschlägen nicht sehr. 
Wir gehen dieselben durch und bringen zugleich bei jeder 
Linie die nötigen speziellen Bemerkungen an. 

c. Die Experten Steffenson und Swinburne wollten das 
schweizerische Eisenbahnnetz aus folgenden Linien zu- 
sammengesetzt wissen: 

a. Einer Linie, die Basel, die badische und französische 
Eisenbahn mit dem weiten Tal der Aare und dessen Seiten- 
tälern verbindet und dadurch dem grössten Teil der schwei- 
zerischen Bevölkerung einen leichten Zugang gewährt. Zur 
Erreichung dieses Zweckes kommen in Betracht: 

aa. Die Rheintallinie. Dieselbe wurde bisher wegen 
der dünn bevölkerten Ufer der untern Aare und des Rheines 
nicht ausgeführt. Die Steigungen sind günstig, die vielen 
Krümmungen von Aare und Rhein hinderlich. Die Hälfte 
der Bevölkerung des Tales ist landesfremd (badisch) und 
trägt zur Herstellung der Bahn nichts bei. Zudem ist 
badischerseits die Konkurrenz einer strategischen Linie zu 
befürchten. 

Die Distanz Basel-Brugg betrage 70 km., Baukosten 
im ganzen 14 Millionen Pranken, Fahrzeit 2^2 Stunden. 

bb. Hauensteinlinie (Basel- Ölten). Sie ist wichtig 
wegen der Verbindung Basels mit der Zentral- und West- 
schweiz. Für die Ueberwindung des Hauensteins sind schiefe 
Ebenen anzuwenden. Die Kosten werden auf 14 Millionen 
Franken veranschlagt. 

cc, Bötzbergbahn. Führt zu sehr nach Osten. Bedient 
die Westschweiz schlecht. 

dd. Linie über den Passwang. Wendet sich zu viel 
nach Westen, würde noch den Bau der Rheintallinie ver- 
langen. 

Die Linien aa bis dd konkurrieren miteinander; die 
beste ist die Hauensteinlinie^ weil sie nicht teurer ist und 
die Zwecke der drei andern Linien zusammengenommen 
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einzig erfüllt. Sie führt nach Olten^ von wo aus man gleich 
leicht nach Zürich und der Ostschweiz, wie nach der Zentral- 
und Westschweiz gelangen kann. Als Stammbahn ist also 
die Linie Basel-Olten zu betrachten. 

ß. In Ölten soll eine zweite grosse Stanimlinie durch- 
laufen, welche dem Tal der Aare seiner ganzen Ausdehnung 
nach, von den Juraseen bis zu der Verbindung der Reuss 
und der Limmat folgt, dem letztern Flusse bis Zürich nach- 
geht und einesteils von Zürich bis an den Bodensee, andern- 
teils von Solothurn bis an den Genfersee sich ausdehnt und 
so eine grosse Transitlinie durch die ganze Schweiz bildet 
(Ost -West-Linie). 

y. Von Ölten aus soll sodann eine Linie nach Luzeni 
geführt werden, wodurch der grossen Ost -West-Linie der 
Gotthardpass geöffnet wird. Durch die Wasserstrassen des 
Zürich- und Wallensees wird die Hauptlinie mit dem Splügen 
und den andern Graubündnerpässen verbunden. (Hier denken 
die Experten an Strassen, nicht etwa an Eisenbahnen über 
die Alpen.) 

(5. Vom Bodensee aus soll eine Linie bis ins Herz von 
Graubünden geführt werden, von wo aus sie eventuell 
über die Alpen *) verlängert werden kann. Dieselbe soll mit 

£. einer Zweigbahn an den Wallenstaltersee versehen 
werden. 

7], Die Stammlinie Ost -West soll mit der Bundesstadt 
verbunden werden. 

&. Dazu kommen noch die Zweiglinien Bern-Thun^ 
Wint er thurSchajf hausen und Lugano-Bellinzona. 

Ueber diese Linien machten die Experten einige be- 
sondere Anmerkungen. 

In Luzern müsse womöglich der Bahnhof an den See 
gebracht werden, um so mit den Dampfbooten eine gute 
Verbindung herzustellen. In Baden und Zürich wird eine 
Verlegung der bestehenden Bahnhöfe der Nordbahn ange- 



*) Durch die Lukmanierbahn. 
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raten. Die Stammlinie (Bodensee-Genf) soll über Solothurn- 
Anrberg'Payerne'-Estavmjer'Yvei^don und von da aus 
über Entreroches und das Tal der Venoge bis an die Ufer 
des Genfersees geführt werden. Dazu sollten Zweigbahnen 
nach Morges imd Ouchy kommen. Vorläufig, glaubten die 
Experten, könne für die Strecke Solothuim-Yverdon und 
Morges'Genf die Bahn durch die Wasserstrassen ersetzt 
werden. Schwierigkeiten bereitete die Zweigbahn von dieser 
Stammlinie aus nach Bern, Schliesslich rieten die Experten 
eine Abzweigung von Solothurn nach Lyss und von da 
über Mü7}chenbuchsee nach Bei^n, Die Anlage des Bahn- 
hofes Bern sollte auf dem Felde oberhalb der grossen 
Nydeckbrücke stattfinden, woselbst der gemeinsame Bahnhof 
für diese Zweigbahn, sowie für die Thunerlmia sein sollte. 
Ebenso sollte eine spätere Eisenbahn nach Freihiirgy die 
zwar als unwahrscheinlich angesehen wurde, von dort aus- 
gehen. Sie hätte dann einen Kilometer südlich der damaligen 
Stadt die Aare überschritten, sich hierauf dem südlichen 
Ufer des Sulgenbaches nach hingezogen und wäre dann 
in das Sensetal gefallen und, dem Sense- und Saanetal 
folgend, ganz unten in der Stadt Freihurg ausgelaufen. 

In der Ostschweiz wäre die Stammbahn bis nach Boj^- 
schach (und zwar via Romanshorn) gezogen worden. Die 
Route Wmterthiir-Sf. Gallen-Rorschach wurde von den 
Experten als Haupt- und Nebenlinie verworfen. 

Die Strecken längs dem Zürcher- wn^Wallensee wollten 
die Experten auch durch Wasserstrassen ersetzen. An Stelle 
des teuren Zwischenstückes Rappei^swyl- Wese?i sollte Schiff- 
barmachung des Linthkanales, in Verbindung mit Einführung 
von Trajektschiffen, treten. Dem Lukmanierprojekt waren 
die Experten nicht sehr gewogen, sie fanden es teuer und 
unrentabel, ebenso die Linie Lugano-Bellinzona, Schaff- 
hausen -Wi7it er thiir wurde als eine eventuell sehr rentable 
Nebenlinie geschätzt. 

Die Experten vereinigten ihre Berechnungen in fol- 
gender Tabelle: 
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LinleDbezeichDung ^ ^ 

Morges-Ouchy-Yverdon . 46,5 

Yverdon-Lyss .... 65,5 

Lyss-Bern 22,5 

Bera-Thun 27,5 

Lyss-Solothurn .... 25,0 

Solothurn-Olten . . . . 37,0 

Aarburg-Luzern . . . . 54,0 

Olten-Basel 36,5 

Olten-Zürich 65,5 

Zürich-Rorschach . . . 98,5 

Winterthur-Schaffhausen 28,5 

Rorschach-Sargans . . . 65,0 

Wallenstadt-Sargans . . 16,0 

Sargans-Chur .... 22,0 

Biasca-Locarno .... 41,5 



Kosten 

per km. 
Fr. 

160,000 
158,200 
192,000 
151,300 
136,000 
199,000 
167,000 
370,000 
197,400 
157,600 
224,000 
134,500 
127,500 
155,000 
143,000 



Qesamtortrag der 

Reisenden und Waren 

per km. 

Fr. 

9,550 

9,550 
11,150 

5,780 
10,620 
10,620 

6,110 
20,200 
14,610 
12,750 

6,380 

4,750 

5,320 

8,510 

5,310 



Summa 650,5 102,123,(X)0 

Sie rieten zur grössten Sparsamkeit und zum blossen 
Baue der notwendigsten Linien, die noch zum Teil durch 
Wasserstrassen ersetzt werden sollten. Derselben Ansicht 
waren die finanziellen Experten Geigy und Ziegler, die auch 
das von Steffenson und Swinburne vorgeschlagene System 
annahmen. 

d. Der Bundesrat befürwortete in seiner Botschaft 
(pag. 9 — 17) ebenfalls das von Steffenson und Swinburne 
vorgeschlagene Netz, unter Weglassung der Linie Bern-Thun. 
Er fand, dasselbe sei der natürlichen Beschaffenheit der 
Schweiz angepasst und vermittle sowohl den Transit wie 
den noch wichtigeren Innenverkehr. Im Anschluss an die 
genannten Experten empfahl der Bundesrat auch die teil- 
weise Ersetzung von Bahnlinien durch Wasserstrassen. 

e. Während sich die Minderheit der nationalrätlichen 
Kommission über die einzelnen Linien des Netzes nicht 
aussprach, sah sich die Mehrheit derselben veranlasst, ein- 
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zelne Linien des vorgeschlagenen Netzes zu beanstanden 
(pag. 102 — 136 des Berichtes). Sie fand, man habe bei der 
Bestimmung des Netzes die volkswirtschaftlichen Rück- 
sichten den technischen zu sehr untergeordnet. Das sei 
namentlich der Fall gewesen bei der Linie von Zürich an 
den Bodensee und bei der Fortführung der Linie von Ölten 
aus in westlicher Richtung. Den Erörterungen über die 
speziellen Verhältnisse dieser Linien stellte die Kommissions- 
minderheit folgende drei Grundsätze voran: 

aa. Beim Eisenbahnbau müssen die schon bestehenden 
Verhältnisse massgebend in die Wagschale fallen, und es 
sollen nicht ohne Not mit Umgehung von Gegebenem und 
Bestehendem künstlich neue Verkehrsrichtungen und Ver- 
kehrsbewegungen geschaffen werden. 

bb. Beim Eisenbahnbau soll auf das Vorhandensein 
eines namhaften inneren Verkehrs abgestellt werden, nicht 
jenes Verkehrs, der auf dem Durchzug fremder Reisender 
und trän sitieren der Transportmassen, sondern vielmehr des- 
jenigen, der auf der Bewegung der eigenen Bevölkerung 
beruht. Die Eisenbahnlinie muss demgemäss die Bevölke- 
rung mit ihrem Verkehr suchen, nicht umgekehrt Bevölke- 
rung und Verkehr die Eisenbahn. 

cc. Neben dem Innern Verkehr ist der Personen-, Waren- 
und Produktenaustausch mit dem Auslande ein weiteres 
Requisit, und Zugsrichtungen, welche sich zu Vermittlern 
und Trägern desselben eignen, müssen in hohem Grade 
berücksichtigt werden. 

Wenn man nun diese Grundsätze auf die beiden Kon- 
kurrenzlinien Wyl-St. Gallen-Rorschach und Frauenfeld- 
Romanshorn anwende, so müsse der technisch schwierigen, 
aber durch eine Verkehrs-, gewerbe- und industriereiche 
Gegend führenden Linie Wyl-St Gallen-Rorschach gegen- 
über der andern, technisch günstigeren, doch durch eine 
verkehrsarme Landschaft ziehenden Linie der Vorzug ge- 
geben werden. Auch für den Kanton Thurgau sei die erst- 
genannte Linie die vorteilhaftere. Sie ermögliche dem 
Kanton Thurgau, seine Produkte in St. Gallen und Appen- 
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Zell abzusetzen. Die Linie Frauenfeld-Romanshorn werde 
dagegen nur eine Erweiterung des Hafens in Romanshorn 
zur Folge haben. 

Aehnlich seien die Verhältnisse bei den konkurrierenden 
Linien Olten-Solothurn-Lyss und Olten-Bern-Lyss, Man 
wolle von Ölten aus einfach eine möglichst kurze Verbin- 
dung mit Wasserstrassen anstreben. Diesem Gedanken werde 
alles untergeordnet. Die Linie nach Bern sei kommerziell 
günstiger. Deshalb sei es rationneller, die Hauptlinie nach 
Bern und von da nach Lyss oder Murten zu führen, anstatt 
über Solothurn. An Stelle einer Zweigbahn von Solothurn 
nach Bern könne dann eine solche, von Bern abzweigend, 
nach Solothurn geführt werden. 

Die Kommissionsmehrheit empfahl noch zur Aufnahme 
ins Netz die Linien Bern-Thun und Rapperswyl-Weesen 
mit Zweigbahn nach Glarus. Die Kommissionsmehrheit 
zog ein ununterbrochenes Eisenbahnnetz den Wasserstrassen 
vor und riet in dieser Beziehung zur Vorsicht. 

/. Coindet sieht das von den technischen Experten und 
vom Bundesrate vorgeschlagene Netz für richtig an ; Morell 
stimmt den Vorschlägen des Bundesrates zu. Seine Erörte- 
rungen über das schweizerische Eisenhahnnetz (pag. 50 — 71) 
sind einfach eine Wiederholung der Ausführungen der Ex- 
perten. 

ff. Die allgemeinen Grundsätze über die Anlage dieses 
Netzes fanden ebenfalls eine kurze Besprechung. Steffenson 
und Swinburne warnten vor der Annahme des Prinzipes, 
dass die kürzeste Verbindung zweier Hauptpunkte das Beste 
sei; man müsse vielmehr auch die dazwischen liegenden 
Orte berücksichtigen (pag. 8 — 9 des Berichtes). Es sei besser, 
eine weniger direkte Linie zu besitzen, als eine direkte 
Linie, von der viele Zweigbahnen abgehen. 

Die Nationalratskommissionsmehrheit verfocht, wie aus 
ihrem ganzen Berichte ersichtlich ist, das Prinzip, dass die 
Eisenbahnen nach volkswirtschaftlich richtigen Grundsätzen 
erstellt werden sollen. Der volkswirtschaftlich-nationale 
Standpunkt soll massgebend sein. 
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4. Technische Erörterungen. 

Wir begnügen inis hier nur mit einigen orientierenden 
Erörterungen technischer Natur. 

Zur Aufnahme der nötigen Pläne und Berechnungen *) 
war ein eigenes Eisenbahnbureau bestellt worden. Die Studien 
waren nicht blosse oberflächliche Vorarbeiten, sondern er- 
langten den Charakter von ziemlich zuverlässigen Projekten, 
gemacht für Linien von einer Gesamtlänge von 1200 km. 
Die Ausgaben waren mit circa Fr. 250 per Schweizerstunde 
verhältnismässig ganz unbedeutend. Diese geringen Aus- 
lagen erklären sich durch die Mithülfe des Generals Dufour, 
Vorsteher des eidgenössischen topographischen Bureaus, so- 
wie durch die Zurverfügungstellung von Plänen früherer 
Eisenbahnprojekte durch Kantonsregierungen und Privat- 
gesellschaften. Das Departement konnte sich für fast alle 
Linien genaue topographische Karten im Massstabe von 
1 : 25,000 verschaflPen. Dieselben waren mit der Angabe der 
verschiedenen Höhen, der kleinsten Terrainunregelmässig- 
keiten, aller Gebäulichkeiten und mit genauer Ausscheidung 
von Feld und Wald versehen. Sie ermöglichten es, die all- 
gemeine Richtung der Projekte schon im Bureau zu ent- 
t^cheiden, während sonst zu diesem Zwecke eingehende 
Untersuchungen nötig gewesen wären. Nachdem durcjh diese 
topographischen Karten die Hauptrichtung gegeben war, 
wurde an Ort und Stelle die Linie in den Plan eingetragen 
und nivelliert. Unter steter Anschauung der Gegend selbst 
und unter Berücksichtigung anderer technischer Umstände 
wurde es dann möglich, sozusagen im ersten Entwurf die 
beste Linie zu bestimmen, alle Unebenheiten des Terrains 
anzudeuten und die geeignetste und ökonomisch vorteil- 
liafteste Höhe der Bahnlinie so herauszufinden, wie es bei 
viel genaueren Studien an Ort und Stelle wohl nicht besser 
hätte geschehen können. 

Es wurden zweierlei Kostenberechnungen gemacht, 
nämlich für zwei- und einspurigen LTnterbau. 

*) Bimdesblatt 1850, pag. 853—87(1 
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Die Anlagekosteii wurden in folgende Ausgabenklassen 
geteilt : 

1. Grunderwerb und Vergütungen; 

2. Unterbau (Erd- und Kunstarbeiten); 

3. Oberbau (Bekiesung, Schienen, Querhölzer etc.); 

4. Stationen, Wärterhäusern, Einfriedungen; 

5. bewegliches und unbewegliches Material; 
B. Verwaltungskosten. 

Zur Berechnung der Betriebskosten wurden genaue 
Tabellen über die Gefällswechsel aufgestellt. Die Betriebs- 
kosten selbst wurden in drei Rubriken berechnet, nämlich : 

a. Allgemeine Verwaltungs- und Unterhaltungskosten 
der Bahn; 

b. Expeditionskosten; 

c. Transportkosten. 

Alle diese Berechnungen sind in übersichtlichen Tabellen 
zusammengefasst. 

Dieselben und die Längenprofile sind den offiziellen 
Berichten beigefügt. Die technischen Erörterungen sind in 
einem von Ingenieur Koller verfassten Berichte, betitelt: 
« Nachträgliche Erörterungen zu den Eisenbahnexperten- 
berichten, hauptsächlich in Bezug auf die Begründung der 
Berechnungen über die Kosten der Anlage und des Betriebes 
der verschiedenen Linien », niedergelegt (Bundesblatt 1850, 
Nr. 60, pag. 853—876). 

Die technischen Experten Steffenson und Swinburne 
beschäftigten sich hauptsächlich mit den Steigungsver- 
hältnissen. Sie erörterten die Anwendbarkeit der Lokomo- 
tiven für die verschiedenen Steigungen und rieten, bei 
starken Rampen neben den Lokomotiven noch feststehende 
Maschinen zu gebrauchen; für den Hauenstein sollte das 
System schiefer Ebenen Anwendung finden. Wir verweisen 
im übrigen auf Seite 10—24, 29—34, 65—70 des Berichtes 
der technischen Experten. 

Die übrigen Expertenberichte, sowie diejenigen des 
Bundesrates und der Kommissionen brachten natürlich keine 
selbständigen Erörterungen über technische Fragen. 
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5. Finanzielle Erörterungen. 

a. Die Finanzierung und Verzinsung der projektierten 
Eisenbahnen bildete natürlich eine Kardinalfrage. Es lagen 
allerdings über diese oder jene Linie schon Berechnungen 
vor, die von Vorbereitungskomitees für zu gründende schwei- 
zerische Eisenbahnen in den vierziger Jahren aufgestellt 
wurden. Man wollte jedoch genauere Berechnungen haben 
und Hess daher über die Bau- und Betriebsausgaben einer- 
seits und über die mutmasslichen Einnahmen andererseits 
möglichst zuverlässige Erhebungen machen. Den finanziellen 
Experten Geigy und Ziegler lag so ein grosses statistisches 
Material zu Gebote, das teilweise von der Zollverwaltung, 
teilweise von den Kantonsregierungen und zum Teil endlich 
von besonders zu diesem Behufe errichteten Beobachtungs- 
stationen geliefert wurde. 

6. Die Anlagekosten des von Steffenson und Swinburne 
entworfenen Netzes (650,5 km.) wurden auf Fr. 102,123,000 
berechnet. 

Auf diese Grundlage basierten Geigy und Ziegler ihre 
Berechnungen. Sie zogen dabei die Bevölkerungsdichtigkeit 
und die während eines Monates (Mai) beobachteten Post- 
reisenden und Waren in Betracht. Der Viehtransport blieb 
von den beiden Experten ganz unberücksichtigt, während 
der Transport von Wein und Getreide, von Brenn- und 
Baumaterial nur da berücksichtigt wurde, wo das massen- 
hafte Auftreten die Benützung der Eisenbahn sehr wahr- 
scheinlichmachte (Bericht, pag. 40). Eine Verkehrsvermehrung 
wurde nicht berücksichtigt.*) 

Die Resultate der Berechnungen finden sich in folgender 
Tabelle vereinigt: 



*) Es zeigt dies alles die Tendenz, den Ertrag der Bahnen 
möglichst niedrig zu berechnen. 
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Bahn 

I. Morges-Ouchy-Yverdon 
IL Yverdon-Lyss . 

III. Lyss-Bern . . 

IV. Bern-Thun . . 
V. Lyss-Solothurn 

VI. Solothurn^Olten 

VII. Aarburg-Liizern 
VIII. Olten-Basel . . 

IX. Olten-Zürich . 

X. Winterthur-Schaffhausen 

XI. Zürich-Rorschach . . 
XII. Rorschach-Sargans . . 
XIII. Wallenstadt-Sargans . 



Anzahl der Personen, 

auf die ganze Länge 

reduziert 

150,000 

150,000 

150,000 

100,000 

140,000 

140,000 

70,000 

200,000 

170,000 

60,000 

150,000 

50,000 

40,000 

70,000 

70,000 



Anzahl 
der Zentner 

200,000 
200,000 
400,000 
60,000 
400,000 
400,000 
300,000 
1,200,000 
700,000 
400,000 
600,000 
240,000 
400,000 
600,000 
200,000 



XIV. Sargans-Chur .... 
XV. Biasca-Locarno . . . 

Hierauf zogen die Experten einen Vergleich mit der 
hadischen Bahn, aus welchem sich ergibt, dass sie auf 
keiner einzigen schweizerischen Linie eine Frequenz, wie 
sie die badische Bahn hatte, annahmen, obschon in der 
Schweiz weder die Entwicklung von Handel und Industrie, 
noch die Dichtigkeit der Bevölkerung, noch der Besuch 
von Fremden geringer war (Bericht, pag. 70, 71). Als durch- 
schnittliche Personentaxe nahmen sie per Kilometer 5 Rappen 
an und ^5 Cts. für den Zentner Ware. Der Ertrag des 
Reisegepäcks war auf 6 % des Ertrages des Personenver- 
kehrs veranschlagt. So rechneten die Experten einen durch- 
schnittlichen Reinertrag von 2,67 % ^^s. 

Wir teilen noch die Ertragsberechnung für einige be- 
sondere Linien mit. Da figurieren Morges-Yverdon mit 2,69 Voi 
Yverdon-Lyss mit 2,75%, Lyss-Bern 2,96 7o> Bern-Thun 
1,66 7o (!), Lyss-Solothurn 4,25 Vo, Solothurn-Olten 3,08 %, 
Aarburg-Luzern 1,40 % (0. Olten-Basel 2,27 %, Olten-Zürich 
8,92^0, Zürich-Rorschach 4,06 «/o, Winterthur-Schaffliausen 
1,()0 7o? Rorschach-Sargans 1,07 %, Wallenstadt-Sargans 
1,78%, Sargans-Chur 8,43%, Biasca-Locarno 1,55%). 
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Diese Berechnungen sind absolut zu niedrig ; sehe man 
nur einmal die Linien und ihre Frequenz an, sobald sie 
mit den andern, wie es ja vom Bundesrat projektiert war, 
in Zusammenhang gesetzt waren. Die Experten stellten 
einfach auf den beobachteten Lokalverkehr ab, der Transit 
wurde grundfalscherweise als niclits geachtet, der Binfluss 
der fremden Bahnen auf die schweizerischen Linien ignoriert 
und der deshalb vermehrte Fremdenzufluss übersehen. 
Endlich vergassen die Experten ganz, dass die Bahnen, 
wie überall, auch in der Schweiz absolut eine ganz wesent- 
liche Hebung des internen Verkehrs zur Folge haben müssen. 
Andererseits nahmen sie sehr niedere Taxen an. Auf diese 
Weise musste die Rentabilitätsberechnung der besten Linien 
schlecht ausfallen. Und dennoch meinten die Experten, 
noch nicht vorsichtig gewesen zu sein ; sie schreiben pag. 73 
des Berichtes: 

« Obschon wnr nun jede Uebertreibung der Rentabilität 
zu vermeiden gesucht haben, so wollen wir doch, sobald 
es sich um Bestimmung der dem Bund und den Kantonen 
obliegenden Lasten und Verpflichtungen handelt, nicht die 
obigen Ergebnisse zum Massstabe wählen, sondern selbst 
für die besseren Linien nur einen Ertrag von 2 % voraus- 
setzen. Diese Annahme ist nun aber tief genug, um vor 
jedem Zweifel sicher zu sein. Liefert doch die Zürcher 
Nordbahn diesen Betrag, ungeachtet sie in Anlage und 
Betrieb, schon der kurzen Strecke wegen, teuer zu stehen 
kommt und für den Warentransport fast gar nicht benutzt 
wird. Wenn also zur Beschaffung des Anlagekapitals eine 
Zinsverpflichtung von 37-2 oder 4^0 übernommen werden 
muss, so berechnen wir den Ausfall auf jährlich 1 V-, oder 

2%.» 

Das war ungemein vorsichtig gerechnet. Man kann es 
auch mit der Vorsicht zu weit treiben. Ich glaube, ja ich 
habe die Ueberzeugung, dieses unbestreitbar viel zu schlechte 
Resultat sei von den Experten absichtlich konstruiert worden, 
um den Bund vom Bau der Bahnen abzuschrecken oder 
doch wenigstens eine Beteiligung der Kantone an den Bahnen 
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herbeizuführen. Man vergesse nicht, Z/f'^'/^';' war Staatsbahn- 
gegner und auch Geigy war es. Wir verweisen diesfalls 
auf unsere späteren Ausführungen. 

c. Der Bundesrat nahm die Berechnungen der Experten 
als richtig an und veranschlagte das von diesen angedeutete 
Defizit auf 2 bis 'l^L, Millionen. Nun zog er die namentlich 
von Geigy gewünschte Schlussfolgerung^ dass nämlich der 
Bund nicht in der Lage sei, ein solches Defizit zu tragen, 
dass also die Kantone an der Tragung desselben mithelfen 
müssen. Damit war die Beteiligung der Kantone gegeben. 

d. Der Bericht der Minderheit der nationalrätlichen 
Kommission, der sich bekanntlich gegen das Staatsbahn- 
system ausspricht, redet nicht speziell von den finanziellen 
Verhältnissen. Aber aus dem ganzen Tenor desselben geht 
deutlich hervor, dass die Hauptlinien für rentabel angesehen 
werden. In § 4 des Berichtes wird nämlich «die Möglich- 
keit der Beschaffung der Geldmittel auf dem Wege des 
Gesellschaftsbaues» dargetan. Nun ist es klar, dass die 
Kommissionsminderheit gar wohl wusste, dass Gesellschaften 
nur voraussichtlich rentable Linien bauen. Sah sie also die 
AVahrscheinlichkeit eines Baues der schweizerischen Linien 
durch Gesellschaften als sehr gross an, so betrachtete sie 
diese Linie eo ipso als rentable. 

Die Mehrheit der nationalrätlichen Kommission dagegen 
erörterte die finanziellen Verhältnisse auf eine gründliche 
Weise (pag. 182 — 160 des Berichtes). Sie ist mit den Experten 
Geigy und Ziegler nicht einverstanden und wirft denselben 
namentlich vor, sie hätten die durch die Eisenbahnen her- 
vorgerufene Verkehrsvermehrung einfach unberücksichtigt 
gelassen (pag. 150 des Berichtes). Die Kommissionsmehrheit 
stellt den Transit allerdings auch nicht über alles, findet aber, 
und zwar mit Recht, derselbe sei durchaus mehr in Rechnung 
zu ziehen, als das durch die Experten Geigy und Ziegler 
geschehen sei. Für spätere Zeiten allerdings wird er sogar 
als bedeutend angesehen (pag. 168 des Berichtes). Die Kom- 
missionsmehrheit kam den finanziellen Experten Geigy und 
Ziegler gegenüber zu folgenden Schlüssen: 
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« Ueberall, ohne Ausnahme, ist durch die Erstellung von 
Eisenbahnen die Verkehrsbewegung ausserordentlich ge- 
steigert worden. Die ökonomischen, gewerblichen und kom- 
merziellen Verhältnisse der Schweiz lassen auf eine um- 
fangreiche Benutzung der Eisenbahnen schliessen; nicht 
minder günstig ist die geographische Lage der Schweiz 
und die Stellung der schweizerischen Eisenbahnen gegen 
aussen; auch der bedeutende Fremdenzufluss nach der 
Schweiz wird schweizerischen Schienenwegen sehr wesent- 
liche Prequenzelemente hinzuführen. Alles dies berechtigt 
zu der Annahme, dass auch in der Schweiz infolge der 
Eisenbahnen eine namhafte Vermehrung des Verkehrs ein- 
treten müsste. Tatsächliche Erfahrungen beweisen, dass die 
Bewegung nach Erstellung der Eisenbahnen das Zwei-, Drei-, 
Vier- und Mehrfache des frühern Verkehres beträgt. Wir 
glauben daher, unter der Wirklichkeit zu bleiben und in 
dieser Beziehung mit vollkommener Sicherheit zu rechnen, 
wenn wir hinsichtlich des Personentransportes den einfachen 
Strassenverkehr, wie er sich durch die Zählungen ergeben 
hat, verdoppeln oder, was zum gleichen Resulsate führt, 
die Zahlen der finanziellen Experten um 50% vermehren. 
Wir halten diese Rechnung für um so sicherer, als einerseits 
ihr Ergebnis hinsichtlich der Umsatzzahlen der spezifischen 
Bevölkerung mit den in andern Ländern und namentlich 
in solchen, deren Verhältnisse den unserigen sehr ähnlich 
sind, gemachten Erfahrungen in vollkommenem Einklang 
steht und als andererseits die von uns angenommene Brutto- 
einnahme von Württemberg namhaft zurückbleibt hinter 
den Einnahmen von Baden, Preussen, Belgien, Frankreich 
und England und nur wenig mehr beträgt, als das Erträgnis 
der die geringste Bruttoeinnahme ergebenden französischen 
Bahn » (pag. 159 — 160 des Berichtes). 

Dagegen legte die Kommissionsmehrheit ihren Berech- 
nungen noch etwas biUigere Tarife zu Grunde als die Ex- 
perten; sie setzte den durchschnittlichen Ertrag eines Rei- 
senden von Fr. 0,053 auf Fr. 0,043 und den Ertrag einer 
Tonne von Fr. 0,16 auf Fr. 0,14 pro km. herunter. So kam 
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sie auf einen Bruttoertrag von Fr. 18,870 pro km. Die B(^ 
triebsausgaben wurden, der vermehrten Frequenz ent- 
sprechend, ebenfalls erhöht. 

Sehr bemerkenswert ist nochy dass die finanziellen 
Experten jede Linie für sich betrachteten und den Ueber- 
schuss einer jeden Linie an die bei derselben beteiligten 
Aktionäre verteilen ivollten, tvährend die Komyrnssions- 
niehrheit inchtigerweise alle Linie?i zusaimnen als ein 
Ganzes betrachtete laid den Ueberschuss der einen zur 
Deckung der Defizite der andern verwendet wissen wollte. 

Die Kommissionsmehrheit wollte im weitern die finan- 
ziellen Grundlagen der Eisenbahnunternehmung noch da- 
durch sichern, dass sie die Linien nur nach und nach aus- 
führen lassen wollte, zuerst die guten, dann die schlechtem. 

So kam sie für den allerungünstigen Fall ^während 
der ersten zwölf Jahre auf ein Defizit von jährlich höchstens 
Fr. 200,000, wovon Fr. 100,000 vom Bunde und Fr. 100,000 
von den Kantonen zu tragen gewesen wären. Nach Ablauf 
von zwölf Jahren, wenn alle schlechten Linien im Betriebe 
sind, berechnet sie das Maximum des Defizites auf Fr. 916,420 
(bei einer Verzinsung des Baukapitals zu 8-Yi Vo)- Dieses 
Defizit wäre aber durch eine unerhebliche Erhöhung der 
wirklich niederen Tarife leicht sehr zu reduzieren, resp. zu 
heben. Bleibe man bei den von Geigy und Ziegler vorge- 
schlagenen Tarifen, so verwandle sich das Defizit in einen 
Ueberschuss von Fr. 85,164 (bei einer Verzinsung von S'Vi %)• 

«Sie werden sich2>, sagt der Bericht, pag. 168, «über- 
zeugen, Tit., dass nur darum, um vom Bunde und den 
Kantonen eine direkte Einbusse abzuwenden, eine Ueber- 
lieferung unserer Schienenwege an Privatgesellschaften 
durchaus nicht nötig ist, dass vielmehr das Gleichgewicht 
zwischen Verzinsung und Einnahme vollkommen hergestellt 
wird, sobald Sie sich entschliessen, von Staats wegen solche 
Fahrtaxen erheben zu lassen, als im andern Falle den 
Privatgesellschaften zu erheben bewilligt werden müssten. » 

Die Kommissionsmehrheit rät aber nicht einmal hierzu, 
sondern meint, der allgemein volkswirtschaftliche Gesichts- 
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punkt sei dem finanziell-fiskalischen voranzustellen. Sie zeigt, 
dass das grösste zu erwartende Defizit durch die Mehrein- 
nahmen der Postverwaltung infolge der Einführung von 
Eisenbahnen weit übertroffen w^erde, und dass ferner auch 
die Kantone in der Lage seien, ein allfälliges Defizit leicht 
zu tragen. Die finanziellen Erörterungen des Berichtes 
schliessen mit den bemerkenswerten Sätzen: 

« Sie werden die finanzielle Beteiligung des Bundes in 
die eine und die ungeheure Verantwortlichkeit, zur Zer- 
splitterung und Verkümmerung des schweizerischen Eisen- 
bahnnetzes beigetragen und dessen ganze Zukunft preis- 
gegeben zu haben, in die andei^e Wagschale legen! Und 
wenn Sie dies tun, dann kann auch, Tit., Ihre Entscheidung 
kaum zweifelhaft sein . . . Und die Kantone ? Sie sollten 
es vorziehen, um sich einer direkten Unterstützung des 
Eisenbahnwesens zu entziehen, ihre Bevölkerung entweder 
der Vorteile des Eisenbahnverkehrs Stetsfort entbehren zu 
lassen oder aber ihren ganzen Verkehr der Spekulation 
mit hohen Taxen zu überliefern? Wir wagen es nicht, den 
betreffenden Kantonen eine solche Handlungsweise zuzu- 
muten . . . Noch einmal aber, Tit., sprechen wir es hier 
mit aller Entschiedenheit aus : « Die Finanzen des Bundes, 
die Finanzen der Kantone w^erden durch die möglicher- 
weise in zwölf Jahren eintretenden Beitragspflicht an der 
Verzinsung des Baukapitals des schweizerischen Eisenbahn- 
netzes nicht nur nicht zerrüttet, sondern nicht einmal in 
erheblichem Masse belastet werden. Vielmehr sind wir über- 
zeugt, dass im Verlaufe der Zeit die auf den rentablem 
Bahnen sich ergebenden Ueberschüsse wesentlich dazu bei- 
tragen werden, die Einbussen von weniger erträglichen 
Linien auf ein unerhebliches Minimum zurückzuführen oder 
auszugleichen. » 

An einer andern Stelle des Berichtes (pag. 68 ff.) wird 
im Vorbeigehen auch von den finanziellen Seiten der Eisen- 
bahnfrage gesprochen. Die Kommissionsmehrheit wendet 
sich hier scharf gegen diejenigen, die behaupten, die Eisen- 
bahnen, speziell Staatsbahnen stürzen Bund und Kantone 



— 48 — 

in Hnanzielle Zerrüttung. Sie sehreibt solchen Leuten gegen- 
über: «Also weg mit jenen hohlen Redensarten, welche 
der innern Wahrheit entbehren, weg mit jenen Schreck- 
bildern, welche ohne alle Berechtigung Zuständen entlehnt 
werden, die nicht die unserigen sind > (pag. 69 des Berichtes). 

e. Der Schriftsteller Morell (pag. 72 ff. a. a. 0.) spricht 
sich auch energisch gegen die Berechnungen der Experten 
Geigy und Ziegler aus. Er sieht dieselben als viel zu un- 
günstig an. 

Gleicher Ansicht ist Ingenieur Koller ^ Chef des Eisen- 
bahnbureaus, der die Richtigkeit der Berechnungen Geigy& 
und Zieglers wiederlegt. Koller schreibt u. a. : «Wir sind 
nun der festen Ueberzeugung, dass der Ertrag unserer 
Eisenbahnen die gewöhnlichen Zinsen des aufzuwendenden 
Kapitals decken wird, und dass, wenn wir uns einstweilen 
nur auf die Erstellung der Hauptlinien beschränken, dies 
Resultat mit voller Gewissheit angenommen werden kann. > 

6. Staats- oder Privatbahnen. 

a. Die Frage, Staats- oder Privatbahnsystem? führte 
zu Erörterungen mannigfacher Art. Die Rechtserörterungen 
werden an anderer Stelle Würdigung finden. Sodann be- 
schränken wir uns auf die Ausführungen der offiziellen 
Berichte, sowie auf die Wiedergabe der Ansichten einiger 
bedeutender Männer. Die damaligen Zeitungen brachten 
zwar über diese Grundfrage eine Reihe von Artikeln, allein 
ein Vergleich derselben mit den Berichten der Nationalrats- 
kommission zeigt, dass sich in denselben die Ansichten und 
Argumente der Parteien genau wiederspiegeln. 

Es kann und soll hier nicht der Ort sein, die Argu- 
mente für und wider Staatsbau und -betrieb erschöpfend 
darzustellen ; es handelt sich vielmehr nur darum, die An- 
sichten und Argumente, die damals in der Schweiz ins Feld 
geführt wurden, kurz zu skizzieren. 

Die volkswirtschaftlich-politischen Argumente für und 
wider Staatsbahnsystem wurden, wie nicht anders zu er- 
warten, in polemischer Form aufgezählt. 
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b. Wir beginnen mit den Argumenten wider den Staats- 
bau und -betrieb. Die Kommissionsminderheit teilt ihre 
Argumente wider den Staatsbau in föderal-politische, finan- 
zielle und volkswirtschaftliche. 

Nach der Ansicht der Kommissionsminderheit soll oberster, 
staatswirtschaftlicher Grundsatz, zumal in demokratischen 
Republiken sein, die Privattätigkeit ungehemmt walten zu 
lassen, solange sie den Staatszweck nicht gefährdet, und 
alles aus dem Wege zu räumen, was deren Emporkommen 
stört oder hindert. Die Staatsgewalt soll nach diesem Grund- 
satze nur da und dann unmittelbar einschreiten, wo und 
wann ein öffentlicher Zweck aus Wohlfahrtsgründen nur 
von ihm gehörig erreicht, die Ausführung eines allgemein 
notwendigen Projekts zum Nachteil der Gesamtheit ver- 
zögert oder in den Händen von Privaten, Vereinen etc. 
nicht mit gutem Geling erzielt wird. Je grösser die Anzahl 
der Geschäfte und Anstalten ist, bei welchen das Volk die 
Privaten und Vereine sich unmittelbar beteiligen, desto 
besser wird der Staat, zumal der repulikanische, gedeihen 
(pag. 12 — 13 des Berichtes). So sollen denn die Eisenbahnen 
von Privatgesellschaften erstellt werden, der Staat soll nur 
gegen etwaige Uebergriffe und Unregelmässigkeiten auf- 
treten. 

Die Minorität der Kommission stellte noch folgende 
Sätze auf: a. Die Gesellschaften bauen im ganzen die 
Schienenwege rascher und wohlfeiler; sie berechnen ihre 
Kostenvoranschläge genauer und sorgfältiger als der Staat. 

b. Die Gesellschaften betreiben und verwalten das neue 
Transportmittel ökonomischer und besser als der Staat. 

c. Die Privatbahnen haben billigere Tarife als die Staats- 
bahnen, rf. Man übertreibt die Gefährlichkeit der Papier- 
spekulation, die Nachteile für den Militärtransport, die Kol- 
lisionen mit dem Zoll- und Postregal, den Uebelstand in 
Bezug auf die Notwendigkeit eines spätem Bahnrückkaufes 
von Seiten des Staates, e, Individualismus uud Kantonalis- 
mus werden das Zustandekommen eines richtigen Eisen- 
bahnnetzes verhindern. /. Die Kontrahierung einer National- 

4 
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schuld in der Schweiz ist mit Rücksicht auf die gegen- 
wärtigen Staatsausgabenetats des Bundes und der Kantone 
und die vorhandenen Hülfsquellen, diese Ausgaben zu decken, 
ledigUch zum Zweck der Verteidigung der Freiheit und 
der Integrität des Landes gerechtfertigt und das Eingehen 
von Staatsschulden für andere, und wären es auch soge- 
nannte produktive Zwecke, zu vermeiden, g. Da der Ertrag 
der Eisenbahnen ein unsicherer und schwankender ist, könnten 
Defizite entstehen. Das um so mehr, als die Schweiz das 
Geld zu einem hohen Zinsfusse aufnehmen müsste, und da 
ferner, infolge des Appetites verschiedener Landesgegenden 
nach Eisenbahnen, sich das Netz um mehrere unrentable 
Linien vermehren würde, h. Der Organismus wird bei den 
Privatbahnverwaltungen einfacher und volkstümlicher sein 
als bei den Staatsbahnen. L Das Geld zur Bildung von 
schweizerischen Eisenbahngesellschaften ist bei gutem Willen 
und Vorangehen der schweizerischen Kapitalisten aufzu- 
bringen, k. Von einer Zinsengarantie durch den Staat ist 
ebenfalls abzuraten. Der Kapitalist gewinnt hier nur auf 
Kosten des Bundes, ohne riskieren zu müssen. 

Das sind kurz zusammengefasst die Gründe der Mnio- 
rität gegen den Staatsbau. Sie sucht die Richtigkeit der- 
selben durch Beispiele zu belegen. 

c. Die Majorität der Nationalratskommission stellte sich 
auf einen etwas allgemeineren Standpunkt. 

Sie erklärt, dass auch sie den vernünftigen Staatszweck 
einzig und allein in der Begründung wahrer Freiheit und 
Gerechtigkeit sehe und jedes Eingreifen der Staatsgewalt 
in die natürlichen Gesetze der Arbeit und des Tausches 
als eine neue Quelle sozialer Verwicklungen betrachte; 
allein sie glaube mit dieser Grundanschauung durchaus 
tiicht im Widerspruch zu geraten, wenn sie sich für das 
System des Staatsbaues ausspreche. 

« L'echange, c'est la societe », sage mit Recht ein fran- 
zösischer Nationalökonom. Das sei richtig. Die wichtigsten 
sozialen Fragen finden ihre Lösung in der Entwicklung und 
Vervollkommnung der Verkehrsmittel, von deren Wohlfeil- 
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heit die Erweiterung des Tauschkreises abhänge. Eine der 
Hauptaufgaben der Volkswirtschaft bestehe daher darin, die 
Verkehrsmittel möglichst auszubilden, und um diesen Zweck 
zu erreichen, dürfe eine volkstümliche Nationalökonomie 
niemals zugeben, dass öffentliche Werke, welche, wie die 
Eisenbahnen, nach allen Richtungen so tief und umfassend 
in das Volksleben eingreifen, zum Gegenstand des Gewinnes 
und der Spekulation gemacht werden. Gewinn sei aber die 
Hauptbedingung für jede Industrie; Aussicht auf Gewinn 
allein werde auch die Begründung des Eisenbahnunter- 
nehmens als Privatspekulation zur Folge haben. Hieraus 
ergebe sich der unversöhnliche Widerspruch zwischen Staats- 
und Privatbau, und es genüge, auf denselben hinzuweisen, 
um klar zu machen, dass man zum Wohle aller Industrien 
im weitesten Sinne des Wortes handle, wenn man die Eisen- 
bahnen dem spekulativen Zwecke der Industrie entziehe. 
Von einer freien Konkurrenz könne im Eisenbahnwesen 
keine Rede sein; sie widerspreche dem natürlichen Wesen 
der Eisenbahnen. Dagegen beginnen sich die Eisenbahnen 
so zu zentralisieren, dass sie mit ihrer gewaltigen Ver- 
waltung und ihrem Einfluss auf fast alle Lebensverhält- 
nisse anfangen, einen Staat im Staate zu bilden. Die 
Kommissionsmehrheit widerlegt nun die Sätze : « Die Pri- 
vatindustrie kalkuliert sicherer bei der Ausarbeitung der 
Projekte; sie führt wohlfeiler aus; sie betreibt und ad- 
ministriert vorteilhafter ; sie bedient besser und billiger. » 
Diese Widerlegung geschieht hauptsächlich an Hand von 
Beispielen. 

Die Kommissionsmehrheit führt weiterhin aus, die 
Schweiz müsse daran festhalten, ein nationales, volkswirt- 
schaftlich rationelles Eisenbahnnetz zu erhalten. Ein solches 
sei aber aus guten und schlechten Eisenbahnlinien zusammen- 
gesetzt. Ueberlasse man den Bau der Bahnen der Privat- 
spekulation, so würden nur die guten, nicht aber die schlechten, 
dem Wohlergehen des Landes aber ebenso notwendigen 
Linien gebaut. So erhalte man eine Anzahl Linien, nicht 
aber ein nationales, volkswirtschaftlich rationelles System* 
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Von einer nationalen Lösung der Eisenbahnfrage sei dann 
keine Rede; aber wenn irgend ein staatliches Prinzip, so 
fordere vor allen das demokratische die Begründung eines 
immer vollständigeren Gleichgewichtes in den intellektuellen 
und materiellen Beziehungen der verschiedenen Landesteile. 
Nach den Vorschlägen der Minderheit stehe dem Bunde 
nur die Wahrung militärischer Interessen gegenüber den 
Eisenbahnen zu, nicht aber die Wahrung der allgemeinen, 
volkswirtschaftlichen, kommerziellen und politischen Inte- 
ressen der Schweiz. 

Die Kommissionsmehrheit besprach noch die Arten der 
Beteiligung des Staates bei den Eisenbahnen, sie verwarf 
das System der Zinsengarantie, sowie das von Geigy ent- 
worfene (Bau und Verwaltung der Bahn durch den Staat, 
garantiertes Zinsenminimum und Gewinnanteil des Dar- 
leihers), empfahl dagegen das System des Staatsbaues und 
-betriebes mit unabhängiger Verwaltung und mit Deckung 
des Kapitalbedarfes durch ein festes Anleihen. 

Auf die Einzelheiten des Berichtes können wir uns 
nicht einlassen. Die darin enthaltene Polemik gegen die 
Kommissionsminderheit ist mustergültig und die verwen- 
deten Argumente und Beispiele sind überzeugend. 

Es mag noch bemerkt werden, dass die beiden Kora- 
missionalberichte in dem fast ein halbes Jahrhundert dauern- 
den Kampfe zwischen Staats- und Privatbahnsystem in der 
Schweiz als Rüstkammer dienten. Hier bewaffneten sich 
die Parteien mit Argumenten, undv wenn schliesslich die 
Staatsbahnidee im Volke Boden gewann, so hat der Bericht 
der Kommissionsmehrheit nicht wenig dazu beigetragen. 

Wir haben hier noch Bankdirektor Speiser von Basel 
zu erwähnen, welcher überzeugter Anhänger des Staats- 
bahnsystems war. Es waren hauptsächlich Gründe volks- 
wirtschaftlicher Natur, welche Speiser zu seiner Ueber- 
zeugung brachten. Er sah ein, dass die Interessen einer 
Eisenbahngesellschaft und die des Publikums immer ent- 
gegengesetzte seien und dass eine gesunde Volkswirtschaft 
das Staatsbahnsystem verlangen müsse; er meint aber damit 
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Staatsbahnen, deren Verwaltung nicht fiskalische Interessen 
verfolgt. 

Morell bespricht die Frage, Staats- oder Privatbahnen, 
ebenfalls. Er ist Anhänger des Staatsbahnsystems. Er moti- 
viert seine Meinung pag. 79 — 91 seiner Broschüre. Die von 
ihm angeführten Gründe decken sich teilweise mit denjenigen 
der Nationalratskommissionsmehrheit. 



7. Alpenbahnen. 

Die Alpenbahnfrage war schon in den vierziger Jahren 
Gegenstand von Studien. Im Osten strebten die Kantone 
St. Gallen, Graubünden und Tessin im Vereine mit Sardinien 
eine Lukmanierbahn an; im Westen verlangte Herr La Valette 
die Konzession für eine Zufahrtslinie zum Simplen und im 
Zentrum der Schweiz sahen Basel, Luzern und andere Kan- 
tone auf gute Verbindungen nach dem Gotthard. Allein 
damals dachte man im allgemeinen keineswegs an eine 
Ueberschienung oder Durchbohrung des Gotthard, man 
wollte vielmehr von Luzern bis Plüelen die Wasserstrasse 
und von da an eine möglichst vollkommene Alpenstrasse 
benützen. Die Idee einer Gotthardeisenbahn schien damals 
noch abenteuerlich. 

Der Bundesrat beauftragte die Experten StefiFenson und 
Swinburne, die Frage einer Alpenbahn ebenfalls zu prüfen ; 
das geschah mit besonderer Rücksichtnahme auf das Luk- 
manierprojekt. Die Experten waren jedoch einer solchen 
Alpenbahn durchaus nicht günstig gesinnt; sie hielten die 
Steigungen zu gross, um durchwegs mit Lokomotiven über- 
wunden werden zu können. Sie rieten deshalb zu deren 
Bewältigung den Gebrauch feststehender Maschinen und 
sogenannter schiefer Ebenen an. Allein selbst unter Zuhülfe- 
nahme dieser Einrichtungen schien ihnen eine Alpenbahn 
nicht praktikabel und namentlich nicht rentabel zu sein, 
und aus diesen Gründen wurde eine solche nicht in ihren 
Plan eines schweizerischen Eisenbahnnetzes aufgenommen. 
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Preussen, Piemont und die Schweiz beauftragten 1851 
eine Expertenkommission mit der Prüfung der Frage, auf 
welchem Wege die deutschen Eisenbahnen mit den piemon- 
tesischen am zweckmässigsten verbunden werden könnten. 
Bei diesen Studien wurden alle mögUchen Alpenpässe in 
Betracht gezogen. Die Mehrheit der Kommission schied 
alle Pässe mit Ausnahme des Mont Cenis, Grimsel und 
Lukmanier als unzweckmässig oder undurchführbar aus, 
erklärte sich aber vorläufig als noch nicht im stände, über 
diese Linien endgültig zu entscheiden. Der schweizerische 
Experte, Ingenieur Koller, Chef des Eisenbahnbureaus, sprach 
sich entschieden für den Gotthard aus. Er belegte seine 
Ansicht in einem wohldurchdachten Gutachten. 

Die andern Expertengutachten, welche der Bundesrat 
anlässlich des Studiums der Eisenbahnfrage von 1850 — 1852 
ausarbeiten Hess, beschäftigten sich mit der Alpenbahn- 
frage nicht; auch der Bundesrat sprach sich in seiner Bot- 
schaft nicht weiter darüber aus, ebensowenig die Berichte 
der nationalrätlichen Kommission. In der Diskussion über 
das Eisenbahngesetz berührten die schweizerischen gesetz- 
gebenden Räte diese Frage auch nicht. 

In Italien arbeitete man in Privat- wie in Regierungs- 
kreisen an der Alpenbahnfrage. In erster Linie stund das 
Lukmanierprojekt, aber auch Splügen und Septimer wurden 
öfters erwähnt. 

Die Literatur über die Alpenbahnen ist in dieser Zeit 
etwas spärlicher als in den nächstfolgenden Jahren. Das 
Lukmanierprojekt wurde öfter besprochen ; auch über diese 
oder jene andere Alpenbahn erschienen vereinzelte Publi- 
kationen. 

Im ganzen muss gesagt werden, dass ausser dem Luk- 
manierprojekt ein anderes schweizerisches Alpenbahnprojekt 
in dieser Zeit keine greifbare Gestalt annahm und dass die 
Bundesbehörden infolge der Expertengutachten von Steffen- 
son und Swinburne sich um die Alpenbahnfrage vorläufig 
nicht weiter bekümmerten. 



III. Kapitel. 

Die staatsrechtlichen Grundlagen des 
Eisenbahngesetzes von 1852. 



1. Aus den vorstehenden Erörterungen geht hervor, 
dass der Bundesrat und die Bundesversammlung die Kom- 
petenz des Bundes, in Eisenbahnsachen zu legiferieren, für 
gegeben hielten. 

Bevor wir aber auf die Entwürfe zum Eisenbahn- 
gesetze, wie auf dasselbe selbst eintreten, müssen wir uns 
darüber Rechenschaft geben, auf welchem verfassungsrecht- 
lichen Fundamente sowohl dieses Gesetz als auch die ganze 
weitere eisenbahngesetzgeberische Entwicklung bis zum 
Erlasse der neuen Bundesverfassung von 1874 beruhen. 
Diese Verhältnisse sind nämlich gar nicht ohne weiteres 
klare zu nennen. 

2. Wie schon an anderer Stelle angedeutet, nennt die 
Verfassung die Eisenbahnen oder das Eisenbahnwesen mit 
keinem Worte. Die Verfassung zählt das Postregal, Münz- 
regal etc. auf, nirgends spricht sie aber von einem Eisen- 
bahnregale oder deutet sonstwie an, dass die Eisenbahnen 
Bundeszweck seien oder zur Erreichung des Bundeszweckes 
in besonderer Weise dienen und deshalb zum Bunde in 
ein besonderes Verhältnis gebracht werden sollen. 

Da der Bund die Eisenbahnen oder das Eisenbahn- 
wesen nicht weiter für sich in Anspruch nahm, wurde es 
den Kantonen überlassen; die Gesetzgebung in dieser Materie 
blieb Sache der Kantone; der Bund hatte nur die Pflicht 
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und das Recht, weil die Eisenbahnen ihrer Natur nach in 
andere Verhältnisse, wie z. B. Militärwesen, Postwesen etc., 
eingreifen, Gesetze zu geben, soweit es durch dieses Ein- 
greifen bedingt war. 

Von einer Eisenbahnhoheit des Bundes, begründet 
durch die Verfassung von 1848^ kann also nicht ge- 
sprochen werden] es fände eine solche in der Verfassung 
nirgends eine Grundlage; die wenigen Gesetze, die der 
Bund bezüglich des Eisenbahnwesens erliess, finden ihre 
Wurzel nicht in einer Eisenbahnhoheit des Bundes, sondern 
in andern Hoheitsrechten desselben. 

3. Man versuchte die Eisenbahnhoheit des Bundes aus 
dem Postregale abzuleiten. Art. 33 der Bundesverfassung 
sagt nämlich: cDas Postwesen im ganzen Umfange der 
Eidgenossenschaft wird vom Bunde übernommen unter fol- 
genden Bedingungen ...» An Stelle der verschiedenen 
kantonalen Postregale trat ein einziges eidgenössisches Post- 
regal. Die kantonalen Regierungen beschränkten sich früher 
darauf^ für die Ausfälle, welche den Posten durch die Eisen- 
bahnen verursacht würden, von den Bahnverwaltungen eine 
Entschädigung zu verlangen. Die Generaldirektion der Posten 
des Kantons Zürich ordnete ihr Verhältnis zur Zürcher 
Nordbahn im übrigen durch Vertrag. Wollte man annehmen, 
das sogenannte Eisenbahnregal sei aus dem Postregal her- 
vorgegangen, so hätte die Zürcher Postdirektion gewiss 
nicht auf diese Weise mit . der Nordbahn einen rein privat- 
rechtlichen Vertrag, wo Leistung gegen Leistung steht, 
abgeschlossen, sondern hätte sich einfach die und die 
Leistungen durch die Bahn vorbehalten. 

Das Bundesgesetz über das Post r egal vom 2. Juni 1849 
ist eine Ausführung des Art. 33 der Bundesverfassung und 
besagt, dass der Bund ausschliesslich berechtigt sei, zum 
Transporte von verschlossenen Briefen und andern ver- 
schlossenen Gegenständen aller Art (Pakete, Gelder etc.), 
wenn sie nicht über 10 Pfund schwer sind, ferner zum 
regelmässigen periodischen Transporte von Personen und 
zur Beförderung von Personen durch Extraposten. Der 
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Bundesrat kann jedoch für die regelmässige periodische 
Beförderung von Personen und deren Gepäck auf Eisen- 
bahnen, Schiffen oder Fuhrwerken, für Beförderung von 
Personen durch Extraposten, sowie für den Transport von 
Briefen, Paketen, Geldsendungen und Personen (!) durch 
Boten, auf bestimmte Zeit und gegen Entrichtung einer 
Gebühr besondere Konzessionen erteilen. 

Daraus folgt nun aber nach unserer Ansicht noch 
keineswegs, dass der Bund ein Eisenbahnregal besitze. 
Denn eine Eisenbahn, die für den öffentlichen Verkehr nur 
Güter über 10 Pfund Gewicht befördert, nicht aber Per- 
sonen und Briefe, bleibt dennoch eine Eisenbahn, bedarf 
aber lediglich des Postregals halber keiner Konzession und 
doch muss sie konzessioniert werden. Andererseits kann 
der Bundesrat solche Konzessionen zur Beförderung von 
Personen etc. auch andern Unternehmungen als Eisenbahnen 
erteilen, z. B. an Omnibusunternehmungen, Dienstmänner- 
anstalten etc. ; es wird aber deshalb niemand einfallen, von 
einem Omnibusregal und dergleichen zu sprechen. Die 
Eisenbahngesetzgebung muss also andere Wurzeln haben ; 
mit einem aus dem Postregal abgeleiteten Eisenbahnregale 
kommen wir nicht aus. Die Erlaubnis zum periodischen 
Personentransport an die Eisenbahnen ist nichts anderes 
als eine Verzichtleistung des Bundes auf die Ausübung des 
Postregales in gewissem Umfange. Diese Verzichtleistung 
ist teilweise als eine Subvention an die Bahnen zu betrachten. 
Da eine Eisenbahn ohne Personentransport schwerer existieren 
kann, als mit solchem, da aber eine Eisenbahn ein Institut 
ist, das der allgemeinen Wohlfahrt dient, ist eine solche 
Subvention, d. h. eine Verzichtleistung auf gewisse, im 
Postregal enthaltene Rechte gerechtfertigt. Diese Kon- 
zessionierung des Personentransportes ist aber nicht nur 
eine Verzichtleistung, sondern sie ist auch eine Gegen- 
leistung, und zwar eine Gegenleistung dafür, dass die Eisen- 
bahnen der Postverwaltung Gegenstände, ja ganze Wagen 
voll solcher Gegenstände, die unter das Postregal fallen 
und deren Transport den Eisenbahnen auf ihre Rechnung 
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nicht erlaubt wurde, ohne weitere Bezahlung transpor- 
tieren, und zwar nicht unentgeltlich, wie die Bundesgesetze 
und Konzessionen sagen, sondern gegen Ueberlassung des 
Personentransportes. Der Ausdruck « unentgeltlich > hat nur 
insofern Berechtigung, als der Bund nicht «Geld> bezahlt. 

Zieht man ferner in Betracht, dass Post- und Militär- 
verwaltung Zweige ein und derselben Staatsverwaltung 
sind, so kann man die Konzessionierung des Personentrans- 
portes mit Fug und Recht auch als eine Gegenleistung für 
die Militärtransporte zu reduzierten Taxen betrachten. 

So sehen wir, dass die Konzession des Personentrans- 
portes die Eisenbahn noch nicht zu einer soeben macht 
und dass deshalb ein Eisenbahnregal oder eine Eisenbahn- 
hoheit des Staates, hier speziell des Bundes, aus dem Post- 
regal nicht entspringt. Das hat man zur Zeit der Gründung 
des Bundes auch eingesehen und damals wurde eine Eisen- 
bahnhoheit oder ein Eisenbahnregal, entsprungen aus dem 
neu erworbenen Postregal, nicht geltend gemacht. Post und 
Eisenbahn bieten so viele Abweichungen, so viele grund- 
sätzliche Unterschiede, dass man schon deshalb nicht an- 
nehmen darf, dass die Regalitat der Post nun auch die- 
jenige der Eisenbahnen in sich schliesse. 

4. Da die Eisenbahnen einer Konzession bedürfen und 
immer einer solchen bedurften, eine Konzession aber ein 
Ausfluss der Staatshoheit ist, müssen wir eben weiter unter- 
suchen, wo diese Staatshoheit sich findet. Eisenbahnen 
sind Strassen, wurde oft gesagt. Es sind Verkehrslinien, 
Strassen sind es nicht. Der Begriff der Strasse ist ein ganz 
anderer als der der Eisenbahn; Strasse und Eisenbahn 
haben nur den Zweck gemeinsam. Sie dienen dazu, einen 
geordneten Verkehr zu ermöglichen. Im übrigen vermag 
ich nur Unterschiede zu finden. Man kann also auch von 
daher keine Eisenbahnhoheit ableiten, und wollte man das 
aber dennoch tun, so würde nach der Verfassung von 1848 
dem Bunde nicht eine Eisenbahnhoheit, sondern nur ein 
gewisses Aufsichtsrecht zustehen (B.-V. 1848, Art. 35). 
Andere Anhaltspunkte für Ableitung eines Eisenbahnregales 
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oder einer Eisenbahnhoheit bietet die Bundesverfassung 
von 1848 nicht. 

5. Wir kommen demnach zum Schlüsse, dass dem 
Bunde ein Eiseiibahnregal oder eine eigentliche Eisen- 
bahnhoheit durch die Bundesverfassung von 1848 nicht 
eingei^äumt wurde; sie blieb bei den Kantonen, Und 
dennoch befand sich der Bund nicht mehr in jener gänzlich 
hülflosen Stellung der vorhergehenden Periode ; die Bundes- 
verfassung räumte ihm vielmehr, freilich ohne Schöpfung 
einer eidgenössischen Eisenbahnhoheit, einen gewissen Ein- 
fluss auf das Eisenbahnwesen ein. 

Artikel 21 der Bundesverfassung lautete nämlich: 

«Dem Bunde steht das Recht zu, im Interesse der 
Eidgenossenschaft oder eines grossen Teiles derselben auf 
Kosten der Eidgenossenschaft öffentliche Werke zu er- 
richten oder deren Errichtung zu unterstützen. 

«Zu diesem Zwecke ist er auch befugt, gegen volle 
Entschädigung das Recht der Expropriation geltend zu 
machen. Die nähern Bestimmungen hierüber bleiben der 
Bundesgesetzgebung vorbehalten. 

« Die Bundesversammlung kann die Errichtung öffent- 
lichen Werke untersagen, welche die militärischen Interessen 
der Eidgenossenschaft verletzen.» 

Dieser Artikel fand auf die Eisenbahnen mehrfache 
Anwendung ; er ward, wie schon früher erwähnt, die Grund- 
lage der schweizerischen Eisenbahngesetzgebung. 

Bei der Entstehung dieses Artikels w^urde an die Eisen- 
bahnen gedacht, ja die Eisenbahnen waren nebst den grossen 
Strassenzügen besonders in Frage gestanden. Die Erfah- 
rungen, welche man auf dem Gebiete des Eisenbahnwesens 
bisher gemacht hatte, gaben den Anstoss, den vom Bunde 
errichteten oder von ihm unterstützten Werken verfassungs- 
mässig das Expropriationsrecht einzuräumen. Zunächst 
musste also entschieden werden, ob den Bundesbehörden 
das Recht eingeräumt werden solle, öffentliche Werke, 
welche für das Ganze der Eidgenossenschaft oder wesent- 
liche Teile derselben von Interesse sind, von Bundes wegen 
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zu beschliessen und zu unterstützen. Die betreffende Kom- 
mission zog diesfalls in Betracht, dass gewisse Strassen- 
züge entweder für die ganze Eidgenossenschaft oder für 
eine Anzahl von Kantonen von Bedeutung sind, dass aber 
deren Erstellung unterbleibe, weil ein gehöriges Zusammen- 
wirken der Kantone fehle. Es sei daher notwendig, dass 
der Bund hier, mit Rücksicht auf das Ganze, vermittelnd 
einschreite. Ausserdem gebe es noch andere Werke dieser 
Art, die dem allgemeinen Besten dienen, aber nur dann zu 
Stande kommen, wenn sie der Bund beschliesse und wenn 
sie unter dessen Aufsicht zu stände gebracht werden. Die 
Kommission beantragte deshalb, den Grundsatz anzunehmen, 
dass öffentliche Werke, welche für die ganze Eidgenossen- 
schaft oder für wesentliche Teile derselben von Interesse 
sind, von Bundes wegen beschlossen werden können. 

In der Tagsatzung selbst erhob sich Opposition gegen 
den Artikel. Die Opposition führte u. a. an : c Ohne Zweifel 
seien unter dem Ausdruck «öffentliche Werke > solche 
Anstalten gemeint, die einen mehr lokalen Charakter haben 
und gewisse Schwierigkeiten und Hindernisse der Natur 
beseitigen sollen, wie Anlegung von Kanälen, Austrocknung 
von Sümpfen, rf^r Bau von Eisenbahnen, Wenn man aber 
die topographische Lage der Schweiz in Erwägung ziehe, 
so sei nicht einzusehen, welche Werke einen allgemeinen 
Nutzen haben, sondern man könne sich nur solche vor- 
stellen, welche einzelnen Lokalitäten von grösserem oder 
kleinerem Umfange, mithin nur einigen wenigen Kantonen 
zu gute kommen. Darum werde der Ausdruck beigefügt 
«oder eines grossen Teiles derselben»; hierin dürfte viel- 
leicht die Bedeutung des ganzen Artikels liegen. Es sei 
um so bedenklicher, auf den Vorschlag einzutreten, weil 
jedes leitende Prinzip fehle, weil nicht angegeben werde, 
ob die Grösse des Landes, welche das Werk in Anspruch 
nimmt, oder die Zahl der Kantone oder endlich die Stärke 
der Bevölkerung als Massstab dienen solle, um danach zu 
ermessen, ob das betreffende Werk in die Kategorie der- 
jenigen gehöre, welchen die Bundesversammlung aus zen- 



— 61 — 

tralen Mitteln müsse Unterstützung angedeihen lassen . . . 
Jedenfalls gehe man auch zu weit, wenn man der Bundes- 
versammlung das Recht einräume, die Errichtung öffent- 
licher Werke zu untersagen, welche die militärischen In- 
teressen der Eidgenossenschaft verletzen . . . Der Krieg sei 
eine Ausnahme, gegen welche man sich nach andern Mitteln 
umschauen müsse; entweder müssten jene öffentlichen 
Werke entweder künstlich oder durch eine wahrhafte Ver- 
teidigung geschützt oder auch teilweise für den Moment 
zerstört werden. Um eines so vereinzelten Zweckes willen 
dürften aber öffentliche Werke nicht Gefahr laufen, unter- 
sagt zu werden, während sie für einzelne Kantone auf lange 
Zeit von dem grössten Segen sein könnten. > 

Die Anhänger des Kommissionalentwurfes machten 
dagegen u. a. geltend: . . . Unter den Zwecken des Bundes 
erscheine auch die Bestimmung, dass derselbe die gemein- 
same Wohlfahrt der einzelnen Glieder befördern solle. Dieser 
Zweck sei zu erreichen durch den Vorschub, den man den 
materiellen und intellektuellen Interessen leiste. Zu den 
materiellen Unternehmungen, an denen sich der Bund be- 
teiligen müsse, gehören solche öff^entliche Werke, welche 
die Kräfte von einzelnen, Korporationen oder selbst von 
Kantonen übersteigen . . . Die neu erstehende Eidgenossen- 
schaft dürfe hinter den Anforderungen einer höhern National- 
ökonomie nicht zurückbleiben; sie müsse der künftigen 
Bundesregierung die Mittel an die Hand geben, ihre Existenz 
durch grossartige Schöpfungen im Interesse der allgemeinen 
Wohlfahrt zu betätigen, wenn anders diese Regierung die 
Achtung des Volkes erlangen und nicht vielleicht in einer 
kleinlichen Geschäftsroutine sich bewegen solle. Man könne 
nicht leugnen, dass auch jetzt noch bedeutende, zum Besten 
des Vaterlandes gereichende Werke der Ausführung harren. 

Auch in Beziehung auf die Eisenbahnen werde die 
Schweiz sich nicht mehr passiv wie bisher verhalten dürfen ; 
sie werde durch die Verhältnisse getrieben, diesem wichtigen 
Verkehrsmittel grössere Aufmerksamkeit zu leihen, wenn 
sie nicht Gefahr laufen wolle, ihren Transithandel, sowie 
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teilweise auch den Absatz ihrer Waren zu verHeren. Grund- 
sätzUch sei es zwar richtig, dass man solche Unterneh- 
mungen besser einzelnen Gesellschaften überlasse. Wo sich 
aber einzelne Spekulanten nicht hervortun, da dürfe der 
Staat nicht zuschauen, wie gewisse Vorteile an die Nach- 
barn übergehen, die man rechtzeitig noch dem eigenen 
Land erhalten könne. Aber ebensowenig lasse sich in Ab- 
rede stellen, dass die Kräfte der zunächst beteiligten Kan- 
tone zur Ausführung dieser Projekte nicht ausreichen . . . 
Hier sei es Aufgabe des Bundes, vermittelnd einzuschreiten . . . 
Man habe sich an dem Ausdruck gestossen, dass der Bund 
öffentliche Werke unterstützen könne, wenn auch nur ein 
grosser Teil der Eidgenossenschaft dabei interessiert er- 
scheine; allein man dürfe in dieser Beziehung nicht zu 
ängstliche Besorgnisse hegen, wenn man sich vergegen- 
wärtige, dass jedes Unternehmen von beiden Räten erwogen 
und geprüft werden müsse, womit Garantie geboten sei, 
dass sich an das Werk ein allgemeines Interesse knüpfe . . . 

Wenn man nun geneigt sei, dem Bund die Befugnis der 
Errichtung oder Unterstützung solcher öffentlicher Werke 
einzuräumen, so müsse man ihm auch das Recht der Ex- 
propriation zugestehen. 

Bei der Abstimmung stimmten für Streichung des Ar- 
tikels die Gesandtschaften von Zürich^ Uri, Utiterwalden 
und Appenzell, 

Nebenher gingen eine Anzahl Abänderungsanträge, 
w^ovon die einen auf Streichung des letzten, andere auf 
Streichung der beiden ersten Absätze und auch solche, die 
auf Streichung der Worte «oder eines grossen Teiles der- 
selben » gerichtet waren. Die ursprüngliche Redaktion der 
Revisionskommission wurde angenommen, und zwar von 
den Ständen Berny Luzern^ Glarus^ Zug, Freiburg, Solo- 
thurrij Basel, Sf. Gallen, Graubünden, Aargau, Thurgau, 
Tessin, Waadt, Wallis, Neuenburg und Genf. 

Aus der Entstehungsgeschichte dieses Artikels 21 B.-V. 
sieht man ganz deutlich, dass zu den darin genannten 
öffenthchen Werken auch die Eisenbahnen gezählt wurden. 
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Die Anwendbarkeit des Artikels auf Eisenbahnen würde sich 
aber auch, wenn diese in den Verhandlungen nicht genannt 
worden wären, von selbst verstehen, indem Eisenbahnen 
in ganz eminenter Weise öffentliche Werke darstellen. 

Gehören nun aber die Eisenbahnen unstreitbar zu den 
öffentlichen Werken, so wurde durch Art. 21 dem Bunde 
das Recht eingeräumt, Eisenbahnen, die im Interesse der 
Eidgenossenschaft oder eines grossen Teiles derselben stehen, 
zu unterstützen oder selbst zu errichten. Diese Unterstützung 
konnte in verschiedener Weise erfolgen: durch Subvention, 
Kapitalbeteiligung, durch Anwendung und Einräumung des 
Expropriationsrechtes, durch die Aufstellung von den Bahn- 
bau fördernden und schützenden Bestimmungen, durch Zoll- 
vergünstigungen, durch Erteilung von Zwangskonzessionen 
etc. Andererseits hatte der Bund aber auch das Recht, die 
Errichtung von Eisenbahnen, welche die militärischen In- 
teressen der Eidgenossenschaft verletzen, zu untersagen 
und, darin eingeschlossen, auch das weniger weit gehende 
Recht, zu verlangen, dass die Anlage der Eisenbahnen, 
so weit tunlich, den militärischen Interessen etc. angepasst 
werde (technische Einheit etc.). 

Konnte der Bund nach Art. 21 B.-V. Eisenbahnen auf 
eigene Kosten bauen, so durfte er sich auch den Rückkauf 
von Eisenbahnen vorbehalten, welche in den Kantonen ge- 
baut waren oder gebaut werden sollten. 

Das Recht des Bundes, Bahnen zu bauen und zu be- 
treiben und Bahnen zurückzukaufen, schliesst ein Eisen- 
bahnregal des Bundes noch nicht in sich. Der Bund er- 
scheint hier als Unternehmer, wie jeder Privatmann. 

Das waren die verfassungsmässigen Rechte des Bundes 
in Eisenbahnsachefi. Dazu kommt nun noch, dass die 
Bundesbehörden, weil die Posten im ganzen Umfang der 
Eidgenossenschaft Sache des Bundes sind und weil dem 
Bunde auch die oberste Organisationsbefugnis im Militär- 
wesen zusteht etc., die Aufsichts-, Hoheits-, Regal- und 
andere Rechte des Bundes gegenüber schweizerischen Eisen- 
bahnunternehmungen zu w^ahren hatten. 
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6. Die Bundesbehörden waren übrigens über die ver- 
fassungsmässigen Rechte des Bundes in Eisenbahnsachen 
auch dieser Meinung. In den Erwägungen des Rekursent- 
scheides betreffend die Solothurner Bahnhojfrage von 1856 
steht zu lesen (Bundesblatt 1856, I, 133): 

« Der Bund steht zu den von ihm genehmigten Eisen- 
bahnkonzessionen nicht in dem Verhältnisse eines Garanten 
in dem Sinne, dass er den ganzen Inhalt derselben in seine 
Kompetenz ziehe und endgültig darüber entscheiden könnte. 
Der Bund hat vielmehr eine beschränkte Stellung gegenüber 
den Eisenbahnuntemehmungen ; er hat, vermöge des Ge- 
setzes über die Eisenbahnen, über gewisse spezielle Interessen 
der Eidgenossenschaft zu wachen, er hat bei der Expro- 
priation gewisse Kompetenzenzen, er hat selbstverständlich 
auch dafür zu sorgen, dass nicht allgemeine Bundesgesetze 
verletzt oder dass Rechte, die er unzweifelhaft konzedierte, 
widerrechtlich beseitigt werden . . . Für Streitigkeiten staats- 
rechtlicher Natur gilt, wo nicht einzelne Konzessionsbe- 
stimmungen etwas anderes sagen, unbestreitbar der Grund- 
satz, dass sie der Staat resp. Kanton kraft seiner Staats- 
hoheit entscheidet^ insofern nicht die oberwähnten In- 
teressen und Garantien des Bundes verletzt werden, > 

Auf diesen verfassungsrechtlichen Grundlagen ent- 
wickelte sich nun das eidgenössische Eisenbahnrecht, dessen 
Entstehung in den folgenden Abschnitten dargestellt wer- 
den soll. 



IV. Kapitel. 
Die Entwürfe zum Eisenbahngesetze von 1852. 



Schon pag. 11 wurde gezeigt, dass der Bundesrat zur 
Vorbereitung des Eisenbahngesetzes eine Anzahl von Ex- 
perten berief. Zwei derselben, Ratsherr Geigy aus Basel 
und Ingenieur Ziegler aus Winterthur, fassten Gesetzesent- 
würfe für ein schweizerisches Eisenbahngesetz ab. Gestützt 
auf das gesammelte Material, sowie teilweise auf die soeben 
genannten Gesetzesentwürfe arbeitete das Postdepartement 
zwei und der Bundesrat einen solchen aus, welchem sich 
dann noch zwei weitere anschlössen, nämlich einer, vor- 
gelegt von der Mehrheit der nationalrätlichen Eisenbahn- 
kommission, und ein zweiter, unterbreitet durch die Minder- 
heit der nationalrätlichen Eisenbahnkommission. 

Der letztere diente dem Gesetz als direkte Grundlage. 
Wir müssen nun, um die damaligen Ansichten über diese 
Kardinalfrage im wirtschaftlichen und politischen Leben 
eines Landes genau kennen zu lernen, all diese Entwürfe 
genau durchgehen. 

Zu diesem Behufe teilen wir sie in zwei Gruppen ein : 

A. Entwürfe zu Gunsten des Staatsbahnsystems. 

1. Entwurf Geigy; 

2. zwei Entwürfe des Postdepartements; 

3. Entwurf des Bundesrates; 

4. Entwurf der Kommissionsmehrheit. 

B. Entwürfe zu Gunsten des Privatbahnsystems. 

1. Entwurf Zieglers; 

2. Entwurf der Kommissionsminderheit. 
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A. Entwürfe zu Gunsten des Staatsbahnsystems. 

I. Entwurf des Herrn Oeigy von Basel. 

/. Entstehungsgeschichte des Entwurfes Geigy. 

Ratsherr Geigy von Basel wurde bei der Abfassung 
seines Expertenberichtes und seines Entwurfes für ein 
schweizerisches Eisenbahngesetz von Basler Freunden be- 
einflusst. Den bemerkenswertesten Einfluss auf Geigy übte 
der Basler Bankdirektor Speiser aus. Dieser fasste einen 
Organisationsentwurf ab, den er selbst direkt an Herrn 
Geigy sandte und den er im weitern noch durch Herrn 
Schmidlin aus Basel, Sekretär der Experten, Herrn Geigy 
zustellen Hess.*) 

Aus diesem Memorial Speisers zu schliessen, waren 
Geigy und Speiser, die schon früher über diese Frage kor- 
respondierten, einig, dass die Kantone sich neben dem 
Bunde an den Eisenbahnen beteiligen sollten und dass nur 
eine Eisenbahnstrecke nach der andern, und zwar die ren- 
tabelsten zuerst, unternommen werden sollten. Dagegen 
konnten sich die beiden Herren nicht über die Frage einigen, 
ob die Eisenbahnen zu einem Staatsunternehmen oder zum 
Privatunternehmen zu machen seien. Geigy war für das 
Privatbahnsystem, Speiser dagegen für das Staatsbahn- 
system. Geigy wollte also ursprünglich Beteiligung des 
Bundes und der Kantone an Privateisenbahngesellschaf ien. 
Nun machte ihm Speiser**) in dem Memorial vom 27. August 
1850 einen Vermittlungsvorschlag. Speiser legt demselben, 
kurz zusammengefasst, folgende Motive unter: 

« Das Eingreifen des Staates in das Gebiet der Privat- 
industrie ist eine der schädlichsten unter den mancherlei 
falschen ökonomischen Richtungen, die der Staat in unserer 
Zeit verfolgt. Uns in der Schweiz liegt jene Gefahr des 
bureaukratischen Sozialismus näher, als manche glauben. 



*) W. Speiser, Mitteilungen über die Anfänge des schweize- 
rischen Eisenbahnwesens. Basel 1887, pag. 5. 
**) W. Speiser, a. a. 0., pag. 7. 
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Dagegen sind die Gefahren des Privatbahnsystems nicht 
weniger gross. Die Eisenbahnen sind, ihrer Natur und ihrem 
Zwecke nach, nichts anderes als vervollkommnete Land- 
strassen. Der Besitz einer Eisenbahn verleiht aber dem 
Eigentümer derselben ein Monopol im vollsten Sinne des 
Wortes, und wenn dies wahr ist, so entsteht leicht die 
Frage: cDarf ein solches Monopol in Privathände gelegt 
werden?» Darf der Staat seine Mitbürger dem Missbrauch 
desselben aussetzen ? — Gewiss nicht ! Konzessionen nützen 
gegen den Missbrauch der Privatgesellschaften nichts oder 
nur wenig. Gesetze können nicht alles voraussehen und 
namentUch ist dies unmöglich auf einem Gebiete, wo der 
menschliche Erfindungsgeist noch lange nicht sein letztes 
Wort ausgesprochen hat ...» 

Nun fahrt das Memorial wörtlich weiter: «Wo liegt 
nun der Ausweg aus diesem Dilemma ? Die Gefahren, dem 
Staate das Eisenbahnwesen in die Hände zu geben, sind 
unleugbar. Dasselbe aber der Privatindustrie zu überant- 
worten, scheint sich fast noch weniger zu rechtfertigen. Sollte 
nicht ein vermittelndes System möglich sein, ein System, 
wodurch den auf beiden Seiten liegenden Nachteilen aus- 
gewichen würde, in welchem hingegen dem Staat seine 
legitime, notwendige Influenz gewährleistet und zugleich 
dem Unternehmen die Vorteile einer stets sachkunden, in 
ihrer innem Tätigkeit ungehemmten Administration gesichert 
wären? Sie erinnern sich vielleicht, dass bei unsern Eisen- 
bahnbesprechungen in Bern ein solcher Gedanke mir vor- 
schwebte. Ich habe seitdem diesen Gedanken zum Gegen- 
stand öfterer Ueberlegung gemacht und dessen Anwendung 
auf die gegebenen Verhältnisse versucht. Erlauben Sie nun, 
dass ich die Grundsätze, welche sich daraus entwickelt 
haben, Ihnen mit wenig Worten noch darlege: 

1. Bau und Betrieb der Eisenbahnen wären gemeinschaft- 
liches Unternehmen des Bundes und der Kantone, in 
denen Eisenbahnen angelegt werden. 

2. Der Massstab der beidseitigen Beteiligung würde fest- 
zusetzen sein. 



— 68 — 

3. Die allgemeinen Bestimmungen über Anlage von Eisen- 
bahnen sollten dem Bunde zustehen, welcher auch die 
Oberaufsicht über ihren Bau und Betrieb auszuüben 
hätte. 

4. Die spezielle Leitung und Ausführung des Baues, so- 
wie des Betriebes geschähe durch besondere Ver- 
waltungsbehörden, welche vom Bundesrate und den 
betreffenden Kantonsregierungen gemeinsam aufgestellt 
würden. Diese Verwaltungsbehörden hätten sich un- 
abhängig zu bewegen, innerhalb des ihnen durch die 
Gesetze und allgemeinen Verordnungen angewiesenen 
Spielraums. 

«Als nähere Ausführungspunkte fände ich dann im 
wesentlichen noch vorzuschlagen: 

n. Das Kapital wird gegen Obligationen von Fr. 500 
aufgenommen, wofür der Bund in Verbindung mit den 
Kantonen 3V2 7o (4%) Zins garantiert. 
6. Bis zu 4% Reinertrag fällt den Obligationen zu; 
vom Mehrertrag V3 den Obligationen, Vs den Ange- 
stellten^ Vs d^"^ Reservefonds, 

c. Die Schweiz wird in zwei Eisenbahngebiete geteilt, 
ein östliches und ein westliches. — Die Scheidungs- 
linie geht von Basel über Luzern an den Langensee. — 
Jedem dieser Gebiete ist eine besondere Verwaltung 
vorgesetzt. 

d. Die Verwaltimg besteht aus einem Verwaltungsrat 
für die allgemeine Leitung und aus einem Direktorium 
für die spezielle persönliche Leitung. 

e. Die MitgUeder des Verwaltu?igsrates werden von 
den Kantonen, nach Massgabe ihrer finanziellen Be- 
teiligung, vorgeschlagen und vom Bundesrat ernannt. 
Sie beziehen Taggelder. 

/. Das Direktorium besteht aus wenigen Fachmännern 
mit fixem Gehalt und Anteil am Gewinn. Dasselbe 
wird vom Verwaltungsrat gewählt. 

g, Anstellungen über Fr. 12(X) Gehalt gehen vom Ver- 
waltungsrat aus, solche darunter vom Direktorium. 
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h. Eine ständige Hechnungsrevisionskommission von 
3 bis 5 Mitgliedern wird vom Bundesrat in Gemein- 
schaft mit den Kantonen erwählt. Dieser Kommission 
steht das Recht zu, jederzeit Bücher und Kassen zu 
untersuchen. > 

Diese Vorschläge Speisers bilden die Grundlage zu 
dem Gesetzesentwurf Geigys. Dieser Hess sich aber vor- 
läufig von seiner Vorliebe für das Privatbahnsystem nicht 
abbringen.*) Speiser dagegen hielt das Staatsbahnsystem 
immer mehr für das zweckmässigere. Unter dem Datum 
des 25. Septembers 1850 schrieb er an Geigy in diesem 
Sinne ein zweites Memorial. Abgesehen von staatspolitischen 
Erwägungen, waren es hauptsächlich solche finanzieller 
Natur, welche Speiser in der Bevorzugung des Staatsbahn- 
systems bestärkten. Er befürwortete jetzt ein Eisenbahn- 
anleihen der Eidgenossenschaft mit teilweiser Rückbürgschaft 
der Kantone für den Zins. Die Obligationen sollten nach Mass- 
gabe des Bedürfnisses emittiert werden. Speiser führt die Er- 
wägungen, die ihn zum Uebergange zu reinen Obligationen 
bewogen, näher aus und schliesst diesselben mit den Worten : 
« Die vorstehenden Gründe haben mich gänzlich abgebracht 
von meinem frühern Gedanken einer Beteiligung der Dar- 
leiher an den Erträgnissen der Bahnen . . . Ich befestige 
mich immer mehr in der Ueberzeugung, dass auch in finan- 
zieller Beziehung die Schweiz viel nachteiliger sich stellen 
würde, wenn sie ihre Bahnen an Gesellschaften übergäbe, 
als wenn der Staat dieselben übernimmt. > Im übrigen ver- 
teidigt Speiser seinen Enwurf in Bezug auf die Organisation 
der Verwaltung, die von Geigy bemängelt worden war. 

Wir sehen, Speiser machte sich von dem Zwitterding 
zwischen Staats- und Privatbahnen los, er tendierte nach 
eidgenössischen Staatsbahnen hin; er verwarf auch das 
merkwürdige Gemisch von Aktie und Obligation, « Partiale » 
genannt, und stellte an dessen Platz einfach Obligationen. 
Speiser hatte sich die Sache genau überlegt, er sah ein. 



*) Brief Speisers an Geigy vom 25. September 1850. 
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dass sich zwei entgegengesetzte Prinzipien nicht vereinigen 
lassen, er gestund seinen Irrtum unumwunden ein und be- 
kannte sich frisch und frank zum reinen Staatsbahnsystem. 

Anders verhielt sich der Experte Geigy. 

Geigy wollte in erster Linie den Einfluss der Kantone 
auf das Eisenbahnwesen durchaus wahren, ja er wollte, 
wie wir das bei der Betrachtung seines Entwurfes sehen 
werden, den Einfluss der Kantone viel mächtiger werden 
lassen als den des Bundes. Er konnte die Bahnen nicht 
von den Kantonsgrenzen lösen. Die Tendenz, den Einfluss 
des Kantonalismus zu wahren und zu stärken, durchzieht 
den ganzen Entwurf. Er befürchtete, wie er von Bern aus 
am 16. Oktober 1852 an Speiser in Basel schrieb: «dass 
der Bund oder die Bundesherren, wenn die Experten An- 
leihen empfehlen, das Ganze in ihre Hände nehmen und 
kompletten Staatsbau, ohne Beteiligung der Kantone, durch- 
zuführen trachten werden, besonders wenn ihm noch in 
Aussicht gestellt wird, dass die Schweizerbahnen keine so 
üble Rendite abwerfen würden». (Geigy rechnete, wie wir 
gesehen, ein Defizit aus, zu dessen Deckung die Mitwirkung 
der Kantone nötig sei.) 

Am 14. Oktober 1850 schrieb Schmidlin über denselben 
Gegenstand an Speiser; er sagt über die Verhandlungen 
der Experten : «... Warum also den Gewinn oder Mehr- 
ertrag weggeben, da er doch für nichts geachtet wird, in 
kurzer Zeit aber für den Staat einen reellen Wert haben 
wird. Umsonst aber alles! Herr Geigy ist fester als je auf 
seinem Aktienmittel, und die Versuche des Ach. B. (Bisphoff ), 
ihn heimlich und auf Umwegen davon abzubringen, haben 
nur die Verwirrung vermehrt. Unsere Ansichten sind so 
unvereinbar, dass ich nicht einmal als Redaktionsorgan dienen 
kann . . . Herr Bischoff geht morgen nach Basel ; ihm gefällt 
die Beteiligung der Kantone nicht. Er wünscht und hofft, mit 
dem Bund allein 50 Millionen alte Franken aufzunehmen. » 

Ebenso fest, wie an der Beteiligung der Kantone, blieb 
Geigy an den sogenannten « Partialen » kleben. Er meinte, 
nur durch dieses « Aktienmittel » sei das Geld aufzubringen. 
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In Wirklichkeit konnte er sich aber als eigentücher An- 
hänger des Privatbahnsysteins nicht von dem (redanken 
der Aktiengesellschaft losmachen. Er weiss übrigens zuletzt 
selbst nicht mehr, was die sogenannten c Partialen > eigent- 
Hch für Papiere sein sollen; einmal spricht er von ObH- 
gationen, dann wieder von Aktien, die eigentlich mehr 

Obligationen seien etc Gr^igy, der Mann, der 1851 den 

Gesetzesentwurf abfasste, der mehr nai^h dem Staatsbahn- 
prinzipe hinneigen sollte, war also prinzipieller Anhänger 
des Privatbahnsystems! Er sah allerdings ein, dass das 
Privatbahnsystem Nachteile in sich schlies'äe; diese wollte 
er durch ein Mischsystem heben, daneben aber zugleich noch 
den Einfluss der Kantone auf das Eisenbahnwesen wahren. 
Er verfolgte in seinem Entwürfe demnach diametral 
entgegengesetzte Zwecke; er wollte verschiedene, unverein- 
bare, widerstreitende Prinzipien vereinigen. Das war un- 
möglich; deshalb musste sein System fallen. Der Einfluss 
Speisers auf Geigy ist, wie gesagt, leicht ersichtlich. Creigy 
blieb aber bei den ersten Vorschlägen Speisers, die dieser 
dann später selbst als unrichtig verwarf und durch prinzipiell 
ganz andere ersetzte, stehen. Obschon also der Einfluss 
Speisers auf Geigys Entwurf und die ganze nachfolgende 
Entwicklung unleugbar ist, muss ausdrücklich gesagt werden, 
dass Speiser die ganze Frage durchaus anders und unver- 
gleichbar besser, prinzipieller gelöst hätte, als Geigy dies 
getan hat. Die Vorschläge Speisers sind nur kurz und knapp 
gefasst, sie sind aber klar. Der Entwurf Geigys dagegen 
ist, abgesehen davon, dass er im ganzen kein Prinzip, 
sondern ein Gemisch unvereinbarer Gegensätze darstellt, 
in den einzelnen Ausführungen iniklar, lückenhaft und 
wimmelt von Widersprüchen. 

2, Allgemeine (rrundlagen für die Organisation der 
schweizerischen Eisenbahnen nach dem Entwürfe Geigys, 

In dem Entwürfe Geigys vermissen wir in erster Linie 
die Feststellung des Grundsatzes, ob in der Schweiz nur 
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Staatsbahnen oder neben Staatsbahnen auch Privatbahnen 
erstellt werden dürfen. Die Verfassung spricht allerdings 
ein Eisenbahnregal zu Gunsten des Bundes nicht aus ; allein 
eine gesetzliche Regelung dieses Punktes wäre nötig ge- 
wesen, um so mehr, als der Gesetzesentwurf Geigy sich 
völlig darüber ausschweigt, von wem aus und nach welchen 
Grundsätzen Konzessionen für Privatbahnen erteilt werden 
sollen. Er betitelt seinen Entwurf « Entwurf für die Organi- 
sation der schweizerischen Eisenbahnen » und spricht dann 
einzig und allein nur von denjenigen Linien, die die Bundes- 
behörden bestimmen und die dann gemeinschaftliches Unter- 
nehmen des Bundes und der Kantone sind. Eine Regelung 
des Verhältnisses von Staat zu Privatbahnen fehlt demnach 
vollständig. 

Wie stellen sich nun Bund und Kantone zu den von 
Geigy vorgesehenen Staatsbahnen? 

Aus Art. 1 und 2 des Entwurfes geht zunächst hervor, 
dass Staatsbahnen diejenigen Bahnen sind, welche die 
Bundesbehörde als zu dem schweizerischen Eisenbahnnetze 
gehörige bezeichnet hat. Bau und Betrieb der also um- 
schriebenen Staatsbahnen sind ein gemeinschaftliches Unter- 
nehmen des Bundes und der Kantone, welche sich bei jeder 
Linie besonders beteiligen. 

Das sieht sich auf den ersten Blick als sehr einfach 
und selbstverständlich an; bei genauerer Prüfung muss 
jedoch gesagt werden, dass dieses System denn doch be- 
denkliche Lücken und Ungenauigkeiten aufweist. 

Die Festsetzung der Staatsbahnlinien scheint also Bundes- 
sache zu sein. Art. 1 sagt eben, die Bundesbehörde (welche? 
d. V.) bestimmt im allgemeinen (wie im allgemeinen? Soll 
durch die Bundesbehörde das Netz der Stammlinien fest- 
gelegt werden, die Zweiglinien aber durch eine andere 
Behörde und durch welche? Oder soll eine andere als die 
Bundesbehörde die spezielle Ausführung der in der Haupt- 
sache durch die Bundesbehörde festgesetzten Linie be- 
stimmen?) — die Linien, aus welchen das schweizerische 
Eisenbahnnetz bestehen soll. Hierauf sind dann diese Linien 
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als gemeinschaftliches Unternehmen des Bundes und der 
bezüglichen Kantone zu erstellen. Nun fragt es sich: kann 
der Bund, nachdem er einmal eine Linie als eine zu er- 
stellende bezeichnet hat, die Kantone zur Teilnahme an der 
Erstellung zwingen ? Darüber sagt der Entwurf gar nichts. 
Was hilft aber dem Bunde das Bestimmungsrecht, wenn 
ein oder mehrere Kantone einfach ihre Teilnahme ver- 
weigern? Der Bund könnte höchstens in Hinsicht auf Art. 21 
B.-V. die Bahn auf eigene Kosten erstellen. Das würde ihm 
kaum immer gepasst haben. So ist also durch die vorge- 
sehene Teilnahme der Kantone die Bestimmung, ob eine 
Linie gebaut werden soll oder nicht, tatsächlich Sache der 
Kantone, ja oft eines Kantones. Er braucht sich nur zu 
weigern, am Bau teilzunehmen. Das Bestimmungsrecht deis 
Bundes ist einfach eine leere Form.*) 

Bundessache ist nach dem Wortlaut des Entwurfes die 
Festsetzung des Zeitpunktes, in dem eine Eisenbahn (Staats- 
bahn-) linie ausgeführt werden soll. Der Bund hat dabei 
jedoch 

a. auf den allgemeinen Nutzen und 

ß, auf die vorhandenen finanziellen Hülfsmittel zu sehen. 
Hier fragt es sich wieder: hat der Bund auf die von 
den Kantonen eventuell erzwingbaren Hülfsmittel zu sehen 
oder muss er die von den Kantonen aus freiem Willen 
angebotene Mitwirkung als Massstab anlegen? Im zweiten 
Falle wäre es dann nämlich ganz in der Hand der Kantone, 
zu bestimmen, wanri^ d. h. aber auch ob eine Linie erstellt 
werden solle oder nicht. 



*) Geigy scheint das beabsichtigt zu haben. Er schreibt namlicli 
pag. 30 seines Berichtes : < P]s würde also eine Uebernahme von Ver- 
pflichtungen oder Leistungen für Eisenbahnen erst dann stattfinden, 
wenn einerseits die Bundesbehörde, andererseits die Grossen Räte 
der betreffenden Kantone ihre Zustimmung gegeben hätten, ein Ver- 
fahren, das wohl eher dem Vorwurfe einer allzu grossen Verzögerung 
und Erschwerung, als einer zu weit getriebenen Erleichterung aus- 
gesetzt ist. > Sehr richtig. Ein Kanton hätte nach Belieben eine 
ganz nationale Linie hintertreiben können. Im Entwürfe selbst wird 
die Frage aber gar nicht berührt, sondern einfach übergangen. 
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Man sieht, dass also tatsächlich die Bestimmung des 
Umlanges des Bundesbahnnetzes in Händen der Kantone lag. 

Geigy legt das staatsrechtliche Verhältnis, welches aus 
der gemeinsamen Beteiligung des Bundes und der Kantone 
entsteht, nicht fest ; er geht gleich zu den privatrechtlichen 
Beziehungen über und sagt in § 2 seines Entwurfes : « Bau 
und Betrieb einer jeden Linie, welche einen Bestandteil 
des von der Bundesbehörde entworfenen Bahnnetzes bildet, 
sind ein gemeinschaftliches Unternehmen des Bundes und 
der Kantone, welche sich bei der Linie besonders beteiligen. » 
Subjekt der Unternehmung sollte also nicht der Bund sein, 
auch nicht alle Kantone zusammen oder einzelne Kantone 
allein oder verbunden, sondern der Bund und ein oder 
mehrere sich beteiligende Kantone. So wäre jede einzelne 
Bahnstrecke immer je eine Unternehmung gewesen, an der 
sich jeweilen der Bund beteiligt hätte. Die schweizerischen 
Staatsbahnen wären in so viele selbständige Unternehmen 
zerfallen, als sich Kombinationen zwischen Bund und Kan- 
tonen gefunden hätten. Die Frage, ob, wenn sich für zwei 
verschiedene Linien dieselbe Kombination gefunden hätte, 
dann zwei Unternehmungen (weil, obschon Bund und Kan- 
tone dieselben, die Linien aber verschieden) bestanden 
hätten oder ob die Linien hätten verschmolzen werden 
dürfen, findet sich im Entwürfe nicht gelöst. 

Man kann sich leicht vergegenwärtigen, dass dieses 
Staatsbahnsystem eine Zersplitterung in das schweizerische 
Eisenbahnnetz gebracht hätte, die verhängnisvoller gewesen 
wäre, als die in der Folge durch das Frivatbahnsystem 
hervorgerufene. Die Konflikte zwischen Bund und Kantonen 
wären zahllos gewesen. Der Verkehr hätte eine Vereinheit- 
lichung unbedingt verlangt ; wenn aber die Kantone an den 
Bahnen beteiligt gewesen wären, hätte ein völliger Uebergang 
der Bahnen an den Bund noch viel mehr Arbeit und Mühe 
gekostet, als der Uebergang der Privatbahnen an den Bund. 

Geigy blieb also in diesem Punkte bei dem ersten 
Entwürfe Speisers stehen. Er wollte die Beteiligung der 
Kantone, um das kantonale Element zu stärken. Die Kantone 
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waren ihm Haupt-, der Bund Nebensache. Er schrieb pag. 28 
seines Berichtes: 

«Auf den ersten BUck mag sich nun vielleicht die 
ausschliessliche Forderung an die beteiligten Kantone am 
meisten empfehlen. Eine genaue Prüfung scheint uns aber 
darzutun, dass dieselbe keine Aussicht auf Erfüllung hat 
und mit dem Geiste unserer jetzigen politischen Einrich- 
tungen und selbst mit den Gesetzen der Billigkeit in Wider- 
spruch steht. Die teilweise Mitwirkung des Bundes scheint 
uns aus folgenden Gründen völlig gerechtfertigt zu sein: 

a. Der Bund erwirbt durch dieselbe den ihm gebührenden 
Einfluss auf den Bau und Betrieb der Eisenbahnen. (Das 
war aber nach dem Entwürfe Geigys in Wirklichkeit gar 
nicht der Fall, d. Verf.) 

ß. Der Bund hat das Postwesen übernommen und gleich- 
massig eingerichtet. Dadurch wurden politische Vorteile für 
die einen Kantone auf Unkosten der andern geschaffen. 
Es ist deshalb auch nicht unbillig, wenn diesen durch die 
Mitwirkung der Gesamtheit der Vorteil des neuen Verkehrs- 
mittels zugeführt wird. 

;-. Der Vorteil der Eisenbahnen beschränkt sich nicht 
auf die Gegenden oder Kantone, welche von denselben 
durchzogen werden, sondern jede Eisenbahn hat, wie oben 
angezeigt, neben dem lokalen Nutzen auch einen allgemeinen, 
der sich weit über die nächste Umgebung hinaus erstreckt. » 

3. Die Finanzierung der Staatsbahnen nach dem 
Entwürfe Geigys, 

Die Frage, wer die Finanzmittel zur Erstellung der 
Bahnen aufzubringen habe und ivie dieselben aufzubringen 
seien, ist in dem Entwürfe Geigys absolut nicht klar gelöst. 

Pag. 30 seines Berichtes stellt Geigy den Satz auf: 
«dass die Mitwirkung des Staates, soweit dieselbe für die 
Herstellung der für zweckmässig erachteten Eisenbahnen 
in der Schweiz notwendig ist, von dem Bunde und von den 
bei den einzelnen Linien näher beteiligten Kantonen ge- 
meinschaftlich, und zwar von dem erstem mit einem Drittel, 
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von den letztern mit zwei Dritteln zu leisten ist>. Dann 
fährt der Bericht weiter: cFür jede Linie hätten sich die 
betreffenden Kantone über die Verteilung der von ihnen 
übernommenen Verpflichtungen zu vereinbaren. Es ist nicht 
möglich, für diese Fälle einen allgemein richtigen Massstab 
der Verteilung anzugeben. Das Verhältnis kann gewiss 
nicht von der Bevölkerung des ganzen Kantons abhängen ...» 

Aus diesen Stellen zu schliessen, könnte man glauben, 
Geigy habe eine Kapitalbeteiligung des Bundes und der 
bezüglichen Kantone im Auge gehabt. Sowohl Bund wie 
Kantone hätten ihre Betreffnisse an der Unternehmung ein- 
bezahlt. Die Beschaffung der betreffenden Kapitalien und 
die Verzinsung derselben wären dann ganz Sache des Bundes 
resp. der Kantone gewesen. Anlehen des Bundes oder der 
beteiligten Kantone zur Beschaffung der zum Bahnbau 
nötigen Kapitalien wären dann mit andern Bundes- resp. 
kantonalen Staatsanlehen auf gleicher Stufe gestanden. 

Die wirkliche Absicht Geigys war aber eine andere. 
Pag. 79 seines Berichtes schreibt er, sein Organisations- 
entwurf habe viel Gemeinschaftliches mit der Organisation 
von Privatgesellschaften, er unterscheide sich aber von 
denselben in folgenden Punkten : . . . 

« Der Bundesrat und die beteiligten Kantonsregierungen 
stellen für jede beschlossene Bahnlinie auf sechsjährige 
Amtsdauer einen Verwaltungsrat auf, welcher das nötige 
Kapital, iiamens des Bundes, gegen Eisenbahnpartiale auf- 
zunehmen versucht und, nachdem die Unterzeichnung der 
erforderlichen Summe zu stände gekommen ist, den Bau 
und Betrieb der Bahn leitet ...» 

Dazu sagt er dann im Verlaufe seiner Erörterungen auf 
pag. 88 : «Die Schweiz soll das Staatsbahnsystem annehmen. 
Allein es liegt in der Natur unserer Verhältnisse, dass die 
Uebernahme des Eisenbahnwesens durch den Staat, wie sie 
aus den angeführten Beispielen aus Monarchien vor Augen 
liegt, durch unsere republikanischen und föderativen Ein- 
richtungen bedeutend modifiziert werden muss. Der Staat 
kann daher bei uns, wenn die Sache im Volke Boden ge- 
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winnen soll, die Eisenbahnen nicht unmittelbar, sondern 
nur durch das Organ von Verwaltungsräten übernehmen, 
deren Wahl, wie schon bemerkt worden, dem Bundesrate 
und den beteiligten Regierungen, gerade wie die Zinsver- 
pflichtung selbst, gemeinschaftlich übertragen wird.» 

Diese Ansichten Geigys werden von ihm dann in seinem 
Gesetzesentwurf folgendermassen ausgedrückt : 

«Der Bundesrat wird durch die betreffenden Verwal- 
tungsräte die notwendigen Anordnungen treffen, um für die 
beschlossenen Bahnstrecken das erforderliche Kapital auf- 
zubringen, und zwar durch Ausgabe von Eisenbahnpartialen > 
(§ 4 des Entwurfes). 

Zu diesem § 4 gibt dann Geigy noch eine Erläuterung, 
die hier in Betracht fällt : « Dass das Kapital von selten der 
betreffenden Verwaltungsräte und nicht direkt vom Bunde 
aufgenommen wird, ist eine natürliche Folge der ganzen 
Einrichtung. Es ist dem Verwaltungsrate auch leichter, sich 
mit den Herren Bankiers in Berührung zu setzen, durch 
deren Vermittlung das Geld aufzusuchen ist.» 

Betrachten wir nun diese Stellen etwas näher. In erster 
Linie ist festzuhalten, dass dieser Verwaltungsrat, von dem 
Geigy spricht, wie unten gezeigt werden wird, durchaus 
aus kantonalen Elementen besteht, und dass die Vertretung 
des Bundes in demselben den Vertretungen der Kantone 
gegenüber weitaus in der Minderheit ist. Das Geld zur Er- 
stellung der Bahnen sollte also durch den Verwaltungsrat 
< namens des Bundesrates » oder, wie es im Entwürfe heisst, 
von dem Bundesrate durch die betreffenden Verwaltungsräte 
beschafft werden. Die Verwaltungsräte, in der Mehrheit 
aus Abgeordneten der Ka?itone zusammengesetzt, sollten 
naynens des Bundes Darlehen aufnehmen. Nicht der Bund 
selbst sollte aufnehmen, sondern es sollte namens des Bundes 
aufgenommen werden, und zwar durch die Verwaltungsräte 
der betreffenden Bahnunternehmungen, welche von Bund 
und Kantonen verschieden waren. Von einer Kapitalbe- 
teiligung der Kantone an den Bahnunternehmungen war 
also keine Rede. 
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Nach dem Entwürfe hatte der Bund weiterhin den 
Inhabern der «Partialen> ein Minimum des Zinses von SV^Vo 
per Jahr zu garantieren (§ 5 des Entwurfes). Die Garantie 
des Bundes ist eine primäre. Für -/s davon hat der Bund 
dann Rückgriff auf die betreffenden Kantone. Die Kantone 
haben dann unter sich abzumachen, in welcher Weise sie 
die auf sie fallenden '-/a unter sich verteilen wollen. Für 
die übernommenen Verpflichtungen haben sie dem Bundes- 
rate eine Verpflichtung auszustellen (§ 5 des Entwurfes). 
Sind die Kantone nicht solvabel oder liegen sie miteinander 
wegen der Grösse der Beteiligung im Streite, so muss der 
Bund eben doch vorläufig für die ganze Garantie haften 
und muss zusehen, wie er von den Kantonen sein Geld 
zurückbekommt. Diese cPartialen» waren ganz merkwür- 
dige Papiere. Geigy weiss nämlich selbst nicht, ob er sie 
zu den Aktien oder zu den Obligationen klassifizieren sollte ; 
einmal nennt er sie Aktien, dann wieder « Papiere, die mehr 
Obligationen sind>, gewöhnlich aber cPartialen>. Speiser 
hatte einfach Obligationen von Fr. 500. — vorgeschlagen. 
Speiser, Schmidlin und noch andere Basler versuchten Geigy 
vergeblich von seinen Partialen abzubringen. Er hielt zähe 
an seiner « neuen Erfindung » fest. Pag. 97 seines Berichtes 
sagt er darüber: c Eisenbahnaktien, die mit einer Zins- 
garantie vom Staate ausgehen, nebst Anteil am eventuellen 
Gewinne, gibt es meines Wissens noch keine; es ist mir 
daher nicht möglich, auf ein Beispiel der Art hinzuweisen. > 
Hier meint er also eine neue Art von Aktien entdeckt zu 
haben. In den Bemerkungen zu Art. 4 seines Entwurfes ist 
Geigy anderer Ansicht. Er sagt da: «Das Wort Partiale 
scheint mir das geeignetste zu sein. Aktieii sind es nicht, 
weil die Darleiher in dem Verwaltungsrate nicht vertreten 
sind und die Bahn nicht ihnen (dann wären es aber auch 
keine Darleiher, d. V.), sondern dem Staate gehört. Sie ge- 
niessen bloss einen Anteil am Gewinne und könnten daher (!) 
noch eher Obligationen als Aktien genannt werden. Die 
«Partialen» Geigys waren Papiere, die auf 500 Fr. und 
au porteur lauteten (§ 6 des Entwurfes). Der Bund garan- 
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tierte ein Zinsrainimum von SV* 7ü (§ 5 des Entwurfes). 
Uebersteigt der Reinertrag eine gewisse, in § 10 des Ent- 
wurfes näher festgesetzte Quote, so fällt den Inhabern der 
Papiere (Geigy nennt sie nun in § 10 des Entwurfes < Aktien" 
inhaber>) so viel zu, bis ihr Zins (!) 4^/o erreicht. Ergibt 
sich ein weiterer Ueberschuss, so ist derselbe zur einen 
Hälfte an die Partialinhaber als Dividende zu entrichten 
(§11 des Entwurfes). Die Bahn dient den Inhabern der 
Partialen als Unterpfand (§ 7 des Entwurfes). Während des 
Baues der Bahn werden die Zinsen zu SV* Vo ^^is dem 
Kapital entrichtet (§ 8 des Entwurfes). 

Man sieht, diese Partialen sind ein eigentümliches Ge- 
misch von Aktie und Obligation. Es sind nicht reine Aktien, 
auch nicht Aktien mit Dividendengarantie, es sind aber 
auch nicht reine Obligationen, auch nicht solche mit be- 
dingt garantiertem Zinse. Für den Inhaber sind die Partialen 
sehr angenehm ; sie vereinigen für ihn Vorteile von Aktien 
(Gewinnanteil) und Obligationen mit Staatsgarantie (sicherer 
Zins) in sich. Für den Staat sind diese Papiere dagegen 
weniger vorteilhaft. Geht das Geschäft schlecht, so muss 
er einen festen Zins dennoch ausrichten ; geht es aber gut, 
so wird der Ueberschuss von den Partialinhabern in Form 
von Dividenden eingestrichen. Diese nehmen immer etwas; 
sind es nicht Zinsen, so sind es Dividenden. Geigy meinte, 
man müsse dieses System anwenden, sonst interessiere sich 
das Kapital nicht für die schweizerischen Bahnen. Diese 
Kombination mit all ihren Unklarheiten war durchaus ver- 
fehlt; sie war ebenso prinziplos, wie sein Versuch, Staats- 
und Privatbahnsystem einerseits und Bund und Kantone 
andererseits zu vereinigen. 

Nach Verfluss von 50 Jahren steht den Garanten das 
Recht zu, die emittierten Partialen samthaft oder zum Nenn- 
werte einzulösen (§13 des Entwurfes). Dazu führt Geigy 
auf pag. 91 seines Berichtet aus : « Es sichert sich aber auf 
diese Weise der Staat nach 50 Jahren den gänzlichen Er- 
werb und Besitz der Bahn gegen Rückzahlung des Nenn- 
wertes, während bei Privatgesellschaften der höhere Wert 
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der Aktien oder der Bahn selbst in Rechnung gebracht 
wird. Vielleicht kann der Staat einen grossen Teil des 
Kapitals aus dem Reserve- und Amortisationsfonds be- 
zahlen > (pag. 91). 

Auch hier zeigt sich die Unklarheit Geigys in der ganzen 
Sache. Er hat offenbar doch die Idee, die Bahn gehöre 
noch nicht dem Staate, sondern den Partialinhabern, die er 
auch mehrfach Aktionäre^ nennt. Das wäre noch so ein 
Stück Privatbahnsystem. Diese Papiere, meint er, müssen 
dann, damit der Staat die Bahnen gänzlich erwerbe und 
besitze, eingelöst werden. Besitzen denn Bund und Kantone 
nicht schon vorher die Bahnen, allerdings nicht schulden- 
frei ? Der Staat, sagt er einmal, die Garanten, ein andermal, 
haben das Recht, die Partialen einzulösen. Wie gestaltet 
sich das Verhältnis, wenn Bund und Kantone oder die Kan- 
tone über die Ausübung dieses Rechtes nicht einig gehen ? 
Haftet der eine Garant, der Partialen einlöste, immer noch 
für das ganze Defizit? In welchem Masse ? Wenn Bund und 
Kantone von dem Einlösungsrechte Gebrauch machen wollen, 
hat der Bund (der ja primär für die ganze Verzinsung 
haftet) den Vorrang oder haben ihn die Kantone? Kann 
durch den Bund nur Ys? durch die Kantone 7.3 der Partialen 
eingelöst werden ? etc. Das alles sind Fragen, die, wie noch 
viele andere, aus dem Berichte und Entwürfe Geigys durch- 
aus keine Beantwortung finden. 

Anschliessend an die Finanzierung mag die Verwen- 
dung des Reinertrages der Bahnen nach dem Entwürfe 
Geigys besprochen werden. 

Von dem Reinertrag soll zuerst eine gewisse Summe 
für die Entwertung des Materiellen abgezogen werden. So- 
dann folgt der Abzug des Anteiles der Angestellten (§ 10 
des Entwurfes). Geigy wollte durch einen Gewinnanteil 
die Angestellten am Geschäfte interessieren. Er sagt in dieser 
Beziehung in den Erläuterungen zu Art. 10 seines Entwurfes : 

«Ich erwähne den Abzug für den Anteil der Ange- 
stellten nur, um den Grundsatz hervorzuheben, dass alle 
Beamten, die obern und die niedern, durch ihre Besoldungs- 
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Verhältnisse am guten Fortgang des Geschäftes beteihgt 
sein sollen; der Ertragsanteil sollte 50 7o des Gehaltes für 
keinen derselben übersteigen und der Drittel dieses Anteils 
in einen Pensionsfonds fallen, für welchen besondere Statuten 
aufzustellen wären. 

cFür die Bahnbauarbeiter sollte eine Krankenkasse 
gebildet werden. > 

Aus dem Rest des Reinertrages sollte dann vor allem 
der Zins des Anlagekapitals der betreffenden Bahnstrecke 
entrichtet werden. Uebersteigt der Ertrag jene Quote, so 
fällt den Aktieninhabern (!) so viel zu, bis ihr Zins (!) 4 % 
erreicht (§ 10 des Entwurfes). Ergibt sich ein weiterer 
Ueberschuss, so ist derselbe zur einen Hälfte an die Partial- 
inhaber (hier sind es auf einmal wieder Partialinhaber, d. 
Verf.) als Dividende zu entrichten und aus der andern 
Hälfte wird ein Reservefonds gebildet (§ 11 des Entwurfes). 
Der Reservefonds ist dazu bestimmt, Zinsausfalle zu decken, 
bevor die Garanten dafür in Anspruch genommen werden 
können. Hat der Reservefonds 20 % des jeweiligen Anlage- 
kapitals erreicht, so soll er nicht weiter geäuffnet, sondern 
von den weitern Zuflüssen ein Amortisationsfonds gebildet 
werden (§12 des Entwurfes). 

Es ist klar, dass keine grosse Gefahr vorhanden war, der 
Reservefonds werde 20 7o des jeweiligen Anlagekapitals über- 
steigen, wenn erst die Hälfte des Ueberschusses eingelegt 
wurde, nachdem die PartiaHnhaber 4 % bezogen hatten. Es 
wäre überhaupt besser gewesen, den Partialinhabern, wenn 
sie doch durchaus einen Gewinnanteil haben mussten, diesen 
aus dem Rest des Ueberschusses, der nach Speisung des 
Reserve- und Amortisationsfonds übrig blieb, zuzuweisen. 
Aber es zeigt sich auch hierin wieder, dass das ganze System 
Geigys dazu angetan war, alle Lasten und Gefahren dem 
Staate aufzubürden, alle Vorteile dagegen den Privaten 
zuzuweisen. An Tarifermässigungen, Erleichterungen des 
Verkehrs etc. scheint er gar nicht gedacht zu haben; der 
Entwurf schweigt hierüber ganz. 
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4, Vei^waltung und Organisation der Bahnen nach 
dem Entwürfe Geigys. 

Im Organismus Geigys erscheinen folgende Behörden: 

a, Bundesrat; 

b, Kantonsregierungen; 

c, Verwaltungsrat; 

d, Direktion; 

e, Rechnungsrevisionskommission. 

Ad a. Nachdem der Bau einer Bahnunternehmung be- 
schlossen und durch den Bundesrat an den Verwaltungsrat 
der Bahn der Auftrag zur Kapitalbeschaffung gegeben ist, 
stehen dem Bundesrate folgende Befugnisse zu: 

1. Er wählt einen Teil der Verwaltungsbehörden der 
betreffenden Bahn (§ 3 des Entwurfes). 

2. Er bestimmt über die Einteilung der Schweiz im 
Eisenbahngebiete, und zwar sobald die Anlage einer Linie 
beschlossen ist (§18 des Entwurfes). 

3. Er wählt in den Verwaltungsrat eines jeden Eisen- 
bahngebietes 2 oder 3 Mitglieder (§ 20 des Entwurfes). 

Betrachten wir diese Befugnisse des Bundesrates etwas 
näher. Zunächst ist festzustellen, dass der Bundesrat die 
Befugnis hat, Mitglieder in den Verwaltungsrat der be- 
treffenden Bahnlinie zu wählen ; ferner steht ihm aber noch 
das Recht zu, Verwaltungsräte in den Verwaltungsrat 
eines jeden Eisenbahngebietes zu wählen. Um die Trag- 
weite dieser bundesräthchen Kompetenzen ermessen zu 
können, muss schon hier untersucht werden, wie es sich 
eigentlich mit diesen beiden Arten von Verwaltungsräten 
verhält und was sich Geigy vorgestellt hat. 

Aus § 3 seines Entwurfes, der lediglich die Portsetzung 
des § 2 desselben ist, zu schliessen, will Geigy die spezielle 
Leitung und Ausführung des Baues und des Betriebes einer 
jeden beschlossenen Linie einem Verwaltungsrate mit einer 
sechsjährigen Amtsdauer übertragen. Diese Ansicht wird 
durch § 4 d*es Entwurfes unterstützt. Ein ferneres Beleg 
dazu findet sich auf pag. 79 seines Berichtes. Es heisst dort : 
«Der Bundesrat und die beteiligten Kantonsregierungen 
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stellen für jede beschlossene Bahnlinie auf sechsjährige 
Amtsdauer einen Verwaltungsrat auf, welcher das nötige 
Kapital namens des Bundes gegen Eisenbahnpartiale auf- 
zunehmen versucht und, nachdem die Unterzeichnung der 
erforderlichen Summe zu stände gekommen ist, den Bau 
und Betrieb der Bahn leitet. > Also für jede Linie einen 
Verwaltungsrat. 

Nun kommt in Artikel 18 und 19 des Entwurfes auf 
einmal die Festsetzung, dass die Schweiz in besondere 
Eisenbahngebiete geteilt werde; jedes dieser Gebiete habe 
eine besondere Verwaltung und Direktion. Entweder sind 
diese Gebiete und Verwaltungen identisch mit den einzelnen 
Unternehmungen und deren Verwaltungen. In diesem Falle 
wäre aber eine Einteilung in Gebiete höchst überflüssig; 
denn was braucht es noch besonderer Gebiete, wenn man 
ja gesonderte Unternehmungen hat? Ein Eisenbahngebiet 
würde sich nur rechtfertigen, wenn darin mehrere, sonst 
gesonderte Unternehmungen inbegriffen würden. Sind also 
die einzelnen Unternehmungen und die sogenannten Gebiete 
identisch, so ist die ganze Anordnung des Entwurfes be- 
züglich der Verwaltung, der Wahlen in die Verwaltungs- 
räte, deren Befugnisse etc. verfehlt. Sie ist nicht systematisch, 
sie enthält Wiederholungen, die zu Missdeutungen Anlass 
geben, die technischen Bezeichnungen sind inkonsequent, 
was wieder Verwirrung erzeugt, sie ist endlich materiell 
durchaus unmotiviert. Oder aber — um den andern mög- 
lichen Fall anzunehmen — die Verwaltungen der einzelnen 
Gebiete und diejenigen der Eisenbahngebiete sind nicht 
identisch. In diesem Falle fehlt aber eine Abgrenzung der 
Kompetenzen derselben, sowie eine Festsetzung des Ver- 
hältnisses der beiden Verwaltungsbehörden unter sich. Der 
Entwurf wäre also auch bei dieser Annahme durchaus 
lückenhaft. 

Abgesehen davon, ob man es mit einer oder zwei Arten 
von Verwaltungsräten zu tun hat, ist die Kompetenz (oder 
vielmehr der Inhalt derselben) des Bundes nicht ersichtlich. 
Es wird nirgends gesagt, wie viele Mitglieder ein solcher 
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Verwaltungsrat eigentlich hat, und trotzdem eine solche 
Gesamtzahl nicht angegeben ist, wird die Zahl der Ver- 
waltungsräte, die durch den Bundesrat zu wählen sind, von 
vornherein auf 2 — 3 festgesetzt. Können die Kantone nach 
Belieben Verwaltungsräte wählen ? Der Entwurf sagt nur : 
€Die übrigen wählen die Kantone, je nach ihrer Betei- 
ligung an der Zinsengarantie. > So viel ist aus dem ganzen 
Wahlmodus ersichtlich, dass in diesen Verwaltungsräten 
das kantonale Element den Bund weitaus überflügelt; was 
der Bund aber in der Verwaltung durch seine Verwaltungs- 
räte für einen Einfluss hätte ausüben können, ist nicht zu 
bestimmen. Wahrscheinlich hätte er aber nichts zu sagen 
gehabt. Es wäre wohl richtiger gewesen, anstatt einer festen 
Zahl der durch den Bund zu erwählenden Verwaltungsräte 
einen Bruchteil des Verwaltungsrates, der durch den Bund 
bestellt werden sollte, anzugeben. Oder es hätte angegeben 
werden sollen, wie viele Verwaltungsräte auf die % ^^i* 
kantonalen Zinsengarantie kommen sollten. 

Weitere Befugnisse des Bundes sind noch folgende: 

4. Der Bundesrat übt im allgemeinen die Oberaufsicht 
über Bau und Betrieb der Eisenbahnen in der Weise aus: 

dass er die Ausführung der aufzustellenden und 
seiner Genehmigung unterliegenden Pläne und Pflichten- 
hefte überwacht; 

dass er die Ordnung, Sicherheit und Regelmässig- 
keit des Betriebes zu beaufsichtigen und die Bahnpolizei 
zu bestellen hat. 

Der Genehmigung des Bundes unterliegen die aufge- 
stellten Fahrtenpläne der Personenzüge. 

5. Der Bundesrat wählt die Rechnungsrevisionskom- 
mission und genehmigt deren Prüfungen und Verwaltungs- 
bericht. 

Damit sind die Befugnisse des Bundesrates erschöpft. 
Ad b. Die Befugnisse der Kantonsregierungen: 
Sie wählen eine Anzahl der Mitglieder der Verwaltungs- 
räte ; jedenfalls aber die weitaus grosse Mehrheit der Ver- 
waltungsräte. Da die Verwaltungsräte ferner die Direktion 
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wählen, üben die Kantone indirekt auch einen massgebenden 
Einfluss auf die Wahl der Direktion und damit auf die ganze 
Betriebsleitung aus. Da wo Bundes- und Kantonsinterressen 
einander entgegenstehen, werden nach dem Entwürfe die 
kantonalen Interessen den Sieg davontragen. Die Oberauf- 
sicht des Bundesrates kann daran wenig ändern. Sie ge- 
nehmigen die Berichte der Rechnungsrevisionskommission 
(Art. 33). 

Ad c. Die Befugnisse der Verwaltungsräte: 
Die Frage, ob Geigy eine oder zwei Arten von Ver- 
waltungsräten vorsieht, ist schon erörtert worden. Was er 
eigentlich will, ist nicht klar, und nimmt man nun das eine 
oder das andere an, so ergeben sich auf jeden Fall Fehler, 
Lücken, Widersprüche. Wahrscheinlicher ist die Annahme, 
dass er unter den einzelnen Eisenbahngebieten nichts anderes 
versteht, als die einzelnen Eisenbahnunternehmungen. Zu 
dieser Annahme führt der Umstand, dass er vom Verhältnis 
der beiden Verwaltungsräte zueinander nichts sagt, und 
dass er ferner nicht ausführt, wie sich diese Eisenbahn- 
gebiete mit mehreren Unternehmungen bilden sollen. Die 
Bildung der Eisenbahngebiete wäre des weitern angesichts 
der Beteiligung der Kantone an den einzelnen Linien schwierig 
gewesen. Unserer Auffassung über das, was Geigy wollte, 
steht dessen Verfügung gegenüber, dass die Bundesbe- 
hörde über die Einteilung in mehrere Eisenbahngebiete 
bestimme, sobald die Anlage einer Linie beschlossen sei. 
Denn wenn die einzelne Unternehmung von Bund und be- 
züglichen Kantonen einmal beschlossene Sache war, war 
sie ja eben durch diesen Beschluss abgegrenzt. Was hatte 
der Bundesrat da noch eine weitere Einteilung vorzunehmen? 
Was also Geigy unter den Eisenbahngebieten verstund, ist 
nicht klar; vielleicht meinte er damit eine Fusion von 
Linien, an denen der Bund und die gleichen Kantone be- 
teiligt waren. 

Zu den Befugnissen des Verwaltungsrates (wir machen 
nun keine weitere Unterscheidung) gehörten: 
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1. Die spezielle Leitung und Ausführung des Baues und 
Betriebes (§ 3 des Entwurfes). 

2. Beschaffung des Kapitals für die betreffenden Linien 
(§ 4 des Entwurfes). 

3. Wahl des Präsidenten in oder ausserhalb der Mitte 
des Verwaltungsrates. Da der Präsident des Verwal- 
tungsrates zugleich Direktionspräsident ist, hat der 
Verwaltungrat also auch diesen zu wählen (§21 des 
Entwurfes). 

4. Wahl des Vizepräsidenten und Protokollführers (§21 
des Entwurfes). 

5. Wahl der Direktionsmitglieder (§ 24 des Entwurfes). 

6. Der Verwaltungsrat bestimmt über Anstellungen und 
Gehalte, über Bahnanlagen, Stationen, Anschaffung 
von Betriebsmaterial etc., sowie über Taxen und 
Fahrtenpläne, welch letztere der Genehmigung des 
Bundesrates unterliegen (§ 22 des Entwurfes). ' An- 
gestellte, deren fixer Gehalt Fr. 1200 jährlich über- 
steigt, werden von dem Verwaltungsrate ernannt und 
auch entlassen ; beides auf Vorschlag der Direktion. 

Die Wahl des Verwaltungsrates war, wie gezeigt, ganz 
in den Händen der Kantone. Das kantonale Element wurde 
aber noch verstärkt durch die Möglichkeit, ein ferneres Mit- 
glied als Präsident in den Verwaltungsrat hineinzubringen. 
Waren die Kantone ihres Einflusses nicht ganz gewiss, so 
sorgten sie dafür, dass eine ihren Absichten gewogene Person, 
die bisher ausserhalb des Verwaltungsrates stund, als Prä- 
sident desselben gewählt wurde. Die Wahl der Direktion 
war jedenfalls ganz in den Händen der kantonalen Vertreter. 
So waren, wie sich aus der Zusammenstellung der Befug- 
nisse des Verwaltungsrates und der Direktion ergibt, die 
Kantone für die wichtigsten Fragen massgebend, allerdings 
nicht durch direkte, wohl aber durch indirekte Einwirkung. 

Die Zahl der Mitglieder des Verwaltungsrates war un- 
bestimmt; deshalb ist wohl auch nirgends festgesetzt, mit 
wie viel Stimmen ein gültiger Beschluss des Verwaltungs- 
rates gefasst wird. Weniger wichtige Verhältnisse sind da- 
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gegen normiert. Die Amtsdauer der Verwaltungsräte be- 
beträgt 6 Jahre. • Der Verwaltungsrat versammelt sich 
monatlich regelmässig einmal, öfter, wenn es die Geschäfte 
erfordern (Art. 22 des Enwurfes). Die Mitglieder des Ver- 
waltungsrates, ausser dem Präsidenten (weil er zugleich 
Vorstand des Direktoriums ist), beziehen keinen fixen Ge- 
halt, sondern angemessene Tag- und Reisegelder ; während 
der Dauer ihres Amtes geniessen sie freie Fahrt auf der 
betreffenden Linie und nach dreimal sechsjähriger Amts- 
dauer lebenslängliche freie Fahrt (§ 23 des Entwurfes). An 
solche Kleinigkeiten, wie diese Freibillete, dachte Geigy, 
dagegen nicht daran, wie viel Verwaltungsräte überhaupt 
gewählt werden sollen — mit welcher Mehrheit gültige 
Beschlüsse gefasst werden können — etc. 
Ad d. Die Befugnisse des Direktoriums: 

1. Das Direktorium besorgt die Ausführung der Be- 
schlüsse des Verwaltungsrates und die spezielle persön- 
liche Leitung des Baues und Betriebes (§ 29 des Entwurfes). 

2. Anstellungen von und unter Fr. 1200 fixem Gehalte 
gehen von ihm aus ; provisorisch kann es auch in dringenden 
Fällen höhere Stellen besetzen (§ 29 des Entwurfes). 

3. Es steht ihm das Recht zu, jede?i Beamten zu jeder 
Zeit zu suspendieren und solche, deren Anstellung von ihm 
ausgegangen, zu entlassen (§ 29 des Entwurfes). 

4. Es hat das Recht, die Anstellung oder Entlassung 
von Beamten, deren fixer Gehalt Fr. 1200 übersteigt, dem 
Verwaltungsrate vorzuschlagen (§ 22 des Enwurfes). 

5. Die Mitglieder des Direktoriums haben Sitz mit be- 
ratender Stimme im Verwaltungsrate, ausgenommen in Fällen, 
w^o über Fragen, die sie persönlich betreffen, verhandelt 
wird (§ 28 des Entwurfes). Dass das Direktorium, der ganzen 
Organisation gemäss, unter kantonalen Einfluss gestellt 
werden konnte, wurde schon gezeigt. Es sollte aus dem 
Präsidenten des Verwaltungsrates, als Vorsitzender, und 
aus 3 bis 4 Mitgliedern bestehen. Diese wurden, wie erwähnt, 
ebenfalls durch den Verwaltungsrat gewählt (§ 24 des Ent- 
wurfes). Sie sollten Fachmänner sein und jeder Direktor 
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einem besondern Geschäftszweige vorstehen (§ 25 des Ent- 
wurfes). Nach Vollendung des Bahnbaues konnte das 
Direktorium auf Präsident und zwei Mitglieder reduziert 
werden (§ 26 des Entwurfes). Der Präsident und die Mit- 
glieder des Direktoriums beziehen einen fixen Gehalt, sowie 
einen verhältnismässigen Anteil vom Ertrage der Bahn 
(§ 27 des Entwurfes). Der Gewinnanteil konnte jedoch 50 % 
der Besoldung nicht übersteigen (§ 10 des Entw^irfes). Die 
Amtsdauer der Mitglieder wird im Anstellungsvertrag fest- 
gesetzt (§ 27 des Entwurfes). 

Ad e, Befugnisse der Rechnungsrevisoren: 

1. Die Rechnungskommission hat sämtliche Rechnungen 
und Belege sowohl des Baues als des Betriebes der ver- 
schiedenen Eisenbahnen aufs Genaueste zu prüfen und Kon- 
trolle darüber zu führen (§31 des Entwurfes). 

2. Sie ist befugt, Kassen und Bücher aller Beamten zu 
jeder Zeit zu untersuchen und soll dieses Geschäft w^enig- 
stens einmal monatlich vornehmen (§31 des Entwurfes). 

3. Sie heisst die abgeschlossenen Jahresrechnugen gut 
(§ 32 des Entwurfes). Für jede einzelne Unternehmung 
musste eine besondere Rechnung geführt werden (§ 9 des 
Entwurfes). Das entspricht dem ganzen Organismus. Da- 
gegen war es, dem Organismus nach, nicht nötig, für jede 
Unternehmung eine besondere Rechnungskommission auf- 
zustellen. Eifie genügte für alle Unternehmungen. Da es 
praktisch nicht leicht anders tunlich war, musste die Wahl 
derselben dem Bundesrate übertragen werden, eine Kompe- 
tenz, die herzlich wenig bedeutet. Die Rechnungskommission 
ist ständig und besteht aus Präsident und zwei Mitgliedern 
(§ 30 des Entwurfes). 

Die Rechnungsrevisoren haben einen fixen Gehalt und 
geniessen freie Fahrt auf den Bahnen (§ 31 des Entwurfes). 

Hier mag noch folgendes beigefügt werden : « Die Rech- 
nungen werden alljährlich abgeschlossen, von den Revisoren 
gutgeheissen und nebst einem Verwaltungsbericht dem 
Bundesrat und den betreffenden Kantonsregierungen spä- 
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lestens im Laufe des dritten Monats dt*s naehfol^renden 
Jahres vorgelep:t. 

< Nach deren Genehmigun^j: ist sämtliches zu veröffent- 
lichen. > 

4, Verschiedene Verhältnisse, 

1. Die Angestellten sollten fest besoldet sein und An- 
teil am Gewinne haben (bis auf oü"« des Gehaltes). 

2. Art. 14 des Entwurfes sagt : « Die P^isenbahnen sind 
dem Bunde gegenüber zur unentgeltlichen Beförderung der 
Briefe, Zeitungen, sowie auch der Valoren und der kleinen 
Postgegenstände bis zu 10 Pfund verpflichtet. Ebenso ist 
mit jedem Posttransport der dazu gehörige Kondukteur 
unentgeltlich zu befördern. 

«Wenn die Errichtung von fahrenden Postbureaux be- 
schlossen wird, so fallen die Herstellungskosten der eid- 
genössischen Postverwaltung zur Last. Die Eisenbahnen 
haben aber den Transport derselben, sowie der dazu ge- 
hörigen Beamten gratis zu besorgen. > 

Dieser, wie der folgende Vorbehalt musste zu Gunsten 
des Bundes gemacht w^erden, da die Bahnen ja nicht reine 
Bundesbahnen, sondern Unternehmung des Bundes und der 
Kantone waren. 

3. « Die Transporte von Militär und Militäreffekten ge- 
schehen zu einer ermässigten Taxe; darunter ist jedoch 
der Transport des Pulvers nicht verstanden ; für denselben 
sind überdies schützende Bestimmungen aufzustellen. > (§15 
des Entwurfes.) 

Ein Unterschied zwischen Militär in kantonalem oder 
eidgenössischem Dienste ist nicht gemacht. Ebenso nicht 
ein solcher zwischen Truppentransporten in Friedens- oder 
Kriegszeiten. In den Konzessionen finden sich diese Unter- 
scheidungen. Die oben angeführte Sonderstellung des Pulvers 
als Kriegsmaterial findet sich sonst nirgends, mit Ausnahme 
des später zu besprechenden bundesrätlichen Entwurfes. 

4. Die Eisenbahnen sind in allen Kantonen Steuer- und 
lastenfrei (Art. 16 des Entwurfes). 
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3. Das ist nun der Entwurf Geigys. Wir zeigten, dass^ 
er nicht unanfechtbar ist. Fast bedenklicher noch als die 
erwähnten Fehler und Mängel sind die grossen Lücken des 
Entwurfes. Die volkswirtschaftliche Mission der Bundes- 
bahnen ist darin nicht eines Wortes gewürdigt. Und doch 
sind es volkswirtschaftliche Gründe, die zur Annahme des 
Staatsbahnsystems hindrängen. Geigy hat auch vergessen, 
das Verhältnis zu der bestehenden Nordbahn zu regeln. 
Dem Staatsbahnsystem, das auf einer nationalen, eidge- 
nössischen Grundlage beruhen sollte, war ein schlechter 
Verteidiger zu teil geworden. Es hatte einen Vertreter 
gefunden, der die Kantone vor den Bund stellte, der das 
Privatinteresse auf Kosten des Staates sicher stellte und 
förderte und der in diesem Bestreben ein prinziploses und 
eben deshalb fehlerhaftes System schuf. 

Leider blieb dieser Entwurf in der Hauptsache die 
Grundlage der beiden nächstfolgenden vollständigen Ent- 
würfe und Gesetze zu Gunsten des Staatsbahnsystems. 

Vieles wurde allerdings eliminiert, geändert, ergänzt, 
aber die Hauptfehler: die Versuche, entgegenstehende Prin- 
zipien zu verschmelzen, blieben leider bestehen. 

Es scheint, dass der Bundesrat in der Eisenbahnfrage 
noch keine entschiedene feste Ansicht hatte. Im Anfang 
neigte sich wahrscheinlich die Ansicht des Bundesrates 
mehr nach dem System einer eidgenössischen Staatsbahn 
hin, ohne Beteiligung der Kantone an Zinsengarantie und 
Verwaltung. Das geht aus einem bezüglichen unvollstän- 
digen Gesetzesentwurf des Postdepartements hervor. Der- 
selbe befindet sich im Bundesarchiv. Als dann die Experten- 
gutachten und Entwürfe, namentlich derjenige Geigys, vor- 
lagen, wandte sich der Bundesrat mehr den Meinungen der 
Experten zu. 

Die späteren Entwürfe des Postdepartements und des 
Bundesrates basierten, wie erwähnt, auf dem Entwürfe Geigys. 

Schmidlin bestätigt diese Ansicht mit folgenden Worten :*) 



*) In einem Briefe an Bankdirektor Speiser in Basel. Speiser, 
a. a. 0., pag. 4. 
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«Dein Wort, die Eisenbahnfrage sei noch nicht reif, 
klingt mir immer noch in den Ohren. Als wir die erste 
Visite bei Herrn Näf (Bundesrat und Vorsteher des Post- 
imd Baudepartements) machten, gab er uns einen Bogen 
von Fragen über das Gebiet des Eisenbahnwesens ohne 
irgend welchen logischen Zusammenhang, und dieser Bogen 
voll unreifer Fragen bildete die Rolle (einfache Maschine), 
über welche sich die Diskussion der beiden Experten mit 
mir wie ein Seil ohne Ende hinzog. Ein Tag wie der andere ; 
und Sonntag wie Werktag. Das Nähere mündlich. — Es 
scheint mir nach der vierstündigen Konferenz mit Näf, dass 
unsere Grundzüge, wie wir sie gemeinschaftlich besprochen, 
am meisten Anklang finden . . . 

« Beim Ueberlesen sehe ich erst, dass ich nirgends deutlich 
geschrieben habe, was das Departement oder « Gouverne- 
ment» eigentlich will. Ich muss sagen, dass sie es selbst 
noch nicht wissen und jedem Entwürfe, der einigermassen 
ausgearbeitet, ihre augenblickliche Zustimmung zuwenden. 
Die Frage ist noch gar nicht studiert worden. » 

II. Erster Entwurf des Postdepartements. 

Die ursprüngliche Ansicht des Postdepartements und 
wahrscheinlich auch des Bundesrates zeichnete sich durch 
Klarheit und prinzipielles Festhalten an der Staatsbahn- 
idee aus. Dieser erste Entwurf des Postdepartements ist, 
obschon unvollständig, weitaus der beste. Das System ist 
folgendes : 

1. Reine Bundesbahnen sind die Linien Morsee- ^ " — - 
Bern-Olten via Lyss^ Olten-Basel^ Olten-Zürichj Zürich- 
Romanshorn (Art. 2 des Entwurfes). Wann und in welcher 
Ausdehnung diese Eisenbahnen ausgeführt werden sollen, 
bestimmt die Bundesversammlung (Art. 9). Diese Linien 
werden durch ein Bundesanleihen finanziert. Jeder Kanton, 
durch dessen Gebiet eine vom Bunde übernommene Linie 
führt, muss sich verpflichten, dem Bunde die Kosten der 
Expropriation auf seinem Gebiete zu vergüten. Wird diese 
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Vergütung nicht für eine ganze, in Art. 2 genannte Ab- 
teilung zugesichert, so bleibt für einmal diese Abteilung 
ganz oder teilweise unausgeführt (Art. 5, 6 des Entwurfes). 

Die Kantone mussten also zur Erstellung der Bundes- 
bahnen auch Beiträge leisten. Erzwungen konnten dieselben 
vom Bunde nicht werden; verweigerte aber ein Kanton 
den festgesetzten Beitrag, so führte der Bund die Bahn 
nicht aus. Im Hinblick auf Art. 21 (alte B.-V.) hatte der 
Bund aber jedenfalls, unter gewissen Voraussetzungen, das 
Recht, die Linie eventuell auch ohne Mitwirkung der Kan- 
tone ganz allein zu erstellen. Die bestehende Nordbahn 
sollte in Bundesbesitz gebracht werden (Art. 3) (Art 4). 
Diese Bestimmung wurde wörtlich in den Entwurf des 
Bundesrates hinübergenommen und soll dort besprochen 
werden. Der Ertrag der Bahnen soll zu keinen Staatszwecken 
verwendet werden, solange die Zinsen der Gläubiger nicht 
vollständig gedeckt sind (Art. 7). Den Gläubigern steht frei, 
das Anlehen entweder für eine spezielle Abteilung oder 
im allgemeinen zur freien Verfügung des Bundes zu unter- 
zeichnen (Art. 8). Die Leitung des Baues und Betriebes 
sämtlicher Abteilungen liegt in Händen einer vom Bufides- 
rate gewählten Direktion von fünf Mitgliedern. Zur Kon- 
trolle wählt der Bundesrat eine Revisionskommission von 
drei Mitgliedern (Art. 10). Von einem Verwaltungsrate ist 
hier keine Rede ; der Bundesrat trifft die Wahlen ; die Kan- 
tone haben nichts zu sagen ; es existiert nur eine Direktion, 
ein Unternehmen für alle Linien, nicht je ein Unternehmen 
für jede Linie. 

2. Neben den reinen Bundesbahnen sind noch andere 
Bahnsysteme möglich. Es ergibt sich dies aus folgenden 
Erwägungen : 

Art. 1 des Entwurfes lautet : « Die Errichtung von Eisen- 
bahnlinien «^nc? Festsetzung der Bedingungen, unter welchen 
Eisenbahnen im Gebiete der Eidgenossenschaft erstellt und 
betrieben werden dürfen, ist Sache des Bundes. > 

Das will sagen, dass die Errichtung von Eisenbahn- 
linien Bundessache sei, dass der Bund aber auch durch 
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Kantone, Gesellschaften etc. Bahnen erstellen lassen könne, 
wobei er aber die Bedingungen festsetze. Wollte man diese 
Auslegung nicht zulassen, so hätte der Passus von «und 
Festsetzung* bis «werden dürfen» keinen rechten Sinn. 
Stilistisch ist der Artikel jedenfalls nicht klar. Unsere Aus- 
legung wird noch unterstützt durch Art. 4 des Entwurfes, 
der lautet : « Wenn später noch andere Linien in das schwei- 
zerische Eisenbahnnetz aufgenommen oder wenn Verbin- 
dungslinien mit Eisenbahnen des Auslandes hergestellt 
werden sollen, so hat die Bundesversammlung die Be- 
dingungen für deren Ausführung und Betrieb besonders 
festzusetzen. > 

Das heisst, man wollte das Prinzip des Staatsbaues 
vorerst nur für die sub a genannten Linien feststellen. 
In Bezug auf andere Linien sollte erst später durch die 
Bundesversammlung bestimmt werden, ob sie auch durch 
den Staat gebaut werden sollen oder ob deren Bau andern 
Organen zu überlassen sei. Zur Bekräftigung unserer Aus- 
legung kann ferner noch angeführt werden, dass in dem 
zweiten Entwürfe des Postdepartements und dann auch in 
demjenigen des Bundesrates diese Ansicht deutlicher und 
klarer ausgesprochen ist (Art. 1 und 3 des Entwurfes 2 des 
Postdepartementes und Art. 1 und 5 des Entwurfes des 
Bundesrates). 

3. An weitern Bestimmungen dieses Entwurfes ist noch 
zu erwähnen : « Das Materielle der Eisenbahnen, sowie das 
Eisenbahnunternehmen darf von den Kantonen mit keinerlei 
Steuern oder Abgaben, mit Ausnahme der Vorschriften liber 
Assekuranzanstalten belegt werden » (Art. 11 des Entwurfes). 

Weitere Bestimmungen enthält der Entwurf nicht. Wir 
sehen aber, dass er klarer und prinzipieller ist als alle 
andern Entwürfe, die das Staatsbahnsystem vertreten. 

Der Bundesrat hielt, wie erwähnt, nicht daran fest, 
sondern Hess sich, wie Schmidlin bemerkt, von einem Ent- 
würfe, der einigermassen ausgearbeitet, beeinflussen. Da 
der Bundesrat dem Staatsbahnsystem hold war, war der 
Entwurf Geigxjy der scheinbar ebenfalls für das Staatsbahn- 
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System eintrat und scheinbar einigermassen ausgearbeitet 
war, ganz dazu angetan, dem Bundesrate als Muster zu 
dienen. Einiges wurde allerdings geändert und aus den 
Entwürfen des Postdepartements entlehnt. Wir werden den 
Ursprung der einzelnen Bestimmungen jeweilen nachweisen. 

III. Zweiter Entwurf des Postdepartements und Entwurf 
des Bundesrates. 

1, Allgemeine Grundlagen des bundesrätlichen Entivurfes. 

In demselben wurde ein schweizerisches Eisenbahnnetz 
gleich festgesetzt. Dasselbe ist auch im zweiten Entwui'f des 
Postdepartements enthalten und bedeutet einfach eine Er- 
weiterung des im ersten Entwurf des Postdepartements be- 
zeichneten Netzes. Die Linienbezeichnung lehnt sich an das 
Gutachten von Steffenson und Swinburne an ; Geigy hatte 
von einer Benennung der Linien gänzlich abgesehen. Der 
bezügliche Art. 2 des Entwurfes lautet : 

«Als Hauptlinien des Eisenbahnnetzes im Innern der 
Schweiz werden anerkannt: 1. Die Linie von Genf über 
Morsee nach Iferten, mit der Seitenbahn nach Ouchy. 

2. Die Linie von Iferte?i nach Solothurn^ mit der Seiten- 
bahn nach Bern, 3. Die Linie von Solothurn nach Zürich. 
4. Die Linie von Winterthur und Romanshorn nach Ror- 
schach, 5. Die Linie von Winterthur nach Schaffhausen. 
6. Die Linie von Rorschach nach Chur, mit der Seiten- 
linie nach Wallenstadt, 7. Die Linie von Basel nach Ölten. 
8. Die Linie von Aarburg nach Luzern. 9. Die Linie von 
Biasca nach Locarno, » 

Diese in Art. 2 des Entwurfes aufgezählten Eisenbahn- 
linien sollten nun unzweifelhaft durch den Staat gebaut 
und betrieben werden. 

Dies ergibt sich aus Art. 7 des Entwurfes, der besagt : 
« Bau und Betrieb einer jeden in Art. 2 bezeichneten Ab- 
teilung sind gemeinschaftliches Unternehmen des Bundes 
und der Kantone, die sich bei der Ausführung einer Ab- 
teilung besonders beteiligen. » 
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Nun bleibt noch das Verhältnis des Staates zu zwei 
Arten von Eisenbahnen zu untersuchen, nämlich: 

a. Das Verhältnis des Staates zu den in der Schweiz 
bestehenden Linien. 

Da kommen in Betracht: 

aa. Die französische Ostbahn mit dem Stücke St. Ludwig- 
Basel. 

Darüber sagt der Entwurf nichts. Man wollte dieses 
Bahnstück also nicht mit in das schweizerische Netz ein- 
beziehen. 

bb. Die schweizerische Nordbahn mit der Strecke Zürich- 
Baden. 

Hier schreibt der Entwurf vor: « Gegenüber der bereits 
bestehenden schweizerischen iVbrdöaÄ/igesellschaft bleibt 
entweder gütliche Verständigung oder Auslösung nach Vor- 
schrift des Bundesgesetzes über die Verbindlichkeit zur 
Abtretung von Privatrechten vorbehalten. » (Art. 4 des Ent- 
wurfes.) Weil der Bund die Linie Zürich-Olten als Staats- 
bahnlinie erklärt hatte, musste er entweder die Linie Zürich- 
Baden nochmals bauen oder aber die bestehende erwerben. 
Für diesen letztern Fall behielt er sich in erster Linie frei- 
händigen Rückkauf vor. (Der Bund hatte noch kein kon- 
zessionsgemässes Rückkaufsrecht. Die Konzessionen waren 
vor Begründung des Bundesstaates durch die Kantone 
Zürich und Aargau erteilt worden. Diese hatten ein Rück- 
kaufsrecht, die betreffenden Termine waren aber noch lange 
nicht fällig.) Mangels einer gütlichen Einigung wollte der 
Bund expropriieren. 

b. Das Verhältnis des Staates zu allen andern, als den 
in Art. 2 des Entwurfes genannten Eisenbahnlinien. 

Aus Art. 1 und 5 des Entwurfes ergibt sich, dass das 
schweizerische Eisenbahnnetz mit den in Art. 2 aufgezählten 
Linien keineswegs erschöpft sein sollte. Art. 1 des Entwurfes 
lautet : « Die Bezeichnung der Eisenbahnen und der zu ihrer 
Verbindung dienenden Wasserstrassen, sowie die Festsetzung 
der Bedingungen, unter welchen dieselben im Gebiete der 
Eidgenossenschaft erstellt und betrieben werden dürfen, ist 
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die Sache des Bundes. > (So lautete auch Art. 1 des zweiten 
Entwurfes des Postdepartements.) Daraus ergibt sich, dass 
es Sache des Bundes ist, zu bestimmen, ob überhaupt eine 
Linie erstellt werden soll oder nicht. Nachdem dann einmal 
entschieden war, dass die Linie erstellt werden dürfe, kam 
die fernere Frage zur Entscheidung, ob auch diese Linie, wie 
die in Art. 2 des Entwurfes genannten, durch Bund und 
Kantone erstellt werden solle oder ob deren Bau den Kan- 
tonen resp. der Privattätigkeit zu überlassen sei. In dem 
letztern Falle waren dann noch die nähern Bedingungen 
(Konzession) durch den Bund festzusetzen. Diese Ansicht 
wird bestätigt durch Art. 5 des Entwurfes. (Er stimmt mit 
Art. 3 des zweiten Entwurfes des Postdepartements überein.) 

c. Das System war demnach folgendes: Eine Anzahl 
näher bezeichneter Linien waren Staatsbahnlinien, d. h. ge- 
meinschaftliche Unternehmen des Bundes und der Kantone. 
Neben diesen können weitere Linien estellt werden, und 
zwar entweder als Staatsbahnlinien, wie die obgenannten, 
oder als kantonale Staatsbahnen oder als Privatbahnen. In 
dem letztern Falle ist es Sache des Bundes, eine Konzession 
zu erteilen. So sind die Beziehungen des Bundes und der 
Kantone klar geregelt. Die Eisenbahnhoheit *) ist beim Bunde, 
die Kantone können nur Eisenbahnunternehmer oder Mit- 
unternehmer sein. Privatbahnen sind nicht ausgeschlossen, 
sondern können vom Bunde konzediert werden. 

Den Eisenbahnen gleichgestellt sind die Wasserstrassen. 
Allein nicht alle, sondern nur die, welche zur Verbindung 
der Eisenbahnen dienen. Diese Bestimmung befindet sich 
im Entwürfe Geigy nicht. Sie wurde in die Entwürfe des 
Postdepartements und des Bundesrates in Berücksichtigung 
der Gutachten von Steffenson und Swinburne aufgenommen. 
Desgleichen die Bestimmung: «Die Eisenbahn von Genf 
nach Morsee und von Herten nach Solothurn kann durch 
die Wasserstrassen ersetzt werden für so lange, als das 



*) Der Entwurf ging also über die verfassungsmässigen Grund- 
lagen hinaus. 
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Bedürfnis die Erstellung der Eisenbahn nicht dringend er- 
fordert > (Art. 3 des Entwurfes). 

Der Gedanke, dass die Eisenbahnen gemeinsames Unter- 
nehmen des Bundes und der Kantone sein sollen, wurde 
aus dem Entwürfe Geigy mit hinübergenommen, allerdings 
etwas modifiziert. Geigy will dass alle Eisenbahnen gemein- 
schaftliches Unternehmen des Bundes und der Kantone seien. 
Der Bundesrat dagegen will vorläufig nur die schon ge- 
nannten Linien zu solchen Unternehmen machen. Ueber 
alle andern Linien soll die Bundesversammlung später be- 
stimmen (Art. 5 des Entwurfes). Diese weiteren Linien 
können^ aber müssen nicht gemeinschaftliches Unternehmen 
des Bundes und der Kantone werden. Sie können von der 
Bundesversammlung als reine Bundesbahnen, reine Kantonal- 
bahnen oder reine Privatbahnen bezeichnet resp. konzediert 
werden. Die Entwicklungsföhigkeit des schweizerischen 
Eisenbahnnetzes ist nach dem Entwürfe des Bundesrates 
unendlich viel grösser als nach demjenigen Geigys. 

Der Bundesrat war, wie wir gesehen, ursprünglich für 
ein reines Bundesstaatsbahnsystem. Geigy, der mutmassliche 
Defizite ausrechnete (und zwar, wie wir gesehen, vielleicht 
nicht ganz ohne Nebenabsichten), machte den Bundesrat, 
der in der Sache nicht genau unterrichtet war, schwankend, 
und zwar hauptsächlich aus finanziellen Gründen. Der Bundes- 
rat schreibt auf pag. 15 seines Berichtes : « Beim Anblicke 
solch bedeutender Summen (es handelt sich eben um De- 
fizite) überzeugt man sich bald, dass der Bund mit den ihm 
angewiesenen Finanzquellen die Bestreitung solcher jähr- 
licher Ausgaben nicht übernehmen kann.» Es wird nun 
im speziellen gezeigt, dass die Finanzquellen des Bundes 
zur Bestreitung des Defizites unzureichend sind, und zum 
Schlüsse verwirft der Bundesrat reines Staatsbahn- und 
Privatbahnsystem, um ein gemischtes System zu kombinieren, 
nach welchem neben dem Bund auch die Kantone durch 
die Zinsengarantie und auch das Publikum (!) *) durch An- 
weisung eines Anteiles am Reinertrag mitbeteiligt werden. 

*) Das Publikum, d. h. die Partialinhaber. 
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Als ein Mittel, dem Bunde die Last zu erleichtern, 
bezeichnete der Bundesrat mit Geigy, der aber noch poli- 
tische Gründe hatte, die Beteiligung des Bundes an der 
Zinsengarantie. Auf pag. 24 des Berichtes wird dieser Punkt 
noch weiter ausgeführt. Es heisst da : « Bei dem getrennten 
Staatshaushalte der Kantone und dem sehr ungleichen Vor- 
teil, den die Kantone aus dem Bau von Eisenbahnen ziehen 
werden, entspricht es ganz den Forderungen der Gerechtig- 
keit, dass diejenigen Kantone, die nur mittelbar und zum 
Teil sehr entfernt bei dem Bau beteiligt sind, nicht in 
gleichem Masse in Anspruch genommen werden, wie die 
zunächst Beteiligten. 

« Die Bundesverfassung gibt allerdings dem Bunde das 
Recht, gemeinnützige Werke zu unterstützen oder selbst 
auszuführen. Allein seine Finanzquellen sind beschränkt 
und die Erhebung von Geldkontingenten ist nur für ausser- 
ordentliche Fälle vorgeschrieben. Als Regel gilt immerhin 
noch der Grundsatz, dass die Kantone für ihre Verkehrs- 
anstalten selbst zu sorgen haben. Daher scheint auch der 
Vorschlag gerechtfertigt, dass, wenn ein Defizit zu decken 
ist, die Kantone den grössern Teil zu bestreiten haben, dass 
demnach die Zumutung, dass sie ^3, der Bund Vs tragen 
sollen, sowohl in unsern organischen Verhältnissen als in 
der Billigkeit begründet liegt. » Durch die Beteiligung der 
Kantone, wird weiter behauptet, werde auch eine Ueber- 
stürzung im Eisenbahnbau verhindert. 

« Nach diesem Systeme — wird dann später auf pag. 26 
und folgende des bundesrätlichen Berichtes ausgeführt — 
würde der Bund vor allem versuchen, von den Kantonen, 
die bei dem Bau von Eisenbahnen zunächst beteiligt sind, 
die Zusicherung zu erhalten, dass sie gemeinschaftlich mit 
dem Bunde für eine oder mehrere Abteilungen die ver- 
heissene Zinsengarantie übernehmen wollen (die Abteilungen 
sind in Art. 2 des Gesetzesentwurfes bezeichnet). Es ist 
jedoch nicht obligatorisch, dass jede Abteilung für sich ein 
gesondertes Unternehmen bildet. Es kann im Gegenteil für 
das Gedeihen eines Unternehmens nur förderlich sein, wenn 
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zwei oder mehrere Abteilungen in ein Unternehmen ver- 
einigt werden.» 

Der Bundesrat verschwieg sich die Nachteile der Zer- 
hackung des schweizerischen Eisenbahnnetzes in eine ganze 
Anzahl kleinerer Unternehmen durchaus nicht. Es wird 
gezeigt, dass sich diese Nachteile schon im Anfang, bei der 
Konkurrenz auf dem Geldmarkte, dann beim gleichzeitigen 
Bau durch Steigerung der Preise für das Material und die 
Arbeitslöhne zeigen werden. Sie werden kostspieligere Ver- 
waltungen, Kollisionen im Betriebe, in der Abrechnung, 
Eifersucht unter den Kantonen, Klagen über Ungleich- 
haltung im Bunde etc. hervorrufen. Man sieht, dem Bundes- 
rate schwebten die Nachteile einer solchen Zersplitterung 
genau vor, und doch glaubte er, dieses Zugeständnis an 
den Kantonalismus machen zu müssen, weil bei unsern 
föderativen Verhältnissen Behörden und Privaten einem 
näher liegenden Unternehmen, von dem sie sich zunächst 
unmittelbaren Vorteil versprechen, immer mehr Vorschub 
leisten werden, als einem entfernter liegenden (pag. 27 des 
Berichtes). Geigy wollte von einer Fusion mehrerer Ab- 
teilungen nichts wissen ; *) dieselbe wäre nach seinem Orga- 
nismus auch nur sehr schwer durchzuführen gewesen. Der 
Bundesrat sah jedoch in Erwägung der angeführten Uebel- 
stände die Möglichkeit späterer Fusionen vor. Er schreibt 
pag. 27 des Berichtes : 

«Es wird Sache der Kantone sein, selbst zu erwägen, 
in welcher Ausdehnung eine Vereinigung verschiedener Ab- 
teilungen ihren Interessen am besten zusagt und sich hier- 
über zu verständigen.» Dazu musste natürlich noch die 
Zustimmung des Bundes kommen, die aber jedenfalls aus- 
geblieben wäre, weil eine solche Fusion ja immer im In- 
teresse des Bundes liegen musste. So bestimmte denn auch 
Art. 7 des Entwurfes : « Es bleibt jedoch freier Verständigung 
zwischen dem Bund und den Kantonen vorbehalten, zwei 
oder mehrere Abteilungen in ein Unternehmen zu vereinigen. » 



*) Geigy wiederholt ja ausdrücklich und mehrfach, dass die 
verschiedenen Abteilungen getrennte Rechnung führen müssen. 
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Im Gegensatze zu Geigy, der diese Frage in seinem 
Entwürfe nicht ordnet, spricht der bundesrätUche Entwurf 
klar aus, dass kein Kanton zu der Teilnahme am Eisen- 
bahnbau gezwungen werden kann. Art. 11 des Entwurfes 
bestimmt hierüber : « Kommt die Verständigung (zwischen 
Kantonen und Kantonen) nicht zu stände oder sind die 
Geldmittel nicht erhältlich, so bleibt die betreffende Abtei- 
lung einstweilen unausgeführt oder es können angemessene 
Abänderungen getroffen werden. » 

Hierzu bemerkt der Bundesrat in seinem Berichte 
(pag. 25) : « Wenn die Kantone, zu deren Vorteil zunächst 
eine Bahn erstellt werden soll, kein genügendes Interesse 
finden, die Anerbietung des Bundes anzunehmen und selbst 
Opfer zu bringen, wenn die Kapitalisten sich scheuen, ihr 
Geld in ein sehr unsicheres Unternehmen zu legen, so scheint 
auch kein überwiegender Grund vorhanden zu sein, dass 
der Bund für einen solchen Bau grosse Leistungen über- 
nehme. Wenn daher solche Bahnen nicht sogleich in der 
ersten Zeit mit andern zu stände kommen, so kommt eine 
solche Verschiebung nicht nur dem Bunde zu gut, sondern 
ist auch gegenüber andern, weniger interessierten Landes- 
teilen wohl gerechtfertigt. » 

Es fehlte eben in Eisenbahnsachen die nationale Auf- 
fassung ; die Eisenbahnen wurden nicht als eine Angelegen- 
heit des Schweizer Volkes, sondern als solche eines oder 
einiger benachbarter Kantone angesehen. Ein einziger Kan- 
ton hatte es nach diesem Systeme in der Hand, das ganze 
projektierte Netz zu unterbrechen oder er konnte den andern 
Kantonen die ihn betreffenden Kosten aufbürden. 

Lag einmal die Verständigung der Kantone vor (Art. 1 1 
des Entwurfes), so sollte dann durch die Bundesversammlung 
bestimmt werden, wann und in welcher Ausdehnung die 
Hauptlinien ausgeführt werden (Art. 6 des Entwurfes). 

Der Bundesrat anerkennt in seinem Berichte (pag. 28), 
dass diese Verständigung der Kantone unter sich schwer 
sei; er fügt aber zugleich bei, dass es unmöglich gewesen 
sei, im Gesetz einen Massstab der Verteilung anzugeben. 
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Dem Entwürfe Geigys gegenüber ist der Vorschlag 
des Bundesrates, in der Ordnung der Verhältnisse zwischen 
Bund und Kantonen, viel klarer. Der Einfluss der Kantone 
auf das Eisenbahnwesen ist aber noch sehr gross; namentlich 
Hegt es in der Hand der Kantone, ja einzelner Kantone, 
zu bestimmen, ob das Hauptnetz erstellt werden soll oder 
nicht, während doch das Stammnetz eines Landes unzweifel- 
haft Nationalsache ist. 

2. Finanzierung^ Verzinsung etc. 

Die Hauptlinien sind, wie beiGeigy, gemeinsames Unter- 
nehmen des Bundes und der Kantone. Die Beschaffung 
des notwendigen Geldes soll, wie bei Geigy, durch Partialen 
geschehen. Diese werden jedoch nicht, wie Geigy vor- 
schlug, durch die betreffenden Verwaltungsräte namens des 
Bundes ausgegeben, sondern durch den Bund selbst. Das 
Baukapital wird also durch den Bund beschaffen ; dadurch 
fallen alle Komplikationen, die in Hinsicht auf die Beteili- 
gung an der Kapitalbeschaffung im Entwürfe Geigy ent- 
halten waren, dahin. Der Bund garantiert einen Zins von 
mindestens 372 Vo (Art. 9 des Entwurfes). Reicht der 
Reinertrag des Bahnbetriebes einer Bahnabteilung nicht 
aus, so haben der Bund Ya? die beteiligten Kantone 2/3 des 
mangelnden Betrages zu decken. — Der Bund haftet für das 
ganze primär, die Kantone haften dem Bunde für die von 
ihnen übernommenen ^s (Art. 10 des Entwurfes). Die 
Partialen lauten auf Fr. 500 und au porteur. Diese Bestim- 
mungen decken sich mit den entsprechenden Vorschlägen 
Geigys. Abweichend von Geigy konnten nach dem Vor- 
schlage des Bundesrates die Partialen auch auf den Namen 
ausgestellt werden. Uebereinstimmend mit Geigy wurde 
bestimmt: «Die Bahn dient den Inhabern der Partialen 
jeder Abteilung zum Unterpfand » (Art. 13 des Entwurfes). 
«Während der Dauer des Baues werden die Zinse zu 3V2 Vo 
aus dem Kapital entrichtet» (Art. 14 des Entwurfes). 
Art. 19, Alinea 2, bestimmt in klarerer Weise, als dies im 
Entwürfe Geigy geschehen war : « Nach Verfluss von 
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50 Jahren, vom Tage der Bahneröffnung an gerechnet, 
steht dem Bunde jederzeit das Recht zu, die ausgegebenen 
Partialen ganz oder teilweise zum Nennwerte einzulösen. > 
Hier hat also nur der Bund das Recht, die Partialen ein- 
zulösen. Bei Geigy war es nicht klar, wem dieses Recht 
zustund. 

Der Bundesrat sah in seinem Berichte (pag. 29) noch 
die Möglichkeit vor, für den Fall, dass die Partialen für 
einen Eisenbahnabschnitt nicht völlig gezeichnet würden, 
durch die Bundesversammlung im Einverständnis mit den 
Kantonsregierungen ein einfaches Staatsanleihen mit höherem 
Zinsfusse auszuschreiben. Der Bundesrat hielt sich haupt- 
sächlich aus finanziellen Gründen an die Partialen Geigys. 
Man glaubte, auf dem Wege eines einfachen Staatsanleihens 
das Geld nicht billig genug zu erhalten. Durch einen Ge- 
winnanteil wollte man das Kapital interessieren. Der Bundes- 
rat sah ein, dass diese Papiere weder Aktien noch Obli- 
gationen seien ; er erörterte die Natur derselben aber nicht 
weiter, sondern schrieb nur: «Der Ausdruck «Partiale» 
ist gewählt worden, weil den Kapitalisten nicht nur ein 
Zinsenminimum von 37-2 %? sondern auch Dividenden zu- 
gesichert werden, wenn der Reinertrag den Zins von 37-, Vo 
übersteigt. » 

Der Reinertrag wird ermittelt wie folgt: «Bei Aus- 
mittlung des Reinertrages werden 6 % vom Werte des 
Betriebsmaterials und 2 % vom Werte des Oberbaues in 
Abzug gebracht und in einen Reservefonds gelegt; der Rest 
ist dann Reinertrag » (Art. 15, 16). Von einem Gewinnanteile 
der Angestellten, wie ihn Geigy in seinem Entwürfe vor- 
gesehen hatte, ist in demjenigen des Bundesrates nicht die 
Rede, obschon der Bundesrat in seinem Berichte (pag. 30) 
davon spricht. Es scheint, dass man die Regelung dieses 
Verhältnisses im Entwürfe vergass. Der Reinertrag ist bei 
Geigy einfach der Betriebsüberschuss. Von diesem Rein- 
ertrage macht er dann gewisse Abzüge für die Entwertung 
des Materiellen ; der Bundesrat dagegen versteht unter dem 
Reinertrag dasjenige, was nach Abzug der in den Reserve- 
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fonds gehörigen Summen übrig bleibt. Geigy erwähnt in 
seinem Entwürfe dagegen nicht, wohin diese Abzüge ge- 
hören. Er spricht erst später von einem Reservefonds, der 
aber dazu dient, Zinsausfälle zu decken. Nach seinem System 
wären also zwei verschiedene Fonds, ein Erneuerungsfonds 
und ein Reservefonds (zur Deckung von Zinsausfällen) ge- 
bildet worden. In dem bundesrätlichen Entwürfe hat der 
Reservefonds offenbar nicht die gleiche Stellung wie bei 
Geigy; während Geigy, wie gesagt, *unter Reservefonds eine 
Ansammlung von Kapital zur Deckung von Zinsausfällen 
versteht, hat derselbe nach § 18 der bundesrätlichen Bot- 
schaft folgende Funktionen: 

« Der Reservefonds ist zunächst dazu bestimmt, ausser- 
ordentliche Ausgaben für Erneuerungen des Betriebsmate- 
rials und des Oberbaues zu bestreiten und sowohl frühere 
als spätere Zinsausfälle zu decken, bevor die Garanten 
dafür in Anspruch genommen werden können.» 

So ist die Stellung des Reservefonds nicht ganz klar. 
Konnten die Abzüge für den Materialwert auch eventuell 
zur Deckung von Zinsausfällen benutzt werden? Nach 
Wortlaut des Art. 18 ja. Dann konnte es aber vorkommen, 
dass für die Erneuerungen nicht genügende Mittel vor- 
handen waren. Es wäre besser gewesen, bei der von Geigy 
angedeuteten Trennung in zwei Fonds, einen Reservefonds 
und einen Erneuerungsfonds, stehen zu bleiben. 

Der Reingewinn sollte in erster Linie zur Verzinsung 
der Partialen zu 37-2 Vo dienen. Uebersteigt der Reinertrag 
diese Summe, so kommt derselbe den Partialinhabern zu, 
bis ihr Zins 4% erreicht. Ergibt sich ein weiterer Ueber- 
schuss, so ist derselbe zur einen Hälfte an die Partial- 
inhaber als Dividende auszubezahlen, zur andern Hälfte in 
den schon besprochenen Reservefonds zu legen (Art. 16 
und 17 des Entwurfes). Die übermässige Beteiligung der 
Partialinhaber am Gewinne, sowie das Zwitterding «Par- 
tiale» sind aus dem Entwürfe Geigy entlehnt. Von einer 
Verwendung des Reinertrages zu Verkehrserleichterungen etc. 
ist kein Wort zu lesen. 
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ii, Vencaltuitg und OrganisatmL 

Hier finden wir die gleichen Behörden, welche üeigy 
vorsah. Der Bundesrat sprach sich in seinem Berichte über 
die Verwaltung aus wie folgt: 

«Wir haben die Organisation derselben im Gesetzes- 
vorschlage nur in Grundzügen angegeben. Wir stellen 
einen Verwaltungsrat auf, dessen Mitglieder nicht vom 
Bundesrate allein, sondern grossenteils von den Kantonen 
erwählt werden sollen, und weisen ihm auch für die Lei- 
tung des Unternehmens eine ziemlich selbständige Stellung 
zu. Wir beseitigen dadurch die Besorgnisse, dass die Unter- 
nehmung einer Behörde übertragen werde, die allzu sehr 
pohtischen Einflüssen ausgesetzt und durch beengende 
bureaukratische Formen gebunden sei . . . 

« Dem Verwaltungsrate ist alsdann die Wahl der Direk- 
toren übertragen und hier können wir wieder einen andern 
Vorteil erzwecken, der den Privatgesellschaften nachgerühmt 
wird, den Vorteil nämlich, dass wir den Direktoren, sowie 
andern Beamten einen Anteil am Gewinne anweisen und 
dadurch die Privatinteressen mit denjenigen des Unter- 
nehmens vereinigen. Grossen Wert legen wir ferner auf 
die Aufstellung einer allgemeinen ständigen Rechnungs- 
revisionskommission. Aufgabe dieser Kommission wird es 
sein, nicht nur beim Abschlüsse einer Rechnung deren 
Richtigkeit zu prüfen, sondern als permanente Behörde die 
Kontrolle über den Gang der Verwaltung, insbesondere in 
finanzieller Beziehung, auszuüben und ihre Untersuchungen 
je nach Gutfinden und zu jeder Zeit und überall, wo sie 
es nötig erachtet, vorzunehmen.» (Pag. 30, 31.) 

Der Bundesrat wollte in der Verwaltung dem kanto- 
nalen Elemente einen grossen Einfluss belassen und zu- 
gleich die Vorteile der Staats- und Privatverwaltung ver- 
einigen. Der Bundesrat sah jedoch davon ab, sich in dem 
Gesetzesentwurfe in detaillierte Bestimmungen einzulassen, 
er verweist vielmehr alle Details in ein späteres Organi- 
sationsgesetz. Der bundesrätliche Entwurf gewinnt so an 
Klarheit; er enthält keine Verwicklungen und Widersprüche 
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wie der Entwurf Geigy. Namentlich findet sich hier das 
Dilemma zwischen Kreisverwaltungs- mid \'erwaltungsräten 
nicht. Der Bundesrat spricht überhaupt nicht von Kreis- 
verwaltungsräten. 

An der Verwaltung sind direkt oder indirekt beteiligt : 

a. Der Bundesrat. Ihm stehen zu: 

1. Die Oberaufsicht über die Organisation der \"er- 
waltung. 

2. Die Oberaufsicht über pünktliche Handhabung der 
Beschlüsse der Bundesversammlung. 

3. Gutheissung der Baupläne und Fahrpläne. 

4. Erlassung angemessener Vorschriften über die Sicher- 
heit des Dienstes. 

5. Wahl der Verwaltungsräte, die den Bund in den 
Verwaltungen der einzelnen Unternehmungen ver- 
treten. 

6. Wahl der Rechnungsrevisionskommission. 

b. Die Kantonsregierungen. Sie wählen die Mehrheit der 
Mitglieder der Verwaltungsräte. 

(', Die Verwaltungsräte. Ihnen liegt ob: 

1. Die spezielle Leitung der Unternehmen. 

2. Die Wahl der Direktorien. 

Die weiteren speziellen Befugnisse und Pflichten 
des Verwaltungsrates sollten in einem Organisations- 
gesetze niedergelegt werden. Im Falle einer Fusion 
von zwei oder mehr Unternehmungen konnte die Lei- 
tung dem gleichen Verwaltungsrate (und Direktorium) 
übertragen werden. 

d. Die Direktorien. Sie sind nach Art. 8 des Entwurfes 
Vollziehungsbehörden, deren Befugnisse und Pflichten 
erst im Organisationsgesetze näher festgesetzt werden. 

e. Die Rechnungsrevisionskommission. Ihr liegt die Kon- 
trolle ob ; sie ist ständig und kontrolliert alle Bahnen. 
Das Nähere sollte auch erst im Organisationsgesetze 
bestimmt werden (Art. 8 des Entwurfes). 
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4. Verschiedene Bestimynungen, 

a, Verhältnis zu der eidgenössischen Postverwalfung. 
Art. 21 und 22 normieren das Verhältnis der Eisenbahn- 
verwaltung zur Postverwaltung, mit Ausnahme geringer 
Abweichungen, die hier nicht ins Gewicht fallen, gerade 
so, wie das im Entwurf Geigy geschehen. 

K Verhältnis der Eisenbahnen zum Militärwesen. 
Während Geigy bestimmte, dass Militär und Militäreifekten 
zu einer ermässigten Taxe zu transportieren seien, setzte 
der Bundesrat fest, dass Militärpersonen und alle für das 
Militärwesen bestimmten Gegenstände um die Hälfte der 
ordentlichen Taxen zu befördern seien. Die Preisermässigung 
wird also gerade festgesetzt. Der Begriff « für das Militär- 
wesen bestimmte Gegenstände» ist weiter als der Begriff 
« Militäreffekten ». Es können Gegenstände für das Militär- 
wesen bestimmt sein, ohne gerade Militäreffekten zu sein. 
Der Umkreis der Gegenstände, die für den Bund (und wohl 
auch für die Kantone) zu ermässigten Taxen transportiert 
werden, ist also im Vergleich mit dem Entwürfe Geigy er- 
weitert worden. Der Vorbehalt in Bezug auf Pulvertrans- 
porte findet sich auch im Entwürfe des Bundesrates wieder 
(Art. 23 des Entwurfs). Wie schon früher bemerkt, ist dieser 
Vorbehalt in der schweizerischen Eisenbahngesetzgebung 
ein Unikum. 

c. Die Privilegien der Bahnen sind in Art. 24 des Ent- 
wurfes erwähnt: «Das Materielle der Eisenbahnen, sowie 
das Eisenbahnunternehmen darf von den Kantonen und 
Gemeinden mit keinerlei Steuern oder Abgaben, mit Aus- 
nahme der Vorschriften über Assekuranzanstalten, belegt 
werden. Die Einfuhr der Eisenbahnschienen ist vom Zoll 
befreit.» Diese Bestimmung gilt offenbar allgemein für 
Staats- und Privatbahnen. Sie entspricht den Verhältnissen 
besser, als die bezügliche knappe Festsetzung Geigys : « Die 
Eisenbahnen sind in allen Kantonen Steuer- und lastenfrei. » 

Endlich ist noch zu erwähnen die Schlussbestimmung, 
nach welcher der Bundesrat beauftragt werden sollte, mit . 
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den beteiligten Kantonen sofort in Unterhandlung zu treten 
und der Bundesversammlung die Vorschläge zu den weitern 
Schlussnahmen vorzulegen (Art. 26). 

IV. Der Entwurf der Mehrheit der nationalrätlichen 
Kommission. 

1. Der letzte Entwurf zu Gunsten des Staatsbahn- 
systemes ist derjenige der Kommissionsmehrheit des Natio- 
nalrates. Er divergiert ganz wesentlich von den bisherigen. 
Hatte Geigy den kantonalen Standpunkt und das Privat- 
interesse vertreten, so vertrat die Kommissionsmehrheit den 
nationalen Standpunkt, die Ansicht, die auch ursprünglich 
diejenige des Bundesrates war, von der er aber, beeinflusst 
durch Geigy, abgewichen. 

Gegen diese von Geigy und nunmehr auch von dem 
Bundesrate befürworteten Tendenzen tritt die Kommissions- 
mehrheit in machtvolle Opposition. Der Bericht ist ein 
wahres Meisterstück. Mit logischer Schärfe und Ueber- 
zeugungskraft werden Punkt für Punkt die unhaltbaren 
Formen und Begriffe der vorhergehenden Entwurf und Be- 
richte zerzaust. In vaterländischem, nationalem Sinne will 
die Kommissionsmehrheit die Schweizerbahnen auf volks- 
tümlichen, demokratischen, echt eidgenössischen Grundlagen 
organisiert wissen. Freilich werden auch hier die Kantone 
als Mitunternehmer erklärt; die Kommission machte dieses 
Zugeständnis weniger aus finanziellen Besorgnissen, als um 
dem Geiste der Zeit, der dem Föderalismus näher stund 
als dem Zentralismus, ein Opfer zu bringen. 

Allein es sind nicht die Kantone Geigys, es sind nicht 
die im Eisenbahnwesen regierenden Staatswesen, es sind 
vielmehr Kantone, die ein eidgenössisches Eisenbahnnetz, 
wo der Bund die erste Rolle spielt, unterstützen helfen 
sollen. Der Bund ist Haupt- und die Kantone Nebensache. 
Der Bund befiehlt, die Kantone helfen. So kommt der eid- 
genössische Geist wieder zur Geltung. Die volkstümliche, 
demokratische Gesinnung findet aber in der Befürwortung 
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billiger Tarife und in der Verwerfung der Gewinnbeteiligung 
der Inhaber der Eisenbahnpapiere ihre Rechnung. Schöne 
Sprache, Schärfe, Konsequenz, Klarheit, Prinzipientreue, 
hohes Wissen und edler Patriotismus zeichnen den Bericht 
ebenmässig aus. An ihn reiht sich ein Gesetzesentwurf mit 
Ausführungsgesetz. 

2, Das in diesen Aktenstücken verfochtene System ist 
folgendes : 

Grundprinzip ist, dass das Eisenbahnwesen in der 
Schweiz Bundessache sein soll. Dieser Gedanke wird als 
Anfang und Ende der ganzen schweizerischen Eisenbahn- 
politik proklamiert. Er findet sich auch mit Kraft und 
Schärfe am Anfang und Ende des Berichtes ausgedrückt; 
er kehrt aber auch als Grundelement, auf das alles zurück- 
geführt wird, im Berichte mehrfach wieder. Einige dieser 
Stellen mögen hier angeführt werden. Sie illustrieren die 
Tendenz des ganzen Werkes deutlicher und besser als lange 
Auszüge und Besprechungen. 

Pag. 36 ff. heisst es : « Allein wenn von einem schwei- 
zerischen Eisenbahnsystem gesprochen werden will, dann 
muss dieser Standpunkt (der Spekulation) jener höhern Auf- 
fassung weichen, die wir an die Spitze unserer Erörte- 
rungen gestellt und der gemäss wir die Eisenbahnen als 
eines der wirksamsten und mächtigsten Mittels zur Lösung 
der sozialen Aufgaben bezeichnet haben. Denn gewiss, wenn 
die Eisenbahnen im allgemeinen diesen weitgreifenden Ein- 
fluss, diese hohe Bedeutung haben, dann' muss unbedingt 
die Vorsorge für die allgemeinen Interessen, die Berück- 
sichtigung aller volkswirtschaftlichen Bedürfnisse, mit einem 
Wort eine nationale Auffassung und Behandlung an die 
Stelle der Gewinn- und Monopolsucht treten, welche nur 
nach Prozenten und Kurszetteln urteilt und handelt. Nein, 
die Schweiz darf die Zukunft ihres Eisenbahnwesens nicht 
der Spekulation preisgeben, sondern sie muss sich hinsicht- 
lich desselben für ein System erklären, welches die Renta- 
biUtät nicht zum ausschliesslichen Prinzipe hat, sondern 
darauf gerichtet ist, die verschiedenen Teile unseres Vater- 
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laiides zu umfassen und möglichst vielen die Vorteile des 
neuen Verkehrsmittels zuzuwenden; für ein System, das 
nicht eine lokale, nicht eine kantonale, sondern eine eid- 
genössische Grundlage hat, das die Sonderinteressen über- 
windet und sich die Ausführung eines den allgemein schwei- 
zerischen Bedürfnissen entsprechenden Eisenbahnnetzes zum 
letzten Ziele setzt. 

« Das Eisenbahnwesen in der Schweiz soll Bundessache 
sein, denn nur auf diesem Wege ist dieses Ziel zu erreichen. » 

Mit dem gleichen Nachdrucke aber (hier kommt die 
ausdrückliche Opposition gegen Geigy etc., d. Verf.), mit 
dem wir soeben den Satz: «Das Eisenbahnwesen in der 
Schweiz soll Bundessache sein, » ausgesprochen haben, halten 
wir auch daran fest : « Das Eisenbahnwesen soll nur dann 
Bundessache sein, wenn ihm die von uns hervorgehobene 
nationale Auffassung zu teil wird.» 

« Bahnen von kantonalem Interesse, herausgerissen aus 
dem ganzen Systeme, als abgesonderte Unternehmung be- 
handelt — noch mehr, Bahnen nur aus einseitigem, lokalem 
Interesse verfolgt — sie bleiben der kantonalen, der lokalen 
Tätigkeit anheimgegeben. Für solche ist nach unserer 
innigsten Ueberzeugung die Mitwirkung des Bundes nicht 
gefordert, nicht gerechtfertigt ; ganz abgesehen davon, dass 
wir einer solchen kantonalen oder lokalen Behandlungs- 
weise des Eisenbahnwesens in der Schweiz erst dann irgend- 
welche Berechtigung zuerkennen, wenn der Bund von sich 
aus auf dessen ernstliche Anhandnahme verzichten sollte. 
So entschieden wir uns also, unter der hervorgehobenen 
Voraussetzung, dahin aussprechen, dass das Eisenbahnwesen 
in der Schweiz Bundessache sein solle, so entschieden würden 
wir dagegen protestieren, wenn von dieser Voraussetzung 
Umgang genommen werden wollte.» 

Aus dem Schlussworte des Berichtes mag noch folgendes 
hervorgehoben werden (pag. 175 ff.): 

« Mit der Auslieferung der schweizerischen Eisenbahnen 
an die Spekulation gehen der Partikularismus und die Zer- 
splitterung Hand in Hand, und an dieser Klippe dürfte 
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manche Errungenschaft der letzten Jahre scheitern; auch 
von diesem Gesichtspunkte aus bitten wir Sie, die Frage 
wohl zu prüfen . . . 

« Darum, Tit., lassen Sie uns unverzagt vorwärts gehen ! 
Sprechen Sie es mutig aus: Das Eisenbahnwesen in der 
Schweiz soll eine nationale Schöpfung sein, ein kräftiges 
Bindemittel für alle unsere Stämme, eine neue Tat der 
lebenskräftigen Demokratie, ein grosses Denkmal unseres 
neuen Bundes. » 

Aehnliche Stellen finden sich pag. 34, 59, 66, 98 des 
Berichtes. 

Der Gesetzesentwurf spricht nun das Grundprinzip in 
Art. 1 aus. Er lautet : « Die Errichtung des schweizerischen 
Eisenbahnnetzes, sowie die Organisation des Baues und 
Betriebes desselben sind Gegenstand der Bundesgesetz- 
gebung. » Der Begriff des schweizerischen Eisenbahnnetzes 
ist sodann in Art. 2 des Entwurfes festgestellt. Es heisst 
da : « Als Bestandteile des schweizerischen Eisenbahnnetzes 
werden erklärt: 

1. Die Linie Genf-Morsee-7A-^ — -- 

• Ouchy 

2. Yverdon-Bern. 

3. Bern-Thun. 

4. Bern-Olten. 

5. Olten-Solothurn. 

6. Olten-Zürich. 

7. Die Linie Zürich via Winterthur, Frauenfeld, Wyl und 
St. Gallen nach Rorschach. 

8. Winterhur-Schaffhausen. 

9. Rorschach-Chur mit Seitenbahn nach Wallenstadt. 

10. Rapperswyl-Weesen mit Seitenbahn nach Glarus. 

11. Olten-Luzern. 

12. Olten-Basel. 

13. Biasca-Locarno. » 

Dieses Netz ist ausgedehnter als alle bisher vorge- 
schlagenen. Darüber wird später noch zu sprechen sein. 
Dieses Netz, das als das « schweizerische Eisenbahnnetz » 
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bezeichnet wird, kann erweitert werden. Art. 3 des Ent- 
wurfes bestimmt in dieser Richtung : « Die Aufnahme neuer 
Linien in das schweizerische Eisenbahnnetz bleibt der je- 
weiUgen Bundesgesetzgebung vorbehalten.» Diese Bahnen 
werden unter dem gemeinschaftlichen Namen «Schweize- 
rische Eisenbahnen > oder « Schweizerisches Eisenbahnnetz » 
zusammengefasst ; dieselben sollen als Staatsbahnen erstellt 
und betrieben werden (Art. 6 des Entwurfes). Die Mög- 
lichkeit, einige Linien als Privatbahnen zu bauen und zu 
betreiben, bleibt durch Art. 3, Absatz 2, des Entwurfes ge- 
wahrt. Derselbe beantragt: «Die Herstellung von weitern 
Eisenbahnen im Innern der Schweiz oder von Verbindungs- 
linien mit ausländischen, an den Grenzen der Schweiz mün- 
denden Bahnen unterliegt der Genehmigung des Bundes.» 

Durch diesen Artikel wird also auch noch die Er- 
stellung von Verbindungsstücken zwischen nahe an den 
Grenzen ausmündenden schweizerischen und ausländischen 
Bahnen geordnet. 

Der Entwurf sah als Regel Staatsbau und Staatsbetrieb 
vor, als Ausnahme Privatbau und -betrieb, jedoch unter 
Konzessionierung und Beaufsichtigung durch den Bund. 
Der Privatbau ist von vornherein von den in Art. 2 auf- 
gezählten Linien ausgeschlossen. 

Die schweizerischen Staatsbahnen sind gemeinschaft- 
liches Unternehmen des Bundes und der an ihrer Aus- 
führung beteiligten Kantone (Art. 6). Auch dieser Entwurf 
behielt die Beteiligung der Kantone bei. Ihre Stellung dem 
Bunde gegenüber ist jedoch eine andere, als dies in den 
vorhergehenden Entwürfen der Fall war. 

Untersuchen wir zunächst, aus welchen Gründen die 
Kommission an der Beteiligung der Kantone festhielt und 
wie sie sich deren Stellung zum Bunde dachte. Die Be- 
teiligung der Kantone ist eine finanzielle, und zwar nur 
eine eventuelle. Der Gedanke, dass die Kantone nur an 
der Deckung von Zinsausfällen beteiligt sein sollen, ohne 
dass dadurch der nationalen Gestaltung des Eisenbahnnetzes 
ein Abbruch getan werden soll, wird festgehalten. Pag. 88 
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sagt der Bericht: «Wir gehen hinsichtlich dieses Punktes 
(BeteiHgung von Bund und Kantonen) im Wesen mit den 
Vorschlägen des Bundesrates und der Experten einig, wenn 
wir auch in der Form abweichen. (Der Unterschied lag 
aber wirklich nicht nur in der Form, sondern auch im 
Wesen, d. Verf.) Hinsichtlich der Form weichen wir ab, 
weil wir nach unserm Systeme nicht mehr die einzelnen 
Unternehmungen jede für sich auf dem Geldmarkt er- 
scheinen lassen wollen, sondern weil der Bund als Kon- 
trahent auftritt, je nach Massgabe des Bedürfnisses die 
Summen aufnimmt und in gleicherweise sie den zur Aus- 
führung reifen Linien zuweist. Im Wesen hingegen sind 
wir einverstanden, indem auch wir von der Ansicht aus- 
gehen, dass der Bund nicht die ganze Last der zum Zwecke 
des Eisenbahnunternehmens einzugehenden VerbindHch- 
keiten allein übernehmen soll. » Der Unterschied im Wesen 
lag aber, wie erwähnt, darin, dass die Kommissionsmehr- 
heit die Kantone nur zu finanziellen Leistungen herbei- 
ziehen, nicht aber eine so weitgehende Machtstellung ein- 
räumen wollte, wie das in den vorhergehenden Entwürfen 
geschah. Das zeigt sich auch aus den folgenden Ausfüh- 
rungen : 

«Erheben wir uns auf den gewiss vollkommen moti- 
vierten Standpunkt einer allgemein schweizerischen Unter- 
nehmung, so ist es allerdings der Bund, welcher die allge- 
meine Staatsidee vertritt; er hat ein allgemeines Interesse 
und diesem entsprechend auch eine allgemeine Verpflich- 
tung zur Mitwirkung bei der Ausführung der Eisenbahnen. 
Allein auch die zu einer Eisenbahnlinie in unmittelbarer 
Beziehung stehenden Kantone haben an deren Ausführung 
noch ein spezielles Interesse, und wie der Schweiz als ganzes 
aus der Ausführung des Eisenbahnnetzes grosse Vorteile 
erwachsen müssten, so würde sie nicht minder auch für 
die zunächst berührten Kantone von den glücklichsten 
Folgen sein. Eine Mitbeteiligung der Kantone ist daher 
nicht nur durch die Natur unserer föderativen Verhältnisse 
gerechtfertigt, sondern sie ist billig, ja mehr als billig, sie 
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ist gerecht . . . Ziehen wir aus dem bisherigen den Schluss, 
so haben die Kantone dem Bunde gegenüber für eine Quote 
der mögUchen Ausfalle einzustehen ...» 

Dass die Kantone im Eisenbahnwesen sehr wenig zu 
sagen haben, ergibt sich noch aus nachstehenden Tat- 
sachen : 

1. Die Festsetzung der zu bauenden Linien ist Sache 
der Bundesgesetzgebung. Der Bund kann also auch gegen 
die Wünsche und den Willen der Kantone eine Linie als 
eine zu bauende bezeichnen oder umgekehrt deren Bau 
verhindern. Dass das die ausdrückliche Meinung der Kom- 
missionsmehrheit war, ergibt sich aus dem Entwürfe Art. 1, 
3, 4 und aus dem Berichte, pag. 61 — 63. Die Bundesgesetz- 
gebung wird auch über Konkurrenzlinien entscheiden. 

2. Ein Kanton kann zwar nicht zur finanziellen Be- 
teiligung an einer Linie gezwungen werden; allein durch 
diese Nichtbeteiligung kann die Ausführung der Linie nicht 
verhindert werden (Art. 9 des Entwurfes). 

3. Baupläne und Baubudgets der einzelnen Linie unter- 
liegen der Genehmigung der Bundesversammlung (Art. 11 
des Entwurfes). 

4. Die allgemeine Leitung des schweizerischen Eisen- 
bahnwesens liegt, unter der Oberaufsicht des Bundesrates, 
einer schweizerischen Generaldirektion ob. Dieselbe wird 
vom Bundesrate gewählt. 

5. Die Kompetenzen der Verwaltungsräte und der Direk- 
tionen der einzelnen Eisenbahngebiete sind durch diejenigen 
der Generaldirektion, des Bundesrates und der Bundesver- 
sammlung so sehr beschränkt und eingeengt, dass der Um- 
stand, dass die Kantone zusammen mehr Verwaltungsräte 
in die Verwaltung eines Eisenbahngebietes wählen als der 
Bund, nicht dazu angetan ist, die Macht der Kantone zu 
heben. Dazu kommt die Ueberlegung, dass die Verwal- 
tungsräte nicht mehr solche einzelner Linien sind, wo nur 
wenig benachbarte Kantone mit gemeinsamen Interessen, 
die vielleicht von denjenigen des Bundes divergieren, be- 
teiligt sind, sondern vielmehr Verwaltungsräte ganzer Kom- 

8 
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plexe von Eisenbahnlinien, wo viele Kantone mit öfters 
entgegenstehenden Interessen teilnehmen und daher den 
Vertretern des Bundes gegenüber nicht mehr in so ge- 
schlossener Weise auftreten, wie das in den Verwaltungs- 
räten einzelner Strecken der Fall gewesen wäre. 

3. Der Bund nimmt die Bildung der einzelnen Eisen- 
bahngebiete vor und hat es so in der Hand, die Kantone 
nach seinem Gutdünken in die Eisenbahngebiete zu grup- 
pieren (Art. 4). 

So sehen wir, dass die Stellung der Kantone dem Bunde 
gegenüber eine ganz andere ist als in den frühern Ent- 
würfen. 

Die Ausführung und der Betrieb eines Bahngebietes 
als gemeinschaftliches Unternehmen des Bundes und der 
daran beteiligten Kantone geschehen nach vorher statt- 
gefundener freier Vereinbarung zwischen jenem und diesen 
(Art. 7). Darin — sagt der Bericht, pag. 74 — liegt die 
sichere Gewähr, dass nichts überstürzt, nichts übereilt und 
dass nur nach allseitiger, gründlicher Prüfung in der Sache 
vorgegangen werden kann. Wenn die Eisenbahnen wirk- 
lich so unpopulär sind, so kann ja das Volk durch das 
Organ der Grossen Räte sein Veto einlegen, und kein Kanton 
kann dann zur Mitwirkung gezwungen werden. (Umgekehrt 
kann aber, wie schon erwähnt und noch unten ausführ- 
licher gezeigt werden wird, kein Kanton durch die Ver- 
weigerung seiner Beteiligung die Ausführung des Eisen- 
bahngebietes verhindern.) Wenn nun ein Kanton seine Be- 
teiligung erklärt hat, so ist er dem Bunde gegenüber zur 
Uebernahme der Hälfte der hinsichtlich der Verzinsung 
des Anlagekapitals einzugehenden Verbindlichkeiten ver- 
pflichtet (Art. 7 des Entwurfes). Die an einem Eisenbahn- 
unternehmen beteiligten Kantone haben sich jedoch zum 
voraus über die Verteilung des dem Bunde gegenüber 
übernommenen Pflichtanteils auf jeden von ihnen zu ver- 
ständigen ; jeder Kanton haftet dann dem Bunde gegenüber 
nur für den von ihm übernommenen Anteil (Art. 8). Der 
Bund nimmt das Geld auf seinen Namen auf und haftet 




— 115 — 

auch in erster Linie für dessen Verzinsung; die Kantone 
haften dem Bunde dann zusammen für die Hälfte des Zu- 
schusses, den der Bund machen musste. Die Kantone erlangen 
durch ihre Beteiligung an der Verzinsung einen Eigentums- 
anteil an der Bahn. Art. 10 des Enwurfes lautet nämlich: 
<Das Verhältnis an der Beteiligung an den für ein Bahn- 
untemehmen übernommenen Verbindlichkeiten bildet so- 
wohl für den Bund gegenüber den Kantonen als für diese 
letztern unter sich den Massstab des Eigentumanteils an 
dem betreffenden Bahn unternehmen, sowie an dessen Reserve- 
fonds. > Durch den Besitz von Eisenbahnobligationen, in 
welchen der Bund auf diese oder andere Weise gelangen 
kann, wird dessen Stellung den Kantonen und dem Unter- 
nehmen gegenüber nicht verändert (Art. 18). 

Nun ist noch das Verhältnis zwischen Bund und Kan- 
tonen zu beschreiben, das infolge der Weigerung der Kan- 
tone, an dem Bahnbau mitzumachen, entsteht. 

Hier ist zu unterscheiden: 

a. Die Mitwirkung keines der beteiligten Kantone ist 
zu erlangen. Dieser Fall wäre praktisch wohl kaum ein- 
getreten. Art. 9 des Entwurfes setzt diesfalls fest : «Wenn 
sich die bei einem Eisenbahngebiet oder einem zur Aus- 
führung bewilligten Teil eines solchen beteiligten Kantone 
nicht vor Ablauf der zur Kapitalaufnahme festgesetzten 
Frist über ihr gegenseitiges Verhältnis verständigen und 
diese Frist nicht verlängert wird, oder wenn sie schon vor- 
her die Beteiligung an dem betreffenden Eisenbahnunter- 
nehmen bestimmt ablehnen, so geht die Reihenfolge auf 
das nächstfolgende Eisenbahngebiet über. > (Zu vergleichen 
ist auch Art. 30 des Entwurfes.) 

b. Ein oder mehrere beteiligte Kantone lehnen ihre 
Mitwirkung ab. Der Artikel 9, Alinea 2, des Entwurfes be- 
merkt hierüber: «Für den Fall, dass einer oder mehrere 
der bei einem Eisenbahngebiete beteiligten Kantone die 
Mitwirkung zur Ausführung desselben ablehnen, die übrigen 
hingegen die ganze, dem Bunde gegenüber hinsichtlich 
der Verzinsung des Baukapitals einzugehende Verbindlich- 
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keit übernehmen, so kann die Ausführung des betreffenden 
Eisenbahngebietes durch jene Nichtbeteihgung nicht ge- 
hindert werden. > In diesem Entwürfe ist also im Gegen- 
satze zu den früheren durch eine ausdrückliche Bestimmung 
dafür gesorgt, dass kein Kanton durch seine Weigerung 
an der BeteiHgung den Bau von EisenbahnUnien vereiteln 
kann. Für diesen Fall der Verweigerung einzelner Kantone 
an der Teilnahme setzt Art. 6 des Entwurfes des Aus- 
führungsgesetzes noch weiterhin fest: 

« Für den Fall, dass eine Verständigung zwischen den 
bei einem Eisenbahngebiet beteiligten Kantonen nicht zu 
stände kommt, entscheidet die Bundesversammlung, ob und 
welche einzelnen Abteilungen davon gesondert zur Aus- 
führung gebracht werden dürfen. Ebenso hat die Bundes- 
versammlung für den Fall, dass nicht das ganze für die 
Ausführung von im übrigen vertragsmässig geordneten 
Eisenbahnunternehmungen nötige Kapital aufgebracht wird, 
zu entscheiden, ob und welche Teile desselben ausgeführt 
werden sollen. > 

Man sieht aus diesen Bestimmungen wieder deutlich, 
dass in dem ganzen Organismus der Bund als ausschlag- 
gebender Faktor angesehen wurde und dass die Kantone 
nur eine untergeordnete Rolle spielten. 

4. Finanzierung^ Verzinsung etc. Die zum Bau und 
Betrieb der schweizerischen Eisenbahnen erforderlichen 
Kapitalien nimmt der Bund auf (Art. 11). Wir haben hier 
also mit aller wünschenswerter Deutlichkeit ausgedrückt, 
dass es sich um ein Bundesanlehen handelt. Die von Geigy 
und dem Bundesrate vorgeschlagenen Partialen werden 
des entschiedensten verworfen. Im Berichte wird unter 
anderm darüber folgendes bemerkt: «Zwar wird dadurch, 
dass der Staat baut und verwaltet und dass die Darleiher 
nur noch auf eine Quote des Mehrertrages über das garan- 
tierte Zinsenmaximum Anspruch erheben können, eine den 
volkswirtschafthchen Interessen schädliche Ausbeutung der 
Eisenbahnunternehmungen unmöglich gemacht ; allein nach 
der andern Seite ergeben sich dieselben Uebelstände, denn 
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auch bei diesem Systeme ist die freie, selbständige Ent- 
wicklung des Eisenbahnwesens vernichtet. Nehme man z. B. 
irgend eine Eisenbahnlinie und denke sich dieselbe als 
abgeschlossenes Bahnunternehmen, zu welchem und auf 
welches von einer Anzahl Privaten das nötige Kapital ge- 
schossen worden ist, so wird ohne Verletzung wohlerworbener 
Rechte an diesem Unternehmen später nichts mehr ver- 
ändert werden können. Mögen die politischen oder wirt- 
schaftlichen Bedürfnisse noch so sehr eine Veränderung der 
Zugsrichtung, eine Verlängerung der Linie oder den An- 
schluss von Zweigbahnen und deren Verschmelzung mit 
der Stammbahn wünschbar oder notwendig erscheinen lassen, 
umsonst, der Staat hat sich des freien Verfügungsrechtes 
begeben. Entweder muss er sich dasselbe mit schwerem Gelde 
wieder erkaufen oder auf die Realisierung der im Staats- 
interesse begründeten Pläne verzichten. > Bei dem Partialen- 
system, wird dann fernerhin noch ausgeführt, würden nur 
für die guten Linien Partialen gezeichnet. So würde nur 
die Ausführung einzelner begünstigter Linien zur Tat und 
Wahrheit, nicht aber diejenige eines nationalen^ schwei- 
zerischen Eisenbahnnetzes. 

Die Kommissionsminderheit zeigt dann noch, dass 
ein Anlehen in Bezug auf die Verzinsung für den Bund 
mindestens ebenso günstig sei wie die Partialen (pag. 81 — 86). 
Die Gegensätze zwischen Partialen und Anlehen werden 
pag. 86 und 87 mit folgenden Worten scharf beleuchtet: 
< Während bei den beiden ersten Systemen (Privatbetrieb 
und Partialen) der Staat ohne Nutzen sich eines sichern 
spätem Gewinnes begibt, auf die guten Chancen verzichtet, 
die ungünstigen dagegen übernimmt, erhält er sich im Falle 
des letztern neben der Verbindlichkeit der Verzinsung auch 
die Möglichkeit des Gewinnes, den die Bahnen bei grösserer 
Ausdehnung, bei zunehmendem Verkehr, bei erleichtertem 
Betrieb unfehlbar abwerfen werden. Während das einmal 
garantierte Zinsenminimum für mindestens 50 Jahre un- 
bedingt feststeht, können die Serien eines Eisenbahnanlehens 
je in den günstigsten Momenten emittiert, ja es können 
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sogar bei zurückgehendem Zinsfuss ältere, weniger günstige 
Teile des Anlehens durch vorteilhaftere ersetzt werden. 
Währenddem in einem Falle ein Verzicht auf alle die im- 
mensen Vorteile, welche der Fortschritt der technischen 
Wissenschaft ganz unfehlbar auch in der Folge bringen 
wird, stattfindet, bleibt im andern der Staat im vollen Be- 
sitz der Zukunft des Eisenbahnwesens. Während bei einer 
Vergebung des schweizerischen Eisenbahnwesens an Privat- 
gesellschaften, wie bei der Emission von Partialen, eine 
freie Gruppierung der Eisenbahnen, eine nach unsem In- 
teressen berechnete Reihenfolge in der Ausführung, eine selb- 
ständige Entwicklung unseres Eisenbahnwesens zur Un- 
möglichkeit wird, behält sich nach unserer Ansicht der 
Staat für alle Zeiten freie Hand . . . Wir erklären uns aus 
innigster Ueberzeugung dafür, es seien die für die Errich- 
tung der schweizerischen Eisenbahnen erforderlichen Kapi- 
talien auf dem Wege des Anlehens zu beschaffen.» 

Die Verzinsung dieser Anlehen sollte durch den Bund 
geschehen. Für die Hälfte der Zinszuschüsse, die er zu 
machen hat, sollte er jedoch Rückgriff auf die beteiligten 
Kantone haben. 

Nach den frühern Entwürfen belief sich der Rückgriff 
des Bundes auf % der von ihm bezahlten Zuschüsse. Die 
Kapitalaufnahme für das schweizerische Eisenbahnnetz sollte 
nicht für das ganze schweizerische Netz auf einmal statt- 
finden, sondern nach und nach für einzelne Linienserien. 
Der modus procedendi ist in Art. 4 und 5 des Ausführungs- 
gesetzes näher bestimmt. 

Die Darleiher erhalten nach dem Vorschlage der Kom- 
missionsmehrheit Obligationen, wofür der Zinsfuss jeweilen 
bei der Emission und zwar zu höchstens bis 4 7o festgesetzt 
wird. Die Emission geschieht serienweise und unterliegt 
für jede Serie der Genehmigung der Bundesversammlung. 
Dabei sind dann jeweilen die allgemeinen Baupläne der- 
jenigen Eisenbahnunternehmungen, die mit der betreffenden 
Serie in Ausführung gebracht werden sollen, der Bundes- 
versammlung vorzulegen, und es ist für die betreffenden 
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Budgets deren Genehmigung einzuholen (Art. 11 des Ent- 
wurfes). 

Man sieht auch aus diesen Bestimmungen wieder ganz 
deutUeh, dass die Bundesversammlung resp. der Bund im 
Gegensatz zu den Kantonen eigentlich alle Verfügungen 
endgültig zu treffen hat. Im Entwürfe Geigy regierten die 
Kantone indirekt durch die von ihnen gewählten Ver- 
waltungen ; diese letztern nahmen ja z. B. das Geld namens 
des Bundesrates auf u. s. w. 

Die erstellten Eisenbahnen in ihrer Gesamtheit dienen 
den Darleihern als Unterpfand (Art. 11 des Entwurfes). Diese 
Bestimmung zeigt wieder, dass das ganze Netz als eine Ein- 
heit aufgefasst wird; nach den frühern Entwürfen diente 
jede Linie speziell für das zu ihrer Herstellung aufgenommene 
Geld als Unterpfand. 

Die Verzinsung der Obligationen während der Dauer 
des Baues geschieht aus dem Kapital. Nach eröffnetem 
Betriebe werden die Zinsen vom Bunde bestritten. Diesem 
stehen in erster Linie die Erträgnisse der Bahnen in fol- 
gendem Sinne zu (Art. 13 des Entwurfes) : 

«Die Ausmittlung des Reinertrages eines Bahnunter- 
nehmens geschieht in der Weise, dass von dem am Ende 
eines Rechnungsjahres sich herausstellenden Einnahmen- 
überschuss zuerst 41/2 % ^^m Kostenwert des Transport- 
raaterials und vom sechsten Betriebsjahr an 8% vom Kosten- 
wert des Oberbaues auf Abschreibungsrechnung getragen 
werden. > (Art. 14.) 

Der Begriff des Reinertrages ist demnach vor und nach 
dem sechsten Betriebsjahr nicht ganz derselbe. Von Ab- 
zügen unter dem Titel « Gewinnanteile von Beamten und 
Angestellten» ist nichts ersichtlich. 

Diese Idee Geigys wurde in dem Entwürfe vollständig 
fallen gelassen. Aus dem Reinertrage sind dann nach xA.rt. 14 
des Entwurfes in erster Linie die betreffenden Zinsen des 
Anlagekapitals an den Bund zu entrichten, und es gilt 
hierbei der mittlere Zinsfuss der vom Bunde zu Eisenbahn- 
zwecken aufgenommenen Kapitalien. Zu der Verzinsung 
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von Bahnunternehmungen, die sich nicht gut rentieren,, 
können auch teilweise die Ueberschüsse von andern Bahn- 
unternehmungen beigezogen werden. Reichen dann diese 
Beträge auch nicht zu einer Verzinsung aus, so haben dann 
die Kantone für den sie nach Uebereinkommen betreffenden 
Anteil an der Einbusse dem Bunde gegenüber einzustehen 
(Art. 15). Erzeigt sich dann nach erfolgter Verzinsung ein 
Ueberschuss, so wird derselbe nach Art. 16 folgendermassen 
verwendet : 

a. Zuerst zur Deckung früherer Einbussen des Bundes 
und der Kantone auf der betreffenden Bahnunternehmung, 
und zwar nach Massgabe der von den Beteiligten gemachten 
Einbussen. 

ft. Hernach zur Deckung von Einbussen, welche sich auf 
andern schweizerischen Bahnunternehmungen ergeben haben, 
und zwar zur Deckung sowohl des Verlustanteiles des Bundes 
als desjenigen der Kantone in der Art, dass die Prozent- 
verhältnisse betreffender Bahnunternehmungen ausgeebnet 
werden. — Aus dieser Bestimmung ist wieder die Auffassung 
des schweizerischen Eisenbahnnetzes als eine Einheit genau 
ersichtlich. Die Ueberschüsse konnten so zur Verwendung 
von gleichzeitigen Defiziten anderer Linien verwendet 
werden. Nach den vorhergehenden Entwürfen fielen die 
Ueberschüsse der guten Linien den Partialinhabern zu. Die 
Defizite mussten aber Bund und Kantone tragen, ohne sich 
an den guten Linien erholen zu können. Endlich sollten 
die Ueberschüsse verwendet werden 

c, zur Bildung eines dem betreffenden Bahnunternehmen 
besonders zugehörenden Reservefonds. Dieser Reservefonds 
sollte wohl Reserven zur Deckung von Zinsausfällen ent- 
halten. Für Ersatz des Materiellen werden ja besondere 
Abzüge vorweg gemacht, so dass man in dieser Hinsicht 
einen besondern Erneuerungsfonds hätte. Es würden dem- 
nach zwei Fonds, sowohl Reserve- wie Erneuerungsfonds 
bestehen. 

Nach Art. 17 steht dem Bund das Recht zu, vom 
zehnten Jahre nach der Emission einer Obligationenserie 
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an, jedes Jahr bis auf den zehnten Teil dieser Serie zum 
Noraialwert einzulösen. Die einzulösenden Obligationen 
werden durch das Los bezeichnet. Die Verlosung soll min- 
destens sechs Monate vor der Einlösungepoche stattfinden. 

Dieses Recht steht selbstverständlich nur dem Bunde, 
nicht auch den Kantonen zu. Eine Konversion sämtlicher 
Obligationen auf einmal war also nicht möglich. Es war 
dies eine Schwäche des Entwurfes. 

Es mag hier noch kurz erwähnt werden, dass die Kom- 
missionsmehrheit die von Geigy (wie wir gesehen absicht- 
lich) geäusserte Furcht vor Defiziten gar nicht teilte. Auf 
Grund sorgfaltiger Berechnungen kam die Kommissions- 
mehrheit zu andern, ungleich günstigem Verhältnissen als 
Geigy, dessen Berechnungen die Kommissionsmehrheit zwar 
viel Aufmerksamkeit, aber weniger Glauben schenkte 
(pag. 162—173 des Berichtes). 

Die ganze Finanzpolitik der Staatsbahnen sollte von 
folgendem Grundsatze, den wir in den frühern Berichten 
nirgends ausgedrückt finden, beherrscht werden: «Die 
Eisenbahnen sollen vermöge niederer Tarife Verkehrsmittel 
des Volkes werden. > Diese Ansicht finden wir mehr oder 
weniger deutlich auf pag. 39, 167 und 172 des Berichtes 
ausgesprochen. 

5. Organisation und Verwaltung. Das schweizerische 
Eisenbahnnetz wird in schweizerische Eisenbahngebiete 
eingeteilt. Diese Einteilung war in allen früheren Entwürfen 
ebenfalls angedeutet worden, allein über die Ausführung 
wurde man im Dunkeln gelassen. Art. 4 des Entwurfes 
besagt in dieser Beziehung: «Ein Bundesgesetz wird be- 
stimmen, welche Bahnabschnitte ein zusammengehörendes 
Eisenbahngebiet zu bilden haben. > Art. 1 des Ausführungs- 
gesetzes nimmt diese Einteilung sodann vor. 

Es giebt sechs Eisenbahngehiete^ nämlich: 
I. Eisenbahngebiet, umfassend: 

1. Genf-Morsee. 

2. -7C — r — Yverdon. 
Ouchy 

3. Yverdon-Murten. 
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IL Eisenbahngebiet, umfassend: 

1. Murten-Bern. 

2. Bern-Thun. 

3. Bern-Olten. 

4. Zweigbahn nach Solothurn. 

III. Eisenbahngebiet, umfassend: 

1. Basel-Olten. 

2. Olten-Brugg. 

3. Olten-Luzern. 

IV. Eisenbahngebiet, umfassend: 

1. Brugg-Zürich. 

2. Zürich - Winterthur - Frauenfeld - Wyl - St. Gallen- 
Rorschach. 

3. Winterthur-SchaflPhausen. 

4. Rapperswyl-Weesen mit Zweigbahn nach Glarus. 
V. Eisenbahngebiet, umfassend: 

1. Rorschach-Chur. 

2. Wallenstadt-Sargans. 
VI. Eisenbahngebiet, umfassend: 

1. Biasca-Locarno. 

Auf der Strecke Yverdon-Morges konnte im Falle der 
Benutzung der Wasserstrasse der Bund an die bezügliche 
Kanalisation einen Beitrag geben. 

Dieses Eisenbahnnetz weicht von den Vorschlägen 
Steffensons und Swinburnes ganz wesentlich ab. Der Be- 
richt der Kommissionsmehrheit hebt das auch hervor, indem 
er zugleich seine Verwunderung darüber ausdrückt, dass 
die von den technischen Experten vorgeschlagenen Linien 
so ohne weiteres von allen andern Experten und von dem 
Bundesrate als richtig angenommen wurden. Neben der 
technischen Zweckmässigkeit sei nämlich die nationalöko- 
nomische ein Haupterfordernis (pag. 103 des Berichtes). 

Diese Gründe veranlassten die Kommissionsmehrheit, 
in ihrem Entwürfe zum Teil andere Linien zu nennen, als 
das bisher geschehen. 

Neue Linien konnten entweder den genannten Eisen- 
bahngebieten zugeteilt werden oder wieder ein neues Eisen- 
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bahngebiet bilden. Diese Eisenbahngebiete waren selbst 
bei der Neuaufnahme von weiteren Linien etwas klein. 

Soviel über die Einteilung des Netzes. 

Was nun die Verwaltung anbelangt, so treffen wir hier 
folgende Organe: 

a. Bundesversammlung. 

b. Bundesrat. 

c. Generaldirektion. 

d. Kreisverwaltungen. 

e. Kreisdirektionen. 

/. Kantonsregierungen. 

Bevor wir die Kompetenzen dieser einzelnen Behörden 
prüfen, wollen wir die von der Kommissionsmehrheit aufge- 
stellten Grundprinzipien in Bezug auf die Verwaltung fest- 
stellen. 

«Zwei Hauptbedingungen — heisst es pag. 91 ff. des 
Berichtes — sind in dieser Beziehung zu erfüllen. Einmal 
ist auch im Eisenbahnwesen Einheit ein Haupterfordernis. 
Dann aber erfordert diese Einheit wieder ihr Gegengewicht, 
auf dass organisches Leben den ganzen Körper durch- 
dringe, auf dass auch die Glieder selbständig seien und 
nicht ein starrer Mechanismus oder eine unsere Zustände 
vergiftende Bureaukratie die wohltätigen Polgen des Eisen- 
bahnwesens aufhebe und neutralisiere. Einheitliche Leitung 
ist notwendig hinsichtlich der Feststellung des Netzes und 
der einzelnen Zugsrichtungen, hinsichtlich der Organisation 
des Baues und des Betriebes, hinsichtlich der Einteilung 
des Netzes in Eisenbahngebiete, hinsichtlich der Reihenfolge 
in der Ausführung, hinsichtlich der finanziellen Operationen 
und endlich hinsichtlich der Oberaufsicht über die Verwal- 
tung und das Rechnungswesen im ganzen ...» 

Gehen wir nun zu den Kompetenzen der einzelnen 
Organe über, so finden wir: 

Ad a. 1. Die Bundesversammlung erlässt Gesetze 
über Errichtung und Organisation des Baues und des Be- 
triebes des Schweizerichen Eisenbahnnetzes (Art. 1 des Ent- 
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Wurfes). Sie bestimmt über die Aufnahme von Linien in 
das schweizerische Netz (Art. 3 des Ausführungsgesetzes). 

2. Sie entscheidet, falls sich ein Kanton an der Be- 
teiligung weigert, darüber, was weiterhin geschehen soll. 

Der Bericht führt diesfalls aus: «Die Omnipotenz der 
Bundesgesetzgebung hat daher nur den Sinn, dass jede 
Eisenbahnlinie nur als Teil des Eisenbahngebietes, dem sie 
zugeteilt ist, zur Ausführung gelangen kann. Es sind nun 
freilich Fälle denkbar, wo eine Verständigung unter den 
Kantonen nicht zu stände kommt, und für diese Fälle muss 
die Gesetzgebung den nötigen Spielraum gewähren. Wir 
setzen aber, grossen Wert darauf, dass solche Fälle vor 
die Bundesversammlung gelangen, indem wir in der Be- 
handlung derselben vor diesem Forum das Schwert des 
Damokles erblicken, das drohend über kantonaler Engherzig- 
keit hängt, wenn an dieser die Verständigung gescheitert 
sein sollte. » (Art. 6 des Ausführungsgesetzes.) 

3. Sie genehmigt die allgemeinen Baupläne einer Linie 
und die betreffenden Budgets (Art. 11 des Entwurfes). Sie 
genehmigt die beschleunigte Ausführung einer Linie (Art. 5 
des Ausführungsgesetzes). 

4. Sie genehmigt die Emission von Obligationen (Art. 1 1 
des Entwurfes) ; vergleiche Art. 24 c. 

Ad b. 1. Der Bundesrat hat die Oberaufsicht über 
die Generäldirektion. 

2. Er wählt die Generaldirektion (Art. 24/). 

3. Er wählt in den Verwaltungsrat jedes Eisenbahn- 
gebietes zwei Mitglieder (Art. 24/). 

4. Er entscheidet über die von der Generaldirektion 
ihm vorzulegenden speziellen Pläne (Art. 24 a). 

5. Er entscheidet über die mit den Kantonen durch 
die Geneneraldirektion für Bahnunternehmungen abzu- 
schliessenden. Verträge (Art. 24 ft). 

6. Er beschliesst über die Verlängerung der für die 
Ausführung der Bahngebiete festgesetzten Fristen (Art. 24 c). 

7. Er entscheidet über die Erlassung von Verordnungen 
und Reglementen, die BahnpoUzei etc. betreffend (Art 24 d). 
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8. Er entscheidet über die Anträge an die Bundesver- 
sammlung betreffend die Emission von Obligationen (Art. 24 e). 
Ad c. Der Generaldirektion liegt ob: 

1. Die unmittelbare Aufsicht und Oberleitung des ge- 
samten Eisenbahnwesens (Art. 23 und 25 a des Entwurfes). 

2. Die Zentralverwaltung (Art. 256). 

3. Die Revision der Verwaltungsrechnungen der ein- 
zelnen Eisenbahngebiete. 

Ad d. Für jedes Eisenbahngebiet besteht ein Ver- 
waltungsrat von 5 — 9 Mitgliedern. Zwei davon werden vom 
Bundesrate gewählt, die übrigen von den beteiligten Kan- 
tonen. Die Mehrheit der Verwaltungsräte wird also hier, 
wie in den frühern Entwürfen, von den Kantonen bestellt. 
Allein der Einfluss der Kantone ist dennoch nur ein sehr 
geringer, weil die Verwaltungsräte nicht mehr nur für je eine 
Linie, sondern für ein ganzes Eisenbahngebiet gewählt sind. 
Bei einem solchen sind aber jeweilen eine ganze Reihe von 
Kantonen beteiligt, deren Interessen weniger homogen sind 
und die deshalb dem Bunde gegenüber auch nicht so ge- 
schlossen auftreten, als das wenige, an ein und derselben 
Linie interessierte Kantone tun würden, sobald die Bundes- 
interessen den ihrigen zuwiderlaufen würden. Die Kompe- 
tenzen des Verwaltungsrates sind, wie sich aus dem vor- 
stehenden ergibt, äusserst beschränkt. Er wählt die Direktion. 
Im übrigen werden sie im Entwürfe nicht aufgezählt, sondern 
in ein späteres Verwaltungsorganisationsgesetz verwiesen 
(Art. 28 des Entwurfes). 

Ad /. Jeder Verwaltungsrat wählt als Vollziehungs- 
behörde ein Direktorium. 

Für zwei oder mehrere Eisenbahngebiete kann übrigens 
dasselbe Direktorium bestellt werden. Alles Nähere wird 
in ein späteres Verwaltungsorganisationsgesetz verwiesen. 

Ad g. Die Kantonsregierungen wählen einen Teil des 
Verwaltungsrates der bezüglichen Eisenbahngebiete. 

Eine besondere Rechnungskommission, wie in den 
frühern Entwürfen, ist nicht mehr vorgesehen. Die Ueber- 
prüfung des Rechnungswesens liegt der Generaldirektion ob. 
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6. Verschiedene Bestimmungen, 

a, Verhältnisse der Staatsbahnen zu der Postverwaltung. 
Art. 19 und 20 des Entwurfes setzen im wesentlichen über- 
einstimmend mit den frühern Entwürfen fest: 

«Die Eisenbahnverwaltung ist dem Bunde gegenüber 
zu unentgeltlicher Beförderung der Briefschaften, Zeitungen 
und derjenigen Pahrpoststücke verpflichtet, die nicht über 
10 Pfund schwer sind. Ebenso ist der zu einer Postsendung 
gehörende Kondukteur unentgeltlich zu befördern. 

«Wenn fahrende Postbureaux eingerichtet werden, so 
fallen die Herstellungskosten der Postverwaltung zur Last. 
Die Eisenbahnverwaltung hat aber den Transport derselben, 
sowie den dazu gehörenden Angestellten unentgeltlich zu 
besorgen. > 

b, Verhältnis der Staatsbahnen zu der Militärverwaltung : 
Dasselbe sollte durch besondere Gesetze geregelt werden 
(Art. 21 des Entwurfes). 

c, Verhältnis der Staaatsbahnen zu den Steuerver- 
waltungen. Art. 22 des Entwurfes bestimmt: 

«Die Eisenbahnen und ihr Betrieb dürfen weder mit 
Kantonal- noch mit Gemeindeabgaben belegt werden.» 

rf. Einspurige Anlage der Bahnen wird als das Regel- 
mässige bezeichnet (Art. 5 des Entwurfes). 

Dies ist der letzte Entwurf zu Gunsten des Staatsbahn- 
systems. Er enthält, wie ja das bei jedem Gesetze der Fall 
ist, auch einige Lücken und Ungenauigkeiten ; so wurde 
z. B. das Verhältnis zu der bestehenden Nordbahn nicht 
geregelt. Das sind jedoch nur Nebensachen. Der Entwurf 
ist klar und von einem patriotischen, nationalen, volks- 
wirtschaftlich gesunden Sinne getragen. Er wurde trotzdem 
verworfen. Am 8. Juli 1852 beschloss der Nationalraty 
ohne dass nur eine allgemeine Diskussion stattgefunden 
hätte, sofort mit 68 gegen 22 Stimmen, in den Gesetzes- 
entwurf betreffend das Eisenbahnwesen einzutreten, und 
zwar auf Grund des Minoritätsentwurfes. Damit war das 
Prinzip des Staatsbaues gefallen. Warum das so gekommen, 
wurde schon oft erörtert. Man darf es wohl kaum diesem 
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oder jenem einzelnen Umstände zuschieben. Verschiedene 
Faktoren führten diese Entscheidung herbei. 

Vielfach war man mit der Materie nicht genügend 
vertraut, an andern Orten war man zu gleichgültig. Einige 
scheuten es, dem Bunde eine zu grosse Schuldenlast auf- 
zubürden, sehr viele wollten die Gewalt des Bundes nicht 
vergrössern, fast alle wünschten die Fahne des Kantonalis- 
mus aufrecht zu halten und zogen es vor, ihre kantonalen 
und Kirchtumsinteressen an Stelle der allgemeinen Interessen 
zu fördern. 

Für den Staatsbau traten die Kantone Schaffhausen, 
Tessin und Freiburg ein. Geteilt waren Aargau und Bern. 
Die übrigen stimmten geschlossen für den Privatbau. 

B. Gesetzesentwürfe zu Gunsten der Privatbahnen. 
I. Entwurf des Herrn Ziegler aus Winterthur. 

1. Die Gründe, welche Herrn Ziegler zur Befürwortung 
des Privatbahnsystems führten, sind im volkswirtschaftlichen 
Teile abgehandelt worden. Ob der Entwurf nur ein Ent- 
wurf für Konzessionsbestimmungen oder ein Entwurf zu 
einem besonderen allgemein gültigen Gesetze sein soll, ist 
nicht ersichtlich. Das letztere ist wahrscheinlicher. 

Juristisch betrachtet, ist der Entwurf Zieglers gar kein 
Meisterwerk. Scharf und deutlich findet sich das Prinzip 
Staats- oder Privatbahn nirgends ausgedrückt. Er fangt 
gleich mit einem Abschnitte, betitelt: «Entstehung und 
Bildung von schweizerischen Eisenbahngesellschaften », an, 
ohne vorher zu bestimmen, ob nur solche oder eventuell 
auch der Staat Bahnen bauen dürfe. Im übrigen fehlt es 
an Präzision in den Ausdrücken und an einer Fixierung 
des rechtlichen, speziell staatsrechtlichen Verhältnisses der 
Bahnen zu Bund und Kantonen einerseits, sowie des Ver- 
hältnisses zwischen Bund und Kantonen (in Eisenbahn- 
sachen) andererseits. Aus seinem Berichte ergibt sich, dass 
er die Privatbahnen resp. das Privatbahnsystem vorläufig 
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zum Prinzip erheben will ; er sagt gleich im Eingang seines 
Spezialberichtes : <Es ist eine allgemeine Regel, welche 
zunächst in republikanischen Formen ihre Anwendung 
finden möchte, dass dem Staate nichts Überbunden werden 
soll, was auf andere Weise ausgeführt werden kann. > Er 
will nach pag. 119 des Berichtes dem Bunde für die erste 
Periode schweizerischer Eisenbahnen zunächst eine auf- 
munternde und unterstützende, sowie eine regulierende und 
kontrollierende Aufgabe zuweisen. Aus dem ganzen Zu- 
sammenhange scheint einem der Gedanke durchzuleuchten, 
der Staat solle vorläufig zusehen, welche Linien durch die 
Privattätigkeit erstellt werden; diejenigen, die dann nicht 
erstellt werden, die aber dem Lande notwendig seien, könne 
der Staat dann immer noch bauen. Im übrigen soll der 
Staat den Gesellschaften in Form einer Zinsengarantie zu 
Hülfe kommen. Der Bund und die betreffenden Kantone 
sollen die Zinsengarantie (etwa 3^2 Vo)? welche al pari 
zu berechnen ist, nur für eine bestimmte Zeit, etwa für 
60 Jahre, aussprechen. Die Zinsengarantie soll sich nicht 
bis auf jenen möglichen Fall erstrecken, in welchem die 
Rendite einer Bahnlinie deren Betriebskosten nicht decken 
würde. Das sind die allgemeinen Grundlagen Zieglers. Im 
speziellen sollte sich die Sache gestalten wie folgt: 

2. Konzessionierung der Bahn, Die Konzession gehf 
vom Bunde aus. Klar wird dieser Gedanke allerdings 
nirgends ausgedrückt; aber man muss ihn aus verschie- 
denen Wendungen und Stellen des Berichtes und des Orga- 
nisationsvorschlages folgern. Der Bund erteilt nur für solche 
Linien Konzessionen, welche von seinen Ingenieuren in 
Vorschlag gebracht und in allen technischen Verhältnissen 
geprüft worden sind und welche in ihrer Ausdehnung und 
Lage den internationalen Verkehr, sowie den Transit be- 
leben werden. (!) In Hinsicht auf den Rückkauf soll sich 
der Bund zur Bedingung machen, dass sämtliche Bahnen 
technisch übereinstimmen und dass alle Luxusbauten unter- 
lassen werden (pag. 132). Die Konzession wird nur auf eine 
gewisse Zeit hin (75 Jahre) erteilt (pag. 128, 129, 131 des 
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Berichtes). Nach Ablauf derselben kann der Staat (d. h. 
der Bund) die Bahn entweder an sich ziehen oder aber 
eine neue Konzession erteilen (pag. 129 des Berichtes). Das 
Maximum der Taxen wird durch die Konzession festgesetzt ; 
unter diesen Ansätzen wird der Verwaltung die Befugnis 
eingeräumt, Modifikationen eintreten zu lassen. Die Kon- 
zession soll ferner Bestimmungen enthalten über: 

3. Das Rückkaufsrecht des Staates, Nach Ablauf 
der Konzession hat der Staat das Recht, die ganze Bahn, 
nach dem dannzumaligen Schatzungswert der Bahn und 
des Materiellen, an sich zu ziehen (pag. 131 des Berichtes). 

Das Verhältnis zwischen Zinsengarantie des Staates 
und dem Rückkaufe durch den Bund will Ziegler in der 
Weise ordnen, dass er die Konzession nicht sogleich mit 
dem Endtermine erlöschen, sondern noch weiter dauern 
lässt (sonderbares Verhältnis!), damit der Staat eine Reihe 
von Jahren hindurch beobachten könne, wie die Leistungen 
der Bahn, wenn sie auf sich selbst (da offenbar mit Ablauf 
der Konzession auch die Zinsengarantie aufhören soll) und 
die eigenen Kräfte angewiesen, sich zeigen werden. 

« Aus diesen Beobachtungen >, schreibt er dann weiter, 
«müssen die Datas hervorgehen, welche den Staat bei 
seinen Entschliessungen am Ende der Konzessionszeit 
leiten werden.» Nach diesem System würde der Staat 
(d. h, hier Bund und Kantone) bis zum Ablauf der Kon- 
zession Zinsengarantie leisten; dann würde ein Zeitabschnitt 
folgen, während welchem die Konzession, trotzdem ihr End- 
termin angelangt, weiterdauern (!), der Staat aber keine 
Zinsengarantie mehr leisten, sondern seine Beobachtungen 
machen würde. Weiter unten aber spricht Ziegler von einer 
Dauer der Zinsengarantie auf 60 Jahre, während die Dauer 
der Konzession etwa 75 Jahre betragen solle (pag. 131). 
Der Staat würde seine Beobachtungen nach diesem Systeme 
also in einer Zeit machen können, da die Konzession an 
ihrem Endtermine noch nicht angelangt ist. Welches von 
beiden Systemen gelten soll, ist nicht ersichtlich. 

9 
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Damit ist aber die Rückkaufsfrage noch nicht erledigt. 
Die Zinsen garantie ist ja vom Bund und den Kantonen 
zu leisten, und zwar muss der Bund nach den Vorschlägen 
Zieglers Vs? die Kantone 2/3 ^^^ betreffenden Zinsausfalle 
bezahlen. Beim Rückkaufe werden also nicht nur Bund 
und Bahngesellschaften, sondern auch Bund und Kantone 
zu verhandeln haben. Das sah Ziegler wohl ein ; allein es 
schien ihm selbst zu schwierig, diesen gordischen Knoten 
zu lösen. Er half sich über das Hindernis mit der Bemer- 
kung hinweg : « Die Verhältnisse, welche dannzumal zwischen 
dem Bunde und den Kantonen eintreten sollen, lassen sich 
nicht voraussagen, weil dieselben eben so mannigfach sich 
gestalten werden, wie die verschiedenen Gegenden sind, 
durch welche die Linien sich fortziehen, und wie die Be- 
teiligung der Kantone verschieden sein müsste. » 

4. Weitere Rechte des Bundes, Ob diese weiteren 
Rechte des Bundes (und auch diejenigen der Kantotie) in 
den Konzessionen oder in einem Spezialgesetze niedergelegt 
werden sollten, ist nicht ersichtlich. Ziegler stellt pag. 131 
die Grundsätze auf: 

1. « Der Bund überwacht sämtliche Eisenbahnen im Bau 
und Betrieb. » 

2. « Der Bundesrat bestellt für sämtliche Eisenbahnlinien 
eidgenössische Revisoren. > 

Diese Grundsätze werden dann weiter ausgeführt in 
§§ '^ — 9 seines Entwurfes. Danach haben die eidgenössischen 
Revisoren die Jahresrechnungen zu prüfen und dabei fol- 
gendes zu berücksichtigen: 

a. Genaue Kontrolle über die Ausgaben und Einnahmen ; 

b. Einhalten der Bauvorschriften; 

c. Uebereinstimmung der Taxen. 

Diesen Revisoren sind eidgenössische Ingenieure und 
sachkundige Techniker beizugeben, deren Berichte an den 
Bundesrat und die Kantonsregierungen bei der Prüfung der 
Rechnung mitzuberücksichtigen sind. Die Bestimmungen 
des § 9 werden als unwesentliche hier übergangen. 
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Der Bundesrat wählt in die Verwaltung einer jeden 
Linie einen Vertreter des Bundes, ebenso einen in den Vor- 
bereitungsausschuss, der die Statuten zu beraten hat. Er 
erteilt der provisorischen Gesellschaft das Konstituierungs- 
recht. 

Dem Bundesrat sind die Statuten zur Genehmigung 
vorzulegen. 

Der Bundesrat bezeichnet auf einen Dreiervorschlag 
des bezüglichen Verwaltungsrates das Präsidium des Ver- 
waltungsrates. 

Das Direktorium wird vom Bundesrate bestätigt. 

5. Rechte der Kantone. Die Kantone haben das Recht, 
beim Bundesrate die Erteilung des Konstituierungsrechtes 
einer provisorischen Gesellschaft nachzusuchen. 

Jeder der beteiligten Kantone wählt einen Vertreter 
in den Vorbereitungsausschuss zur Beratung der Statuten 
einer Gesellschaft. 

Die Statuten einer Bahngesellschaft müssen den be- 
teiligten Kantonen zur Genehmigung vorgelegt werden. 

Die beteiligten Kantone wählen je einen Vertreter in 
den Verwaltungsrat einer Eisenbahnlinie. 

Die beteiligten Kantone bestätigen das Direktorium. 

Die Kantone haben das Recht, die Rechnungen der 
ihr Gebiet durchziehenden Bahnunternehmungen zu prüfen. 

6. Weitere Bestimyntingen, Neben diesen Bestim- 
mungen, die das Verhältnis des Bundes und der Kantone 
zu den Eisenbahnunternehmungen regeln, sind noch einige 
andere, meist privatrechtlicher Natur, zu erwähnen. Wir 
finden einen kleinen Anfang von einem Eisenbahngesell- 
schaftsrecht. Die Normierung erstreckt sich über folgende 
Gebiete. 

a. Entstehung und Bildung von schweizerischen Eisen- 
bahngesellschaften. 

Wo Teilnahme für Eisenbahnen rege geworden und 
dafür eine angemessene Zahl von Männern sich vereinigt, 
haben sie sofort Anzeige an den Bundesrat und die betref- 



— 132 — 

fenden Kantonsregierungen zu machen. Mittlerweile soll 
die Gesellschaft durch einen provisorischen Ausschuss ver- 
treten werden (§ 1 des Entwurfes). 

Auf Vorschlag der betreffenden Kantonsregierungen, 
vorausgesetzt, sie beteiligen sich an der Zinsengarantie, erteilt 
der Bundesrat . der provisorischen Gesellschaft das Konsti- 
tuierungsrecht. Hierauf werden die Statuten beraten, wozu 
Bund und Kantone je einen Vertreter delegieren. Die Sta- 
tuten unterliegen, wie wir gesehen, der Genehmigung des 
Bundes und der Kantone (§ 2 des Entwurfes). 

Wenn man diese Bestimmungen genau betrachtet, so 
findet man sogleich einige Unebenheiten. Die Begriffe « des 
Regewerdens der Teilnahme für (!) Eisenbahnbau >, «eine 
angemessene Zahl von Männern > sind viel zu dehnbar und 
können Anlass zu Willkür geben. Ferner ist es nicht klar, 
wie sich die Verhältnisse gestalten sollen, wenn die Kan- 
tone die Statuten einer Gesellschaft genehmigen, der Bund 
die Genehmigung dagegen verweigert oder umgekehrt. Wie 
wenn beide Teile auf dieser Position beharrlich verbleiben ? 
Ziegler hat dem Bunde und den Kantonen überhaupt mehr- 
fach gleichartige Rechte eingeräumt. Das muss bei einer 
Disharmonie zwischen Bund und Kantonen zu einer fast 
unüberbrückbaren Kluft führen, die dem Eisenbahnwesen 
durchaus schädlich ist. Die Verbindung von Bund und 
Kantonen zu gemeinsamer Förderung des Eisenbahnwesens 
zeigt sich also auch in dieser Form als ein Fehlgriff. Sollten 
einmal Bund und Kantone zusammenwirken, so konnte das 
nur durch ein Subordinations-, nicht aber durch ein Ko- 
ordinationsverhältnis erreicht werden. 

b. Organisation der Gesellschaften. 

Jede Gesellschaft soll einen Verwaltungsrat und ein 
Direktorium besitzen (§ 3 des Entwurfes). Der Verwaltungs- 
rat besteht aus Aktionären; auf vier Stunden Bahnlänge 
kommt je ein Mitglied. Ueberdies sitzen im Verwaltungs- 
rat ein Vertreter des Bundesrates und je einer der be- 
treffenden Kantone. Das Präsidium wird, wie erwähnt, durch 
den Bundesrat gewählt. Dem Verwaltungsrat liegt die Wahl 
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aller höher besoldeten Angestellten des Bahnbetriebes und 
Bahnbaues ob. Die Mitglieder beziehen Taggelder. Die 
Direktion besteht aus drei vom Verwaltungsrate gewählten 
besoldeten Sachkundigen und wird von dem Bundesrate 
und den Kantonsregierungen bestätigt. Während dem Bau 
der Bahn können ihr vom Verwaltungsrat temporär be- 
soldete Beamte beigeordnet werden (§ 5 des Entwurfes). 

Aufsichtsorgane: Dieselben sind staatliche und sub 4 
aufgezählt. 

Damit sind die Vorschläge Zieglers erschöpft. Bemerkens- 
wert ist jedenfalls, dass nach seiner Auffassung die Kon- 
zessionen vom Bunde und nicht von den Kantonen aus- 
gehen. Das Eisenbahngesetz Hess sie von den Kantonen 
ausgehen und räumte dem Bunde nur das Genehmigungs- 
recht ein. 

Der Bund (nicht aber Kantone) kann das Rückkaufs- 
recht nur nach Ablauf der Konzessionen ausüben. Vorher 
gibt es keine Rückkaufstermine. Die spätem Gesetze und 
Konzessionen sehen solche periodisch vor. Das ist jedenfalls 
richtiger; nach dem Systeme Zieglers ist der Staat in seiner 
Handlungsfreiheit denn doch zu sehr behindert. 

Die Befugnisse des Bundes und der Kantone scheinen 
den Privatgesellschaften gegenüber etwas ausgedehnter 
Natur zu sein. Allein man darf nicht vergessen, dass Bund 
und Kantone Zinsengaranten sind und als solche ein grosses, 
ja das grösste Interesse an einem geordneten und richtigen 
Verwaltungsgange haben. 

Der Entwurf Zieglers fand keinen Anklang. Somit 
wurden beide Experten desavouiert und wohl aus denselben 
Gründen. Sie wollten Bund und Kantone, Staat und Privat- 
gesellschaften verschmelzen; sie waren liberdies in ihren 
Vorschlägen unklar. 

II. Entwurf der Nationalratskommissionsminderheit. 

Dieser Entwurf diente dem nachmaligen Eisenbahn- 
gesetze vom 26. /28./30. Heumonat 1852 zum Muster. Der 
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Entwurf und das genannte Gesetz gehen nur in einzelnen 
wenigen Punkten auseinander; im übrigen ist das Gesetz 
die wörtliche Kopie des Entwurfes. Die wenigen Differenzen 
werden bei Besprechung des Gesetzes in Form von An- 
merkungen behandelt werden. Wir beleuchten hier nur die 
Erörterungen prinzipieller Natur, die in dem zu dem Ent- 
würfe gehörenden Berichte niedergelegt sind. 

Die Kommissionsminderheit befürwortete aus föderal- 
politischen, finanziellen und volkswirtschaftlichen Gründen 
das reine Privatbahnsystem (pag. 4 des Berichtes). Im § 3 
des Berichtes werden die staatsrechtlichen Verhältnisse unter 
dem Titel «Gründe für den Gesellschaftsbau im schwei- 
zerischen Bundesstaate» ziemlich eingehend erörtert. Die 
Kommissionsminderheit stellt fest, dass der Bund ohne Zweifel 
verfassungsmässig das Recht habe, in verschiedenen Be- 
ziehungen in das Eisenbahnwesen einzugreifen. Ferner habe 
der Bund, in Hinblick auf Art. 21 B.-V., in Verbindung mit 
Art. 1 des Expropriationsgesetzes nicht nur die Befugnis, 
Eisenbahnen, welche in den einzelnen Kantonen gebaut 
werden, zu unterstützen, sondern er könne selbst von sich 
aus solche Eisenbahnen auf eigene Kosten bauen und zu 
diesem Behuf das von ihm erlassene Enteignungsgesetz in 
Anwendung bringen. Selbst das müsse wahrgelassen und 
die weitere Folgerung daraus zugegeben werden, dass der 
Bund sich auch den Rückkauf von Eisenbahnen vorbehalten 
könne, welche in den Kantonen gebaut werden oder schon 
gebaut worden sind. 

«Das sind — heisst es weiter — die verfassungs- 
mässigen Rechte des Bundes in Eisenbahnsachen. Es ist 
nun die wichtige Frage zu beantworten, inwieweit der 
Bund von seinem Rechte, Eisenbahnen selbst zu bauen 
und zu betreiben, Gebrauch machen soll. > 

Die Kommissionsminderheit befürwortete also das Privat- 
bahnsystem nicht etwa deshalb, weil sie an dem verfassungs- 
mässigen Rechte des Bundes, Bahnen zu bauen und zu 
betreiben, zweifelte, sondern weil sie den Privatbau und 
-betrieb zweckmässiger fand. 
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Die nun im Berichte pag. 42 ff. folgenden staatsrecht- 
lichen Erörterungen dienen lediglich dazu, die Zweckmässig- 
keitsgründe der. Kommissionsminderheit zu unterstützen 
und zu rechtfertigen. Sie sollen aber nicht das Recht des 
Bundes^ Bahnen zu bauen und zu betreiben^ welches 
mehrfach und ausdrücklich zugegeben wurde, in Frage 
stellen. Diejenigen, welche sich in den jahrelangen Kämpfen 
zwischen Eisenbahn und Staat auf den Boden stellten, der 
Staat habe verfassungsgemäss kein Recht, Eisenbahnen zu 
bauen oder zu betreiben, beriefen sich immer auf die Er- 
örterungen der Kommissionsminderheit. Es ist dies, wie 
gezeigt, durchaus unrichtig. Die Kommissionsminderh-eit 
bestritt nur die Pflicht^ nicht aber das Recht des Bundes^ 
Eisenbahnen zu bauen und zu betreiben (pag. 47). 

Die Zweckmässigkeitsgründe, welche die Kommissions- 
minderheit zur Verwerfung des Staatsbahnsystemes führten, 
waren politische (Föderalismus — Individualismus), volks- 
wirtschaftliche, finanzielle, verwaltungsrechtliche. Der Be- 
richt wendet sich scharf gegen das Mischsystem, dargestellt 
durch die Beteiligung des Bundes und der Kantone. Er 
sagt diesbezüglich (pag. 52) : « Dieses System der zentralen- 
kantonalen Gemeinschaftlichkeit leidet — nach unserer innig- 
sten Ueberzeugung — in exekutiver, finanzieller und or- 
ganischer Beziehung an allen Gebrechen, die gemeinig- 
lich solchen Misch- und Zwittersystemen zur Last gelegt 
werden können.» Die Kommissionsminderheit hatte darin 
ganz recht ; wenn sie aber sagt, es sei viel schweizerischer, 
das Eisenbahnnetz den Kantonen resp. der Privattätigkeit, 
also der Zersplitterung zu überlassen, so ist das unrichtig. 

Die Kommissionsminderheit hielt, wie erwähnt, dafür, 
der Bund habe das Recht, Bahnen zu bauen und zu betreiben, 
und zwar gestützt auf Art. 21 alte B.-V. Dagegen war sie 
der Ansicht, dass die Eisenbahnhoheit den Kantonen zu- 
stehe und Hess demgemäss auch die Konzessionen nicht 
vom Bunde, sondern von den Kantonen ausgehen. Die 
Kommissionsminderheit bemerkte in dieser Hinsicht : «Hält 
man die Entstehungsgeschichte des Art. 21 B.-V. damit 
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zusammen, dass die Schweiz kein Einheits-, sondern ein 
Föderativstaat ist, dass die Kantone (Art. 1, 3 und 5 B.-V.) 
souverän sind, soweit ihre Souveränität nicht durch die 
Bundesverfassung beschränkt erscheint, und dass sie als 
solche alle staatlichen Rechte ausüben, welche nicht der 
Bundesgewalt ausdrücklich übertragen sind; erwägt man 
im ferneren, dass das Strassenregal (jus viarum supremum), 
d. h. das Recht, Landstrassen zu erbauen, ihre Richtungen 
festzusetzen, abzuändern, zu verlegen etc., unanfechtbar den 
Kantonen zusteht, dass endlich die Eisenbahnen, von diesem 
Gesichtspunkt aus, Verkehrswege wie die Landstrassen, nur 
vollkommener Art sind, so wird man nicht in Abrede stellen 
können, dass, wenn es sich in der Schweiz um staatliche 
Verfügungen über den Bau und Betrieb von Eisenbahnen 
handelt, diese zunächst von der Kantonshoheit auszugehen 
haben, in welchen Eisenbahnen gebaut und betrieben werden 
sollen. » (Pag. 46 des Berichtes.) 



V. Kapitel. 
Das Eisenbahngesetz vom 28. Heumonat 1852. 



I. Grundlagen. 

Dasselbe stellt als Grundprinzip die Ueberlassung des 
Eisenbahnbaues und -betriebes an die Kantone bezw. an 
die Privattätigkeit auf. Wir sahen, dass das verfassungs- 
mässige Recht des Bundes, Eisenbahnen zu bauen und zu 
betreiben, von keiner Seite angezweifelt wurde ; das Gesetz 
konnte demgemäss, ohne die Verfassung zu verletzen, den 
Staatsbau oder den Privatbau proklamieren. Ein späteres 
Gesetz konnte ebenfalls, ohne die Verfassung zu verletzen, 
das einmal angenommene Gesetz nach Bedürfnis ändern, 
ja auch an Stelle des einen angenommenen Systems ein 
anderes setzen. Es konnte auch ohne Begehung einer Ver- 
fassungsverletzung später durch Spezialgesetz der Bau einer 
einzelnen Linie (unter den Voraussetzungen des Art. 21 
B.-V.) durch den Bund beschlossen werden. Das Recht des 
Bundes gemäss Art. 21 B.-V., eine Bahn als ein öffentliches 
Werk zu subventionieren, wurde durch Art. 1 des Bundes- 
gesetzes von 1852 nicht beschränkt. 

Der Bund befasste sich also vorläufig nicht mit Eisen- 
bahnbau und -betrieb. Er überliess diese Tätigkeit den 
Kantonen, welchen er hinwiederum volle Freiheit Hess, selbst 
zu bauen oder den Bau Privaten zu überlassen (Art. 1 des 
Gesetzes). 

Die Eisenbahnhoheit steht den Kantonen zu. Dieser 
Grundsatz ist in Art. 2 des Gesetzes ausgedrückt. Es heisst 
dort : « Die Konzessionen für Eisenbahnunternehmungen 
von Gesellschaften oder Privaten gehen zunächst von den 
Kantonen aus.» 
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Wenn ein Kanton auf dem Gebiete eines andern Kan- 
tones baute, musste er auch eine Konzession des betref- 
fenden Kantones haben. Kantone, die auf ihrem Gebiete 
Staatsbahnen bauten, bedurften keiner Konzession, mussten 
sich aber jedenfalls mit dem Bunde in Bezug auf die dem- 
selben nach dem Gesetze zustehenden Rechte und Pflichten 
verständigen. Soviel über die allgemeinen Grundlagen. Im 
speziellen bestimmte das Gesetz wie folgt: 

IL Rechte des Bundes. 

1. Der Bund genehmigt die kantonalen Konzessio?ien 
(Art. 2 des Gesetzes). Obschon die Eisenbahnhoheit als den 
Kantonen zustehend betrachtet wurde, musste dem Bunde 
ein Genehmigungsrecht der Konzessionen vorbehalten wer- 
den, weil in diesen mehrfach Verhältnisse berührt und ge- 
ordnet wurden, die in die Kompetenz des Bundes hinüber- 
griffen. Eisenbahn- und Postwesen, Eisenbahn- und Militär- 
wesen stehen in vielen Punkten in engem Zusammenhange ; 
der Bund musste daher in die Lage gesetzt werden, zu 
überprüfen, ob durch kantonale Konzessionen etwa Rechte, 
die dem Bunde zustehen, verletzt werden. Dem Bunde 
musste ferner schon im Hinblick auf Art. 21 alte B.-V. ein 
Genehmigungsrecht vorbehalten werden ; im weitern musste 
er auch darauf sehen, ob das ihm verfassungsmässig und 
auch gesetzlich zustehende Rückkaufsrecht gewahrt sei, 
damit er dasselbe später ohne Heraufbeschwörung von Kon- 
flikten ausüben könne. Diese und ähnliche Gründe führten 
dazu, dass das Gesetz, obschon es eine Eisenbahnhoheit des 
Bundes nicht anerkannte, dem Bunde ein Genehmigungs- 
recht bezüglich der von den Kantonen erteilten Konzessionen 
vorbehielt. Der Bund erteilt die Genehmigung, ja er muss 
sie erteilen, wenn die Erstellung der Bahn die militärischen 
Interessen der Eidgenossenschaft nicht verletzt. Das Defi- 
zieren dieser Bedingung ist der einzige Grund, aus welchem 
der Bund die Genehmigung einer Konzession verweigern 
kann. Dagegen wird die Genehmigung an folgende weitere 
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Bedingungen geknüpft, deren Erfüllung in der Macht der 
Bahnen liegt und eventuell vom Bunde erzwungen werden 
kann, deren Nichterfüllung aber auch in gewissen Fällen 
den' Rückzug der Genehmigung zur Folge haben kann. 

A. Unentgeltliche*) Leistungen an den Bund: 

a. Unentgeltliche Beförderung der Gegenstände* der 
Briefpost ; 

ft. unentgeltliche Beförderung der Gegenstände der 
Fahrpost, 

insoweit der Transport derselben nach dem Bundes- 
gesetz über das Postregal von 1849 ausschliesslich 
der Post vorbehalten ist; 

c, die unentgeltliche Beförderung des zu jedem Post- 
transport gehörenden Kondukteurs; 

d, unentgeltliche Beförderung der fahrenden Postbureaux 
und der dazu gehörenden Angestellten (Art. 8 des 
Gesetzes) ; 

e, Gestattung der unentgeltlichen Erstellung von Tele- 
graphenlinien längs der Eisenbahnen (Art. 9 des Ge- 
setzes) ; 

/. unentgeltliche Beaufsichtigung und Leitung der Er- 
stellung der Telegraphenlinien und grösserer Repara- 
turen derselben durch die Ingenieurs der Bahn (Art. 9 
des Gesetzes); 

g, unentgeltliche Bewachung der Telegraphenlinien, so- 
wie unentgeltliche Vornahme kleiner Reparaturen an 
denselben durch das Bahnpersonal (Art. 9 des Gesetzes). 

B, Leistunge7i der Bahnen an den Bund zu 7^edu- 
zierten Preisen: 

a, Beförderung von Militär und Kriegsmaterial in eid- 
genössischem Dienste resp. Eigentume zu der Hälfte 
der niedrigsten bestehenden Taxe in den ordentlichen 



*) Genau genommen, handelt es sich nicht um unentgeltliche 
Leistungen, sondern um Leistungen, die sich der Bund gegen Ueber- 
lassung des ins Postregal fallenden regelmässigen Personentransportes 
ausbedingt. 
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Zügen. Die Anordnung dieser Truppentransporte muss 
aber von einer zuständigen Militärstelle ausgehen, also 
jedenfalls von einer eidgenösschen aus (Art. 10 des 
Gesetzes) ; 

b, Beförderung von grössern eidgenössischen Truppen- 
korps und deren Material zu und unter den gleichen 
Bedingungen durch Extrazüge (Art. 10 des Gesetzes). 

C Verschiedene Bestiminungen : 

a. Befolgung der bundesrechtlichen Bestimmungen in 
Bezug auf technische Einheit im schweizerischen Eisen- 
bahnwesen (Art. 12 des Gesetzes); 

6. Beginn der Erdarbeiten, nach einer gewissen Frist von 
der Konzessionserteilung an zu rechnen, und gleich- 
zeitiger Ausweis über die gehörige Portführung der 
Erdarbeiten (Art. 11 des Gesetzes). 

Das Defizieren dieser Bedingung zieht auch das 
Erlöschen der Konzession nach sich; 

c. Gestattung des Anschlusses anderer Eisenbahngesell- 
schaften in schicklicher Weise, ohne dass die Tarif- 
sätze zu Ungunsten der einmündenden Bahnlinien un- 
gleich gehalten werden dürfen (Art. 13 des Gesetzes); 

d. Anerkennung des Rückkaufrechtes des Bundes und 
der Zeitfristen, nach deren Ablauf der Bund das Rück- 
kaufsrecht ausüben kann (Art. 14 des Gesetzes); 

e, Anerkennung der Rückkaufsbedingungen (Art. 14 des 
Gesetzes). 

Widerstreitet eine Eisenbahn den militärischen Inte- 
ressen der Eidgenossenschaft oder wollen die Bahnen die 
aufgezählten Bedingungen nicht erfüllen, so hatte der Bund 
das Recht, die Genehmigung der Konzession zu verweigern 
resp. dieselbe zurückzuziehen (z. B. Art. 11 des Gesetzes). 

2. Der Bundesrat hat das Recht, von den Kantonen^ 
bevor sie mit Konzessionsbewerbern in Unterhandlungen 
treten, zu verlangen, dass sie dem Bundesrate von dem ein- 
gelangten Konzessionsgesuche Mitteilung machen, damit 
derselbe sich bei den diesfalls zu pflegenden Unterhandlungen 
vertreten lassen kann. Er hat also auch das Recht, an den 
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diesbezüglichen Verhandlungen teilzunehmen (Art. 16 des 
Gesetzes). 

3. Verweigert ein Kanton die Bewilligung zur Er- 
stellung einer im Interesse der Eidgenossenschaft oder eines 
grossen Teiles derselben liegenden Eisenbahn auf seinem 
Gebiete, ohne sie selbst zu erstellen, oder erschwert er den 
Bau oder Betrieb einer solchen Bahn sonst irgendwie in 
erheblichem Masse, so kann die Bundesversammlung nach 
Prüfung aller hierbei in Betracht kommenden Verhältnisse 
massgebend einschreiten und von sich aus das Erforderliche 
verfügen (Art. 17). Der Bund wird in einem solchen Falle eine 
Zwangskonzession erteilen. Das Gesetz will damit nicht 
etwa für gewisse Fälle die Eisenbahnhoheit von den Kan- 
tonen an den Bund übertragen. Die Bestimmung soll viel- 
mehr den Art. 21 alte B.-V. schützen und dafür sorgen, 
dass derselbe nicht durch die kantonale Eisenbahnhoheit 
verletzt werde. Die Befugnis des Bundes,, eine Zwangskon- 
zession zu erteilen, floss also aus Art. 21 B.-V. Der Wort- 
laut des Art. 17 zeigt das ganz deutlich; für reine Lokal- 
bahnen, die nicht im Interesse der Eidgenossenschaft oder 
eines grossen Teiles derselben lagen, konnte keine Zwangs- 
konzession erlangt werden. Die Kantone konnten für solche 
Lokalbahnen eine Konzession definitiv verweigern. 

4. In gewissen Fällen hatte der Bund auch das Recht, 
die Genehmigung einer Konzession als erloschen zu be- 
zeichnen. Das fand zum Beispiel dann statt, wenn die Frist, 
binnen welcher der Anfang mit den Erdarbeiten gemacht 
und ein genügender Ausweis über die gehörige Fortführung 
geleistet werden soll, unbenutzt abgelaufen war (Art. 11 
des Gesetzes). Diese Fristen wurden auch von Bundes wegen 
festgesetzt und erstreckt. 

Dieses Recht des Bundes entsprang auch aus Art. 21 
B.-V. und hatte den Zweck, die Verschleppung des Baues 
von Linien, die im Intersse der Eidgenossenschaft lagen, 
zu verhindern. 

5. Der Bund hatte das Recht, diejenigen Bestimmungen 
aufzustellen, welche notwendig waren, um in technischer 
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Beziehung die Einheit im schweizerischen Eisenbahnwesen 
zu sichern. Dieses Recht des Bundes wird am besten aus 
Art. 21 alte B.-V. abgeleitet werden. 

Der Bericht der Kommissionsminderheit, welcher sich 
darüber auch ausspricht, nennt es eine Kautel zu Gunsten 
der Eidgenossenschaft im Hinblick auf den einstigen Rück- 
kauf bestehender Eisenbahnen, sowie eine Kautel gegen 
allzuhäufiges Umsteigen und Umladen (pag. 94 des Berichtes). 

Die technische Einheit lag aus militärischen, sowie 
auch aus volkswirtschaftlichen Gründen im Interesse der 
Eidgenossenschaft. 

6. Der Bund hat das Recht, Anstände, die sich aus 
Art. 13 des Gesetzes ergeben, zu entscheiden. Der Artikel 
schreibt vor, dass die Bahnen einander ungehindert An- 
schluss gewähren sollen. Dieses Entscheidungsrecht wurde 
dem Bund ebenfalls im Hinblick auf Art. 21 B.-V. eingeräumt 
und im Berichte der Kommissionminderheit auch als eine 
Kautel zu Gunsten der Eidgenossenschaft im Hinblick auf 
den Rückkauf genannt. 

7. Der Bund hat das Recht, die Bahnen zu den sub II. 
1. b^ Cj d erwähnten Leistungen anzuhalten. 

8. Dem Bunde bleibt das Recht des Rückkaufes vor- 
behalten. 

111. Ausübung der Rechte des Bundes. 

1. Die Bundesvei^sammlung genehmigt die Konzes- 
sionen. Sie setzt die Rückkaufsfristen und die Bedin- 
gungen aller Art fest. Sie entscheidet über die Erteilung 
von Zwangskonzessionen. Sie setzt die Fristen fest, nach 
deren Ablauf eine Konzession resp. deren Genehmigung 
erlischt. Sie beschliesst über den Rückkauf von Eisen- 
bahnen. Sie beschliesst über Zollerleichterungen zu Gunsten 
von Eisenbahnen (Art. 3, Alinea 3, des Gesetzes). Die 
Bundesversammlung konnte auch die Genehmigung einer 
Konzession rückgängig machen, wenn eine Bahn die an die 
Genehmigung geknüpften Bedingungen nicht erfüllen sollte. 
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Das Gesetz nennt mehrfach c den Bund > als Träger 
eines Rechtes, ohne näher anzugeben, ob die Bundesver- 
sammlung oder der Bundesrat das das Recht ausübende 
Organ sein soll. 

Der Bericht der Kommissionsminderheit berührt diesen 
Punkt, und da das Gesetz in diesen Partien mit dem Ent- 
würfe der Komraissionsminderheit völlig übereinstimmt, muss 
man mit dem Berichte annehmen, dass die fraglichen Rechte 
alle, wo nichts anderes bemerkt wird oder wo sich nichts 
anderes aus den Umständen ergibt, durch die Bundesver- 
sammlung ausgeübt werden. Der Bericht führt nämlich 
pag. 98 ff. aus, es wäre zweckmässiger gewesen, wenn die 
Ausübung der dem Bunde zustehenden Befugnis, über die 
Genehmigung der von den Kantonen ausgehenden Konzes- 
sionen zu entscheiden, bezw\ die Bedingungen festzusetzen, 
an welche die Erteilung der Genehmigung zu knüpfen ist, 
dem Bundesrate hätte anheimgestellt w^erden können. Das 
sei aber schon aus dem formellen Grunde nicht zulässig 
gewesen, weil nach dem dritten Lemma des Art. 21 alte 
B.-V. die Prüfung und der Entscheid der Frage, ob durch 
die Erstellung projektierter öffentlicher Werke die militä- 
rischen Interessen der Eidgenossenschaft gefährdet werden, 
ausdrücklich der Bundesversammlung vorbehalten seien. 
« Muss aber — fahrt der Bericht weiter — die Bundesver- 
sammlung infolge des zitierten Artikels sich mit der Geneh- 
migung von solchen Konzessionen befassen, so liegt kein 
Grund vor, andere Bestimmungen derselben, die teils ebenso 
wichtig, teils vielleicht noch wichtiger sind, der Bundes- 
versammlung nicht vorzulegen.» 

2. Dem Bundesrate ist die Ausübung folgender Rechte 
ausdrücklich vorbehalten : 

a. Er lässt sich bei den Unterhandlungen der Kantons- 
regierungen mit Konzessionsbewerbern vertreten. Er 
wählt also diese Vertreter und versieht sie mit Instruk- 
tionen (Art. 16 des Gesetzes). 

b. Er entscheidet, ob eine Bahngesellschaft den genügen- 
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den Ausweis über die Fortsetzung der Bahn geleistet i 
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hat oder nicht (Art. 11 und 18, AUnea 3, des Ge- 
setzes). 

c. Er entscheidet über Fragen, die technische Einheit 
betreffend (Art. 12 und 18, Alinea 3, des Gesetzes). 

d. Er entscheidet über Anstände, die zwischen einzelnen 
Eisenbahngesellschaften in Bezug auf die Anschluss- 
verhältnisse entstehen (Art. 13 und 18, Alinea 3, des 
Gesetzes). 

e. Er verfügt über die Anordnungen bei Bezug der Zölle, 
die zu Gunsten einer bequemeren Benützung der Eisen- 
bahnen dienlich sind (Art. 4 und 18, Alinea 3, des 
Gesetzes). 

/. Die Ausübung der privatrechtlichen Befugnisse des 
Bundes liegt dem Bundesrate ob, resp. den betreffen- 
den Verwaltungszweigen (Post-, Telegraphen-, Militär- 
verwaltung etc.). 

IV. Pflichten des Bundes. 

1. Er muss, sofern nicht Gründe des Art. 21 B.-V. 
entgegenstehen, die Konzessionen genehmigen (Art. 7 des 
Gesetzes). 

2. Er muss den Eisenbahnen für Schienen, Schienen- 
stühle, Drehscheiben, Räder, Achsen, Lokomotiven und Koks, 
die sie vom Auslande beziehen, Zollfreiheit gewähren. Diese 
Zollfreiheit geniessen auch inländische Fabriken, welche 
Rohstoffe zur Fabrikation obgenannter Eisenbahnmateria- 
lien aus dem Auslande beziehen. Die Eisenbahnen geniessen 
diese Vorteile jedoch vorläufig nur für einen Zeitraum von 
zehn Jahren, vom Datum der erteilten Konzession an ge- 
rechnet. Nach Ablauf dieses Zeitraumes fasst alsdann die 
Bundesversammlung die weiteren geeigneten Beschlüsse 
(Art. 3 des Gesetzes). Durch Bundesbeschluss vom 19. Heu- 
monat 1854 wurde der Artikel abgeändert und am 9. Heu- 
monat 1864 wurde diese Zollbegünstigung auf weitere zehn 
Jahre, d. h. bis 10. Heumonat 1874 verlängert (E. A. S. V, 64). 
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Die Kommissionsminderheit hatte diesen Artikel etwas 
anders gefasst. Sie befreite^ die Eisenbahnen vom Eingangs- 
zolle für Schwellen (was im Gesetze nicht der Fall), Schienen, 
Drehscheiben, Räder, Achsen, Lokomotiven und Heizungs- 
materialien. Für Schienenstühle wollte sie also nicht Zoll- 
freiheit gewähren. 

Der Ausdruck « Heizungsmaterialien » ist weiter als 
Koks. Er entsprach dem Willen des Gesetzgebers wohl 
besser. Gemeint war doch gewiss Zollfreiheit für das Bremi- 
material der Lokomotiven. Lokomotiven werden aber mehr 
mit Steinkohlen als mit Koks geheizt. Den inländischen 
Fabriken sollte im weitern nicht, wie das Gesetz bestimmt, 
Zollfreiheit für die bezüglichen einzuführenden Rohstoffe 
gewährt werden ; es sollte ihnen vielmehr für Schienen etc., 
die sie schweizerischen Bahnen liefern, ein dem Zolle, der 
für diese Gegenstände, falls sie aus dem Auslande bezogen 
werden, nachgelassen wird, entsprechender Betrag aus der 
Bundeskasse bezahlt werden (Art. 3 des Entwurfes). 

Es wurde also kein Unterschied gemacht, ob der Roh- 
stoff zur Fabrikation dieser Gegenstände aus dem Auslande 
bezogen wurde oder nicht. 

Es war diese Ausbezahlung durchaus gerechtfertigt. Die 
Beschränkung der Gültigkeit dieser Bestimmungen auf die 
Zeitdauer von zehn Jahren, von Erteilung der Konzession 
an gerechnet, war von der Kommission nicht vorgesehen. 

3. Ber Bund soll, falls Eisenbahnen in den Bereich der 
schweizerischen Zolllinie fallen, betreffend den Bezug der 
Zölle. alle Anordnungen treffen, welche, ohne die unge- 
schmälerte Erhebung der Zölle zu gefährden, dazu geeignet 
sind, die Benutzung der Eisenbahnen zu erleichtern (Art. 4 
des Gesetzes). 

4. Der Bund soll diejenigen Bestimmungen aufstellen, 
welche notwendig sind, um in technischer Beziehung die 
Einheit im schweizerischen Eisenbahnwesen zu sichern 
(Art. 12 des Gesetzes). Im Hinblick auf Art. 21 B.-V. 
muss die Aufstellung dieser Vorschriften nicht nur als ein 
Recht des Staates den Bahnen gegenüber, sondern auch 

10 
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als eine Pflicht, die zu erfüllen er nicht unterlassen darf, 
bezeichnet werden. 

Die Kommissionsminderheit hat gleich im Gesetze die 
Spurweite bestimmen wollen. Es war zweckmässiger, diese 
speziellen Ausführungen spätem Spezialerlassen vorzube- 
halten. 

5. Der Bund soll Eisenbahnunternehmungen, denen von 
andern ein Anschluss verweigert wird, einen solchen ver- 
schaffen (Art. 13 des Gesetzes). 

Den Kantonen gegenüber hat der Bund, in Hinsicht 
auf Art. 21 B.-V. und in Hinsicht auf den künftigen Rück- 
kauf, das Recht, über solche Anstände zu entscheiden ; den 
Recht suchenden Bahnen gegenüber ist es eine Pflicht des 
Bundes, solche Differenzen richtig zu reglieren. 

6. Der Bund hat die Pflicht, den Gesellschaften die 
Anbringung eines Drahtes an einer längs einer Eisenbahn 
führenden eidgenössischen Leitung zu gestatten (Art. 5 des 
Gesetzes). 

7. Der Bund hat die Pflicht, jeder Bahn eine Frist fest- 
zusetzen, binnen welcher der Anfang mit den Erdarbeiten 
gemacht und zugleich genügender Ausweis über die ge- 
hörige Fortführung derselben geleistet werden soll (Art. 1 1 
des Gesetzes). Ein Unterlassen dieser Festsetzungen wäre 
offenbar eine arge Vernachlässigung der Pflichten des 
Bundes resp. dessen Organe, indem so eine trölerische Bahn- 
unternehmung die Entstehung einer Linie nach Belieben 
verschleppen könnte. Sie hätte, obschon es ihr mit der 
Entstehung der Linie gar nicht ernst wäre, die Konzession 
in Händen, was die Bildung einer andern Gesellschaft zur 
Erstellung derselben Linie verhindern würde. Man denke 
nur an die den altern Konzessionen eigene Bestimmung 
des Ausschlusses jeder Konkurrenzlinie auf ein lange Reihe 
von Jahren hinaus. 

8. Der Bund hat die Pflicht, die Bahnen für ausser- 
ordentliche Sicherheitsmassregeln, die durch den Transport 
von Pulver und Kriegsfeuorwerk veranlasst werden, zu 
entschädigen; er haftet auch für den Schaden, der durch 
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Beförderung dieser Gegenstände ohne Verschulden der Eisen- 
bahnverwaltungen oder ihrer Angestellten verursacht wird 
(Art. 10, Alinea 2, des Gesetzes). Er muss die Bahnpost- 
wagen liefern und auch das Material zu kleinern, durch 
das Bahnpersonal zu besorgenden Reparaturen an den eid- 
genössischen Leitungen (Art. 8, Alinea 2, und Art. 9 c des 
Gesetzes). 

V. Rechte der Kantone. 

1. Die Kantone besitzen die Eisenbahnhoheit; sie können 
Bahnen selbst erstellen oder konzessionieren (x\rt. 1 und 2 
des Gesetzes), sowie innert den Rahmen des Bundesgesetzes 
von 1852 Eisenbahngesetze erlassen. 

2. Sie haben das Recht, vom Bunde die Genehmigung 
ihrer Unternehmungen oder der von ihnen erteilten Kon- 
zessionen zu verlangen, sobald sie nicht wider Art. 21 B.-V. 
Verstössen (Art. 7 des Gesetzes). 

VI. Pflichten der Kantone. 

1. Bevor eine Kantonsregierung mit Konzessionsbewer- 
bern in Unterhandlungen tritt, soll sie dem Bundesrate 
von dem eingegangenen Konzessionsgesuche Kenntnis geben, 
damit sich derselbe bei den daherigen Verhandlungen ver- 
treten lassen kann (Art. 16 des Gesetzes). 

2. Kein Kanton soll die Bewilligung zur Erstellung 
einer im Interesse der Eidgenossenschaft oder eines grossen 
Teiles derselben liegenden Eisenbahn auf seinem Gebiete 
verweigern, ohne selbst die Erstellung derselben zu unter- 
nehmen. Es soll auch der Bau und Betrieb einer solchen 
Eisenbahn nicht in erheblichem Masse von den Kantonen 
erschwert werden (Art. 17 des Gesetzes). 

VII. Rechte der Bahnunternehmungen. 

1. Den KcDitonen gegenüber. Die Unternehmer von 
Bahnen haben den Kantonen gegenüber, auch sofern es 
sich um eine Linie handelt, die im Interesse der Eidge- 
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nossenschaft oder eines Teiles derselben liegt, nicht etwa 
das Recht, eine Konzession zu erzwingen. Dieser Zwang 
kann, durch die Bundesversammlung nur zur Aufrecht- 
haltung des Art. 21 B.-V. ausgeübt werden, nicht aber 
zu Gunsten einer Gesellschaft; das letztere wäre ein Ein- 
griff in die kantonale Eisenbahnhoheit. Es kann allerdings 
vorkommen, dass eine Gesellschaft die Erteilung einer Kon- 
zession, die ihr verweigert wurde, verlangte und dass ihr 
hierauf eine solche durch die Bundesversammlung zwangs- 
weise erteilt würde, allein nicht deshalb, weil die Gesell- 
schaft ein Recht auf diese Erteilung hat, sondern deswegen, 
weil durch das Verhalten des Kantones Art. 21 B.-V. verletzt 
wird. Die Rechte der Bahnen gegenüber den Kantonen 
bestimmen sich aus den respektiven kantonalen Gesetzen 
und Konzessionen. 

2. Der Eidgenossenschaft gegenüber : 

a. Die mit kantonalen Konzessionen versehenen Kon- 
zessionsinhaber haben das Recht, von der Eidgenossen- 
schaft die Genehmigung der Konzession zu verlangen, 
sofern deren Gegenstand nicht gegen Art. 21 B.-V. 
verstösst. Den Kantonen gegenüber können Private 
die Erteilung einer Konzession nicht erzwingen; sie 
können den Bund nur veranlassen, für eine Linie, die 
im allgemeinen Interesse der Eidgenossenschaft liegt, 
von sich aus eine Zwangskonzession zu erteilen. 

b. Das Recht auf Zollermässigungen (Art. 3 des Gesetzes). 

c. Das Recht, Drähte an eidgenössischen Leitungen an- 
zubringen (Art. 6 des Gesetzes). 

(i. Das Recht, die Anwendung des eidgenössischen Ex- 
propriationsgesetzes zu ihren Gunsten zu verlangen. 

e. Das Recht, Ersatz der Kosten zu verlangen, welche 
durch ausserordentliche Massregeln für den Transport 
von Pulver und Kriegsfeuerwerk veranlasst werden, 
und dasjenige, auf Ersatz des Schadens, der durch 
Beförderung der letzterwähnten Gegenstände ohne 
Verschuldung der Eisenbahnverwaltung oder ihrer 
Angestellten verursacht wird (Art. 10 des Gesetzes). 
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/. Das Recht, zu vorlangen, dass eine andere Bahnunter- 
nehmung angehalten werde, einen schicklichen An- 
schluss zu gestatten (Art. 13). 

g. Das Recht auf Entschädigung beim Rückkauf. 

VIII. Pflichten der Gesellschaften resp. Bahnunternehmungen. 

1. Gegenüber den Kantonen. Wer eine Bahn bauen 
will, soll bei den bezüglichen Kantonen um eine Konzession 
nachsuchen. Kantone, die auf dem Gebiete anderer Kantone 
bauen wollen, haben das ebenfalls zu tun (Art. 16 und 20 
des Gesetzes). 

Im übrigen sind die Rechte der Kantone in den kan- 
tonalen Gesetzgebungen oder in den Konzessionen fixiert. 

2. Gegenüber dem Bunde: 

a. Innehaltung der sub IL 1 a, 6^ c hiervor aufgezählten 
Bestimmungen. 

b. Beachtung aller derjenigen Bestimmungen, die bei 
Anlass der Genehmigung der Konzessionen festgesetzt 
werden, um die Beziehungen der Eisenbahn Unter- 
nehmungen zu der eidgenössischen Postverwaltung 
zu regeln, die im Gesetze nicht schon ausdrücklich 
geordnet sind (Art. 8, Alinea 3 des Gesetzes). 

(\ Gestattung des Anschlusses anderer Eisenbahnen (in 
Hinsicht auf Art. 21 B.-V). Beachtung der jeweiligen 
Bundesgesetzgebung. 

3. Gegenüber den andern Bahnen. Gestattung eines 
Anschlusses {kri. 13 des Gesetzes). 

IX. Verschiedene Vorschriften. 

1. Artikel 19 des Gesetzes schreibt noch vor, dass, 
soweit bei der Erstellung von Eisenbahnen Verhältnisse zu 
dem iVuslande in Betracht kommen, die Vorschriften der 
Bundesverfassung über die Beziehungen der Schweiz zum 
Auslande vorbehalten werden. Es betrifft dies Staatsver- 
träge über die Fortsetzung von Bahnen über die Grenzen 
und ähnliche Verhältnisse. 
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2. Bauen die Kantone selbst Bahnen, so finden die Be- 
stimmungen des Gesetzes, wie schon mehrfach angedeutet, 
analoge Anwendung (Art. 20 des Gesetzes). 

3. Schliesslich haben wir noch einige Bemerkungen 
über das Rückkaiifsrecht des Bundes anzubringen. Das 
Gesetz wahrt in Art. 14 das Rückkaufsrecht des. Bundes 
und schreibt ferner vor, dass jeweilen bei der Konzessions- 
genehmigung die Fristen, nach deren Ablauf es auszuüben 
sei, festgesetzt werden sollen, dass eine Entschädigung ge- 
leistet werden soll und dass hi den Konzessionen die Be- 
dingungen, unter welchen der Rückkauf stattfinden kann, 
festgestellt werden sollen. Mehr sagt das Gesetz über den 
Rückkauf nicht, sondern überlässt eben alles weitere dem 
Genehmigungsakte. Die Kommissionsminderheit ging weiter. 
Sie sagte, dem Bund solle das Rückkaufsrecht zu gewissen 
Zeiten zustehen; er solle die Bahn gegen Entschädigung 
an sich ziehen dürfen. Dann fährt der bezügliche Artikel (14) 
des Entwurfes weiter: 

« Kann eine Verständigung über die zu leistende Ent- 
schädigungssumme nicht erzielt werden, so wird die letztere 
durch ein Schiedsgericht bestimmt. Dieses Schiedsgericht 
wird so zusammengesetzt, dass jeder Teil zwei Schiedsrichter 
wählt und von den letzteren ein Obmann bezeichnet wird. 
Können sich die Schiedsrichter über die Person des Ob- 
mannes nicht vereinigen, so bildet das Bundesgericht einen 
Dreiervorschlag, aus welchem zuerst der Kläger und her- 
nach der Beklagte je einen der Vorgeschlagenen zu streichen 
hat. Der Uebrigbleibende ist Obmann des Schiedsgerichtes. 
« Bei Ausmittlung der festzusetzenden Entschädigungs- 
summe fällt ausschliesslich in Berücksichtigung: 
«a. Das ursprüngliche Anlagekapital der Bahn, welche 

der Bund an sich ziehen will und ihre Zubehörde. 
« 6. Die mutmassliche Summe, welche die Erstellung der 
Bahn und die Einrichtung derselben zum Betriebe 
in dem Zeitpunkte, in dem der Bund sie an sich ziehen 
zu wollen erklärt, kosten würde. 
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< Von diesen beiden bei Ansmittlung der Entschädigung 
in Anschlag zu bringenden Summen ist, mit Rücksicht auf 
den Umstand, dass der Bund die betreffende Bahn nicht 
im neuen Zustand an sich zieht, ein angemessener Abzug 
zu machen. > 

Die Kommissionsminderheit sprach sich über diese Rück- 
kaufsbestimmungen in ihrem Berichte noch näher aus. Es 
geht aus allem hervor, dass bei der Preisbestimmung der 
wahre Wert des Rückkaufsobjektes massgebend sein sollte. 
Es sollte keine Rücksicht genommen werden weder auf 
den Ertrag der Bahn noc^h auf den zufälligen Kurspreis der 
Aktien (pag. 97 des Berichtes). Die Kommissionsminderheit 
illustrierte ihre Rechnungs weise durch ein Beispiel, welches 
hier Platz finden mag. « Hätte — schreibt sie — eine Bahn 
ursprünglich 10 Millionen Franken gekostet und es betrügen 
die mutmasslichen Erstellungskosten der gleichen Bahn im 
Momente, wo der Bund dieselbe an sich zieht — z. B. 
55 Jahre später — 15 Millionen Franken, so könnte nach 
dem vorgeschlagenen Ausmittlungsmassstab, wenn in beiden 
Fällen je eine Million für teils wirkliche, teils präsumierte 
Abnutzung der Bahn abgerechnet wird, die Schätzung der 
Bahn nebst Zubehörde weder unter die Summe von 9 Mil- 
lionen noch über die Summe von 14 Millionen gehen; sie 
müsste sich immer im Spielräume des niederen und des 
höheren Ansatzes, das heisst im konkreten Fall zwischen 
9 und 14 Millionen halten. » Der Bericht wendet sich gegen 
folgendes, damals oft übliches Rückkaufsrecht : « Rückkauf 
von Ende des 25. Jahres nach Erteilung der Konzession 
an zu rechnen, möglich und zwar zu 200% des Anlage- 
kapitals. Vom 25. bis 35. Jahre jedes Jahr um 1 % dieses 
Kapitals weniger und so fort in abnehmenden Prozenten 
des Anlagekapitals von zehn zu zehn Jahren, bis die Aus- 
lösungssumme im 75. Jahre noch die Hälfte des Anlage- 
kapitals betragen würde. > 

> 




